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Abstract 

In der Schweiz haben Menschen, die in Armut geraten, Anspruch auf sozialstaatliche Unterstützungs-

leistungen. Der Sozialstaat verpflichtet sich somit, diese Menschen finanziell und materiell zu unterstüt-

zen und ihre gesellschaftliche Integration zu fördern. Gleichzeitig setzt Workfare, auch als Aktivierungs-

politik bekannt, Verpflichtungen für die Empfänger*innen sozialstaatlicher Unterstützungsleistungen vo-

raus und erwartet von ihnen, dass sie gewisse Gegenleistungen erbringen. Die Nichteinhaltung von Ver-

pflichtungen oder ungenügend bewertete Bereitschaft zur Gegenleistung, kann zu Sanktionsandrohun-

gen führen, auf welche beispielsweise eine Leistungskürzug oder die gänzliche Einstellung der Leistun-

gen folgen können. Die Bestrafung für eine rechtswidrige Handlung mit einer Busse oder Geldstrafe kann 

alle juristisch erfassbaren Personen treffen. Sie trifft aber besonders diese Menschen hart, welche nicht 

über genügend finanzielle Ressourcen verfügen, um den Betrag innerhalb der gegebenen Frist zu be-

gleichen. Wenn die Geldschuld nicht durch Eigentum oder Besitz eingetrieben werden kann, wird der 

offene Geldbetrag in eine Ersatzfreiheitsstrafe umgewandelt. Ersatzfreiheitsstrafen treffen dadurch ins-

besondere Menschen mit wenig finanziellen Mitteln. In der Schweiz erfolgt ungefähr die Hälfte aller jähr-

lichen Haftantritte aufgrund von nicht beglichenen Bussen oder Geldstrafen. 

Die vorliegende Bachelor-Thesis untersucht die Auswirkungen von Workfare und Ersatzfreiheitsstrafen 

auf armutsbetroffene Menschen in der Schweiz. Sie analysiert literarisch, wie der Schweizerische Sozi-

alstaat in der Bekämpfung von Armut, Kontroll- Sanktionierungs- und Strafmechanismen anwendet und 

welche Implikationen sich daraus für die Soziale Arbeit ergeben. Die Fragestellung richtet sich darauf 

aus, wie Armutsbetroffene durch staatliche Massnahmen wie Workfare und der Ersatzfreiheitsstrafe kri-

minalisiert werden. 

Die Arbeit beginnt mit einer Auseinandersetzung mit der Definition und den Ursachen von Armut, um 

anschliessend den sozialstaatlichen Umgang mit Armutsbetroffenen im Rahmen von Workfare zu be-

leuchten. Dabei werden die Erwartungen und Pflichten an Sozialhilfeempfangende und die zu deren 

Durchsetzung angewendeten Kontroll- und Sanktionierungsmechanismen untersucht. Weiter beschäfti-

gen wir uns mit dem Zusammenhang von Armut und Kriminalität, um durch wissenschaftliche Befunde, 

die Funktion des sozialen Ausschlusses durch Kriminalisierungsprozesse aufzuzeigen. Durch die Ein-

bettung in historische, gesellschaftliche, ökonomische, rechtliche und politische Kontexte wird die Funk-

tion und Rolle der Sozialen Arbeit in der Armutsbekämpfung aber auch in der Kriminalisierung von Armut 

verdeutlicht. Daraus werden Erkenntnisse für die Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession abgeleitet 

und es wird aufgezeigt, wie sie die soziale Teilhabe aller ermöglichen und dazu beitragen kann, Armut 

auf verschiedenen Ebenen zu bekämpfen. 
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1 Einleitung 

1.1 Vorstellung des Themas  

Wenn eine Person ins Gefängnis kommt, wird in den meisten Fällen davon ausgegangen, dass sie zuvor 

eine entsprechende Straftat begangen haben muss, zu welcher sie für eine Freiheitsstrafe verurteilt 

wurde. Die meisten Menschen, die in der Schweiz inhaftiert werden, werden jedoch nicht aufgrund einer 

„schwerwiegenden“ Straftat festgenommen, sondern aufgrund von unbeglichenen Bussen oder Geld-

strafen (Bundesamt für Statistik, 2023a). Somit kommt es zu einer Haftstrafe, welche nach Strafgesetz-

buch (StGB) für das begangene Delikt ursprünglich nicht vorgesehen war. In der Schweiz befinden sich 

mehr als die Hälfte aller Inhaftierten in Ersatzfreiheitsstrafen, das heisst sie konnten den offenen Geld-

betrag mit keinen Mitteln einbringen und wurden stattdessen inhaftiert (Bundesamt für Statistik, 2023b). 

Ein Blick auf die ökonomische Situation der betroffenen Personen bestätigt, dass Ersatzfreiheitsstrafen 

vor allem armutsbetroffene1 Menschen betreffen. Wer das Geld hat oder irgendwie auftreiben kann, hat 

die Möglichkeit sich innerhalb der gegebenen Frist von der Geldstrafe freizukaufen (Biberstein & Killias, 

2019, S. 42). Menschen, die von Armut betroffen sind, tragen daher ein höheres Risiko für ihr Verhalten 

kriminalisiert und inhaftiert zu werden. Durch ihre finanzielle Notlage sind ihnen verschiedene Zugänge 

zu gesellschaftlichen Ressourcen, wie zum Beispiel zu Beschäftigungsmöglichkeiten oder sozialen 

Dienstleistungen und Unterstützungsangeboten, erschwert. Dies kann Bedingungen fördern, die Verhal-

tensweise begünstigen, welche mit dem Gesetz in Konflikt geraten (vgl. Auer et al., 2024). Dies ist sehr 

häufig der Fall, wenn Menschen ihr Zugticket nicht bezahlen können, aber dennoch auf die Transport-

möglichkeit angewiesen sind und dann aufgrund des fehlenden Tickets bestraft werden.  

Armut ist in verschiedenen gesellschaftlichen Formationen eine praktisch zeitlose Tatsache und ist Teil 

der gesellschaftlich bedingten Gestaltung von Lebensbedingungen. So wird Armut oftmals als soziales 

Problem wahrgenommen, das bekämpft werden muss. Dadurch bringt Armut soziale Akteur*innen her-

vor, die versuchen Armut, und die damit einhergehende soziale Ausschliessung, zu überwinden. Diese 

Akteur*innen können individuell oder kollektiv auftreten. Zudem können es nationale Institutionen sein, 

welche durch Interventionen agieren und auf Armut reagieren (Huster et al., 2018, S. 3). Bei der 

 
1 In dieser Arbeit wird von armutsbetroffenen Menschen geschrieben. Die Gesellschaftsschicht an und unter der Armutsgrenze 

wird oft auch als „Sozial Schwache” bezeichnet. Diese Benennung wird in dieser Arbeit vermieden, da finanziell schwachauf-

gestellte Menschen oft sozial Stark sind. Auch eröffnet diese Benennung den Eindruck, dass die Gesellschaft diese Personen-

gruppe als sozial schwach ansieht, was sich auf das Selbstbild und die Fremdwahrnehmung auswirken kann. Im Kapitel 4.3 

Ettiketierungsansatz wird in dieser Arbeit der Zusammenhang der Stigmatisierung von Aussen und dem Selbstbild von Indivi-

duen eingegangen. 
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Bekämpfung von Armut in der Schweiz ist das System der sozialen Sicherheit zu betrachten, dessen 

unterstes Netz die Sozialhilfe ist. Dieses leistet sowohl wirtschaftliche als auch soziale Unterstützung in 

Form von Arbeitslosengeldern, Zulagen wie Ergänzungsleistungen oder der Sozialhilfe (Bundesamt für 

Sozialversicherungen, 2024). Eingegliedert sind die sozialstaatlichen Leistungen in die Ideologie von 

Workfare. Workfare ist ein arbeitsmarktpolitisches Konzept, das als Instrument zur Bekämpfung von Ar-

mut eingesetzt wird und nach dem Prinzip der „Leistung und Gegenleistung“ funktioniert. Durch das Ge-

genleistungsprinzip und Androhungen von Sanktionen verfolgen die Massnahmen und Programme von 

Workfare das Ziel, der möglichst raschen beruflichen und sozialen Integration (vgl. Studer, 2020, S. 1-

2). Workfare hat die Tendenz dazu, die individuelle Verantwortung und Pflichten von Sozialhilfebezie-

henden stärker zu betonen und vernachlässigt somit strukturelle Faktoren, die Menschen in Armutsver-

hältnisse bringt (vgl. Wyss, 2009).  

Armutsbetroffene Menschen sind so häufiger einer intensiven Überwachung und Kontrolle durch staatli-

che Institutionen unterstellt, was beispielsweise durch Auflagen im Rahmen des Bezugs von Sozialleis-

tungen sichtbar wird (vgl. Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe [SKOS], 2021a). Menschen in einer 

sozioökonomisch benachteiligten Lebenslage, unterliegen nicht nur durch das geforderte Gegenleis-

tungsprinzip im Sozialstaat, mehr staatlicher Kontroll- Sanktionierungs- und Strafmechanismen, sondern 

sind zusätzlich durch den häufigeren Vollzug einer Ersatzfreiheitsstrafe bedroht. Die negativen Wirkun-

gen von Workfare und der Ersatzfreiheitsstrafe treffen armutsbetroffene Menschen härter und häufiger. 

Diese zwei Formen des gesellschaftlichen Umgangs mit Armut sind analytisch voneinander trennbar, 

jedoch in ihrer Weltanschauung und Funktion des sozialen Ausschlusses miteinander verbunden. Diese 

sozialpolitischen Phänomene können als Kriminalisierungsprozesse von Armutsbetroffenen genauer un-

tersucht werden. Sie werden über vorherrschende Diskurse in der Gesellschaft über Armut und Krimina-

lität getragen und legitimiert (vgl. Cremer-Schäfer, 2002).  

Die Armutsbekämpfung ist historisch gesehen ein zentrales Handlungsfeld für die Soziale Arbeit, da auch 

heute noch Armutsverhältnisse bestehen (Ansen, 1998, S. 9). Sie muss sich daher mit Möglichkeiten für 

politische und gesamtgesellschaftliche Veränderungen und Entwicklungen auseinandersetzen, die Ar-

mut angehen und bekämpfen. Die Soziale Arbeit hat sich dazu in verschiedenen Bereichen institutiona-

lisiert, um Armut zu bearbeiten. So ist sie in Arbeitsintegrations- und Beschäftigungsprogrammen, auf 

den Sozialdiensten, im Migrationsbereich, in der Schuldenberatung oder im Gefängnis oder in der Be-

währungshilfe tätig. Sozialarbeitende begleiten und unterstützen ihre Adressat*innen beim Prozess der 

Budgetplanung, beim Einstieg in die Erwerbsarbeit, beim Prozess der Arbeitsintegration, bei Unterstüt-

zungsanfragen für finanzielle Unterstützung aber auch während einer Inhaftierung und der darauffolgen-

den Entlassung und (Re-)Integration in die Gesellschaft. Die Ausgestaltung und Umsetzung von 
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Mechanismen, welche armutsbetroffenen Personen kontrollieren, sanktionieren oder bestrafen greifen 

fest in Institutionen wie der Sozialhilfe oder Haftanstalten ein und betreffen so Sozialarbeitende in ihrer 

täglichen Arbeit. Aus der Analyse dieser Mechanismen, sollen abschliessend Erkenntnisse für die Sozi-

ale Arbeit als Menschenrechtsprofession nutzbar gemacht werden. 

1.2 Forschungsstand 

In der bestehenden Literatur über Armut gibt es verschiedene Definitionen und Begriffe von Armut und 

unterschiedliche Methoden, anhand welchen Armut gemessen werden kann. In der Schweiz gibt es eine 

grossflächig anerkannte Armutsdefinition der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS). Die all-

gemeinen Richtlinien der SKOS sind auch zur Bemessung der Sozialhilfeleistungen eine wichtige Orien-

tierung. Sie sind rechtlich jedoch nicht verbindlich (Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe [SKOS], 

2020, S.2). Die Gründe, weshalb Personen in Armutsverhältnisse geraten, haben unterschiedliche Ursa-

chen. Es gibt verschiedene Risikofaktoren, die zu Armutsbetroffenheit führen können, die individuell wie 

auch strukturell zu verorten sind. Beispielsweise die Gesundheit oder die eingeschränkte Erwerbsmög-

lichkeiten (Schweizerisches Gesundheitsobservatorium, 2021; Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe 

[SKOS], 2010a, S. 14). 

Um ein differenziertes Verständnis von Armut zu bekommen, dient der Capability-Ansatz als Konzept, 

das auch den Diskurs über Armut stark geprägt hat. Durch die Auseinandersetzung mit dem Ansatz 

lassen sich genauere Erkenntnisse für die individuellen wie auch strukturellen Dimensionen von Armut 

ableiten und zeigt sie in ihrer Wechselwirkung zueinander (Sen, 2005). Das mehrdimensionale Konzept 

ist ein Zusammenspiel individueller wie auch gesellschaftlicher Rahmenbedingungen, wodurch unter-

schiedliche Faktoren wie Gesundheit, Migration, Wohnsituation, Zugang zum Arbeitsmarkt oder finanzi-

elle Möglichkeiten von Betroffenen miteinbezogen werden (vgl. Schuwey & Knöpfel, 2014, S. 26). So 

können beispielsweise individuelle Faktoren dazu führen, dass bestehende Armutsverhältnisse verstärkt 

werden. Dazu betrachten wir eine Studie der Berner Fachhochschule im Auftrag des Bundesamts für 

Gesundheit (Kessler et al., 2021), welche belegt, dass Sozialhilfebeziehende überdurchschnittlich häufig 

von gesundheitlichen Beeinträchtigungen betroffen sind, was sich besonders bei Langzeitbeziehenden 

negativ auf ihre berufliche Integration auswirkt. Weiter gibt es auf struktureller Ebene verschiedene Fak-

toren, die Einfluss auf die Armutsverhältnisse und die Erwerbsarbeit haben. So zum Beispiel soziale 

Herkunft, Nationalität, Geschlecht, Alter oder Behinderung (Kopp & Graff, 2021, S. 56-68).  

Die Sozialhilfe ist auf nationaler Ebene des Schweizerischen Sozialstaats eine Akteurin zur Armutsbe-

kämpfung, welche in Workfare eingebettet ist. Durch sie werden armutsbetroffene Menschen durch 
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staatliche Unterstützungsleistungen unterstützt mit dem Ziel, dass eine möglichst rasche (Wieder-)ein-

gliederung in die Erwerbsarbeit2 stattfinden kann (Wyss, 2009, S. 39). Kurt Wyss, ein Schweizer Sozial-

wissenschaftler, setzte sich intensiv mit Fragen der Sozialpolitik und dem Konzept von Workfare ausei-

nander. Er argumentiert dafür, dass die Sozialhilfeleistungen mit Massnahmen verbunden werden soll-

ten, die die Erwerbsarbeitsbereitschaft und die soziale Integration nachhaltig fördern. Wyss definiert 

Workfare als Form der Sozialpolitik, welche die soziale Unterstützung mit (negativen) Arbeitsanreizen 

verbindet. Wyss betonte die Notwendigkeit von Workfare, dass langfristige Erfolge bei der Arbeitsver-

mittlung erzielt werden sollen, die Armut effektiv bekämpfen. Durch ihn wird das Konzept Workfare prä-

zisiert und differenziert. Seine Gedanken haben in der Diskussion über die Gestaltung der Sozialhilfe bis 

heute Relevanz. Der Forschungsstand zu Workfare und seiner Einbettung ins Sozialhilfesysteme ist 

komplex und nicht unumstritten. Es gibt sowohl befürwortende wie auch kritische Stimmen dieser Pro-

gramme und die Debatten darüber, wie am besten mit Armut und Erwerbslosigkeit umgegangen werden 

kann, sind weiterhin Gegenstand der Forschung wie auch politischer Debatten. Der Forschungsstand 

zur Wirkung von Sanktionen deutet jedoch darauf hin, dass die negativen Anreize den langfristigen Erfolg 

von Integrationsbemühungen in der Sozialhilfe erschweren (vgl. Wyss, 2009, S. 39; Avenir Social, 2014, 

S. 6; Eser Davolio et al., 2013, S. 28 & 82; Zolli & Healy, 2012). 

Da wir uns in der Arbeit mit Kriminalisierungsprozessen und Formen sozialer Ausschliessung befassen, 

beschäftigen wir uns auch mit Texten von Helga Cremer- Schäfer, eine deutsche Soziologin und Krimi-

nologin, welche Literatur zum Zusammenhang von Armut und Kriminalisierung verfasste und so kritische 

Impulse für das professionelle Selbstverständnis der Sozialen Arbeit bietet (Cremer-Schäfer, 2002). Eine 

weitere ergänzende Literatur von Alessandro Baratta leistet einen Beitrag wie „abweichendes“ Verhalten 

durch die Gesellschaft definiert und erklärt werden kann. Dabei handelt es sich um ein unveröffentlichtes 

Manuskript, welches mit der Ausführung über den Ettiketierungsansatz eine kritische Sichtweise auf Kri-

minologie und Strafrechtsethik bietet (Baratta, 1998). Diese Ausführungen werden auch durch Autor*in-

nen wie Rusche (2016), Sack (2003) und Wacquant (2016) ergänzt.  

Der Zusammenhang von Armut und Kriminalität wird besonders durch eine neuere Studie in die vorlie-

gende Arbeit miteinbezogen, welche die negativen Anreize in der Asylsozialhilfe, mit „kriminellem“ Ver-

halten in Verbindung bringt (Auer et al., 2024). Durch ein Werk von Michael Lindenberg vertiefen wir die 

 
2  Nicht jede Arbeit, die geleistet wird, erhält eine finanzielle Wertschätzung in Form von einem Lohn. Zu unbezahlter Arbeit 

gehören zum Beispiel die Care-Arbeit, den Haushalt zu führen oder ehrenamtliches Engagement in Vereinen, Gruppen oder 

Kollektiven. In dieser Arbeit wird deshalb für bezahlte Arbeit, also Lohnarbeit, der Begriff Erwerbstätigkeit oder Erwerbsar-

beit benutzt. 
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Aspekte von Kriminalität, welche für die Beantwortung der Forschungsfrage, zentral sind. So führt er 

vieles über die Anforderung an die Soziale Arbeit aus, welche in Bezug auf Kriminalität an sie gestellt 

werden (Lindenberg, 2024).  

Durch das Werk von Michel Foucault (1994), „Überwachen und Strafen; Die Geburt des Gefängnisses“ 

integrieren wir eine bedeutende soziologische Erklärungsweise über die Funktion von Überwachen und 

Strafen. Damit erschliessen wir eine kritische Grundlage, wenn wir Kriminalisierungsprozesse und die 

Ersatzfreiheitsstrafe betrachten werden. Um Erkenntnisse über die Anwendung und Kritik an der Ersatz-

freiheitsstrafe zu erschliessen, betrachten wir Literatur aus Deutschland und der Schweiz (Wirth et al., 

2018; Biberstein & Kilias, 2019), welche eine hohe Relevanz für den gesellschaftspolitischen Diskurs 

aufweisen und die Auswirkungen, welche einen Haftaufenthalt für Betroffene haben, ausführen.  

Für das professionelle Verständnis der Sozialen Arbeit orientieren wir uns in der vorliegenden Arbeit 

einerseits an den offiziellen Definitionen der Sozialen Arbeit, wie der International Federation of Social 

Work (IFSW) (Avenir Social, 2015) und anderseits mit dem Tripelmandat von Silvia Staub- Bernasconi 

(2018). Zudem rezipieren wir den Berufskodex der Sozialen Arbeit von Avenir Social (2010) und auch 

kritische Gedanken von Denkerinnen wie Nivedita Prasad (2018).  

1.3 Fragestellung und Unterfragen 

Wie in der Ausführung des Forschungsstandes zu erkennen ist, gibt es verschiedenste Literatur zum 

Thema Armut, Workfare, der Funktion der Sozialhilfe und auch einiges zur kritischen Auseinanderset-

zung mit Kriminalität. Die Phänomene Armut und Kriminalisierung werden jedoch wenig wissenschaftlich 

in ihrem Zusammenhang zusammengeführt. Neuere Studien, wie jene über den Zusammenhang der 

Höhe der Asylsozialhilfe und Kriminalität (Auer et al., 2024)  sowie jene über Ersatzfreiheitsstrafen in der 

Schweiz (Biberstein & Killias, 2019) wollen jedoch mit ihren Daten den Diskurs darüber anregen. Die 

Zusammenführung der beiden Themen Armut und Kriminalität können wichtige Erkenntnisse für die So-

ziale Arbeit eröffnen.  

Es hat sich gezeigt, dass aufgrund fehlender Wissensbestände, nur wenig Informationen über das Zu-

sammenwirken von Workfare und der Ersatzfreiheitsstrafen, als Kriminalisierungsprozesse von Armut, 

vorhanden sind. Die vorliegende Arbeit möchte sich daher mit den Kontroll-, Sanktions- und Strafmecha-

nismen auseinandersetzen, welchen armutsbetroffenen Menschen im Schweizerischen Sozialstaat aus-

gesetzt sind und wollen erschliessen, welche Rolle die Soziale Arbeit dabei einnimmt. Daraus resultiert 

folgende Fragestellung für die vorliegend Arbeit: 
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Forschungsfrage:  

Wie wird Armut in der Schweiz durch Workfare und die Anwendung von Ersatzfreiheitstrafen kriminali-

siert und wie können Erkenntnisse aus dieser Analyse für die Soziale Arbeit nutzbar gemacht werden? 

Unterfragen: 

1. Wie kann Armut erklärt und analysiert werden? 

2. Wie wirken sich Armutsverhältnisse auf Betroffene aus und wie wird sozialstaatlich auf Armut 

reagiert?  

3. Welches Ziel hat die Workfare-Politik und was sind die Auswirkungen? 

4. Welche Rollen spielen Kontrolle und Sanktionierung in Workfare? 

5. Was ist die gesellschaftliche Funktion von Überwachen und Strafen und wie können Kriminalisie-

rungsprozesse kritisch analysiert werden?  

6. Wie wird Armut durch Haft kriminalisiert?  

7. Welche Rolle hat die Soziale Arbeit in der Kriminalisierung von Armut und welche Erkenntnisse 

daraus kann sie für sich nutzbar machen? 

In der vorliegenden Bachelor-Thesis soll dementsprechend primär herausgefunden werden, wie sich 

Workfare auf armutsbetroffene Personen auswirkt. In einem weiteren Schritt soll thematisiert werden, 

wie Kriminalisierungsprozesse in einer Gesellschaft wirken und aufgezeigt werden, welche Personen-

gruppen besonders stark von Ersatzfreiheitsstrafen betroffen sind. Abschliessend soll thematisiert wer-

den, welche Rolle die Soziale Arbeit in den Kriminalisierungsprozessen von Armut einnimmt und welche 

Lösungsansätze daraus erschlossen werden können. Das Ziel dieser Bachelor-Thesis ist es, den Diskurs 

der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession im Kontext von Armut und Kriminalisierung anzure-

gen.  

1.4 Vorgehensweise für die Beantwortung der Fragestellung 

Für die Beantwortung der Fragestellung befassen wir uns in erster Linie mit dem Armutsbegriff und den 

verschiedenen Aspekten der Armutsdefinitionen. Daraus können individuelle sowie strukturelle Auswir-

kungen von Armut ersichtlich gemacht werden. Weiter befassen wir uns mit den Grundlagen von Work-

fare, welche die heutige Ausgestaltung des Schweizer Sozialstaats massgeblich beeinflusst hat. Dabei 

richten wir den Fokus auf die Auswirkungen von Sanktionen, welche in der Sozialhilfe als negative An-

reize eingesetzt werden, um die Betroffenen möglichst rasch wieder in die Erwerbsarbeit zu integrieren. 

Weiter werden gesellschaftliche und politische Mechanismen betrachtet, welche die Funktion von Krimi-

nalisierungsprozessen von Armut im Kontext der Armutsbekämpfung erklären sollen. Dies soll einen 
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kritischen Beitrag dazu leisten, die Ursachen von Armut und die Konstruktion von Kriminalität zu hinter-

fragt. Durch die genauere Betrachtung der Ersatzfreiheitsstrafe wird das Verständnis über Kriminalisie-

rungsprozesse erweitert, indem analysiert wird, wie Armutsverhältnisse durch Freiheitsstrafen kriminali-

siert werden. Delinquente Verhaltensweisen, wie beispielsweise die Benützung des Öffentlichen Ver-

kehrs ohne gültigen Fahrausweis, können mithilfe dieser Perspektive, auf eingeschränkte Lebensbedin-

gungen zurückgeführt werden und so als Überlebensstrategie betrachtet werden. Beide Kernthemen, 

Armut und Kriminalität, werden als soziale Phänomene gesehen, die durch Definitions- und Zuschrei-

bungsprozessen hergestellt werden.  

Zum Schluss soll durch die Einbettung in den historischen, gesellschaftlichen, rechtlichen, ökonomischen 

und politischen Kontext die Funktion der Sozialen Arbeit und die an sie gerichteten Aufträge besser ver-

ständlich werden. Weiter wollen wir aufzeigen und kritisch betrachten, wo sich die Sozialen Arbeit in ihrer 

Rolle an Kriminalisierungs- und Ausschlussprozessen beteiligt. Aus den daraus gewonnen Implikationen 

werden Lösungsansätze für die Soziale Arbeit, durch ihr professionelles Selbstverständnis als Men-

schenrechtsprofession, erläutert.  

1.5 Relevanz der Arbeit  

Die vorliegende Bachelorarbeit setzt sich mit den individuellen und strukturellen Ursachen von Armuts-

verhältnissen auseinander. Die oft individualisierende Sichtweise auf die Ursachen von Armut, Erwerbs-

losigkeit, Wohnungslosigkeit oder Kriminalität, können durch die Fokussierung auf die strukturellen Ur-

sachen differenziert werden. So setzt sich die Arbeit kritisch mit der Ausgestaltung von Workfare ausei-

nander und analysiert deren Auswirkungen auf armutsbetroffene Personen in der Gesellschaft. Durch 

die Standardisierung der sozialstaatlichen Unterstützungsleistungen bleiben Ausschlussmechanismen, 

die durch das kapitalistische System erzeugt werden, unverändert, weshalb eine Eingliederung in den 

Erwerbsprozess nicht für Alle, die erhoffte Wirkung zeigt (Wyss, 2009, S. 13).  

Die Definition von sozialen Problemen stellen eine Realität für die Soziale Arbeit als Problembearbeiterin 

dar. In der Sozialhilfe ist sie Teil einer Praxis, die Menschen kontrolliert und diszipliniert, indem sie Kon-

troll-, Sanktions- und Strafmechanismen anwendet, um das geforderte Gegenleistungsprinzip einzufor-

dern. Die negativen Anreize führen nicht bei allen Adressat*innen zum erwünschten Verhalten, wodurch 

der soziale Ausschluss durch sie verstärkt werden kann. Die Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofes-

sion hat sich seit ihrer Entstehung zum Auftrag gemacht, Armut zu verringern. Dadurch wurde sie immer 

wieder zum Instrument der Armutsbekämpfung. Gerade die Sozialhilfe stellt ein bedeutendes Handlungs-

feld der Sozialen Arbeit dar. In dieser Bachelorarbeit möchten wir aufzeigen, welche Rolle und Funktion 
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der Sozialen Arbeit in der Kriminalisierung von Armut zukommt. Anschliessend werden Lösungsansätze 

erarbeitet, die Alternativen aufzeigen können, wie Armutsverhältnisse bekämpft werden können.  

Wenn Kriminalisierungsmechanismen mehrheitlich sozioökonomisch benachteiligte Menschen wie Er-

werbslose, Migrant*innen, Menschen in prekarisierten3 Arbeits- und Wohnverhältnissen oder Menschen 

in desolater psychischer und physischer Verfassung betreffen, verlangt dies von der Sozialen Arbeit als 

Menschenrechtsprofession eine klare Positionierung und konkrete Handlungsvorschläge. Wenn es da-

rum geht, dass die Soziale Arbeit die gesellschaftliche Teilhabe aller fördern muss, dann sind Positionie-

rungen und Handlungsmaximen gefragt, welche Armut entkriminalisieren.  

  

 
3 Anstelle von „prekären“ Lebenssituationen wird in dieser Arbeit von „prekarisierten“ Lebenssituationen geschrieben. Da-

mit soll auf die Konstruktion dieser Lebenssituationen hingewiesen werden. Dasselbe gilt für die prekarisierten Arbeitsbe-

dingungen. „Prekär“ kann die Verantwortlichkeit oder die Auslöser verschleiern  
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2 Armut 

Welche Vorstellung über Armut besteht oder woran Armut gemessen wird, ist einerseits vom geografi-

schen und historischen Kontext abhängig. Andererseits aber auch davon, welche Werte und Überzeu-

gungen diejenigen Personen oder Institutionen vertreten, die sich mit dem Thema Armut beschäftigen.  

Welches Wissen über Armut (re-)produziert wird und wie davon betroffene Personen unterstützt werden 

sollen, kann beispielsweise von der Wissenschaft, der Politik, einzelner Behörden oder sozialen Organi-

sationen (mit-) geprägt werden. Dadurch kommt der Definitionsmacht eine hohe Bedeutung zu, da dieses 

Wissen und die daraus abgeleitete Bewertung in den Umgang mit Armut einfliessen (Schuwey & Knöpfel, 

2014, S.22). In Industriestaaten wie der Schweiz etablierten sich historisch sozialstaatliche Strukturen, 

um Armut zu verringern. Dazu wurden Massnahmen definiert und institutionelle Rahmenbedingungen 

geschaffen, um Armut zu bearbeiten und verwalten. Dadurch wurde definiert, wer empfangsberechtigt 

ist und unter welchen Bedingungen diese staatlichen Unterstützungsleistungen erbracht werden (vgl. 

Kapitel 3.3 Sozialhilfe) 

In der wissenschaftlichen Literatur existieren unterschiedliche Armutsdefinitionen, Existenzminima und 

Methoden zur Messung von Armut, wobei in der schweizerischen Sozialpolitik die Armutsdefinition der 

Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) und deren Definition des sozialen Existenzminimums 

zu zentralen Richtgrössen geworden sind. Die SKOS ist somit auch etwa bei der Bemessung von Sozi-

alhilfeleistungen eine wichtige Orientierung, rechtlich jedoch nicht bindend (SKOS, 2020, S. 6). Die Ar-

mutsdefinition der SKOS ist mehrdimensional und ein relativer Armutsbegriff, da er sich nicht nur am 

materiellen Existenzminimum ausrichtet, welches besonders das physische Überleben absichern soll, 

sondern auch das soziale Existenzminimum, welches auch das Bedürfnis nach minimaler gesellschaftli-

cher Teilhabe einschliesst (SKOS, 2020, S.2). Auf die Richtlinien der SKOS bezieht sich auch das Ar-

mutsverständnis in dieser Bachelorarbeit, da sie in der Praxis der Sozialen Arbeit mehrheitlich eine Ori-

entierung bietet. 

2.1 Zusammenhänge zwischen globaler und lokaler Armut 

Auf globaler Ebene hingegen wird im Zusammenhang mit extremer Armut immer noch ein absoluter 

Armutsbegriff verwendet. Dieser definiert Armut als einen Mangel an den grundlegenden Voraussetzun-

gen der menschlichen Existenz wie Nahrung, Wasser, Kleider, Obdach und Hilfe gegen heilbare Krank-

heiten. Wer weniger als 1,25 Dollar pro Tag für lebensnotwenige Güter zu Verfügung hat, gilt laut UNO 

als von extremer Armut betroffen (SKOS 2020, S. 2). Wenn es um die Debatte über Armutskonzeptionen 

auf globaler Ebene geht, ist die „Mileniumsentwicklungserklärung“ der Vereinten Nationen populär. Die 

Bemessung von Armut bezieht sich dabei auf das von der Weltbank festgelegtes Mass, welches 
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berechnet, dass ein Mensch, welcher mit 1,9 Dollar am Tag lebt, als absolut arm gilt. Diesem Armutsver-

ständnis, liegen jedoch problematische Implikationen zugrunde. So wird laut Kritiker*innen, die Armut in 

den Milleniumszielen abgelöst von ihren „strukturellen Ursachen, von makro-ökonomischen Prozesse, 

von sozialen Ungleichheiten, von Ungerechtigkeiten in der Verteilung von Ressourcen, Wohlstand, sozi-

aler Sicherheit und Macht auf allen Ebenen“ (Dübgen, 2016, S. 454) gesehen. Die Armutsbekämpfung 

nach den Milleniumszielen, reduzieren sich dabei auf Investitionen und materielle Verbesserung und 

ignoriert die sozioökonomischen Mechanismen von Ausschluss und ungleicher Verteilung. Damit Ar-

mutsbekämpfung nicht nur auf Symptombekämpfung ausgerichtet ist, muss eine „Auseinandersetzung 

mit Ausbeutung, Diskriminierung und Herrschaft im nationalen und globalen Massstab“ stattfinden (2016, 

S. 454). Lokale Armut sollte demnach immer auch im Kontext von historisch gewachsenen und globalen 

Machtverhältnissen betrachtet werden.  

Während das wirtschaftliche Kapital in einer globalisierten Marktwirtschaft frei über Zeit- und Raumgren-

zen agieren kann, bleibt die (national-)staatliche Gewalt für Menschen weiterhin territorial gebunden (An-

horn & Stehr, 2021, S. 100). Geographische und nationale Grenzen und Grenzregime stellen einen 

machtpolitischen Faktor dar, mit dem ein System aufrechterhalten wird, welches Ungleichheits- und Aus-

schlussprozesse (re-) produziert und reguliert. Damit werden auch Migrationsbewegungen, der Fluss von 

Gütern, Wissen, Kapital und Arbeit gesteuert und reguliert, wodurch auch der Zugang und die Verteilung 

von Ressourcen gelenkt wird. Geographische Grenzen sind auch dazu da, um Sicherheits- und Schutz-

interessen von Nationalstaaten durchzusetzen und um eine Selektion unter Bezug auf „Kategorien wie 

Ethnie, Kultur, Religion, sozialer Status etc.“ (2021, S. 101) vorzunehmen. Dadurch werden globale Ver-

hältnisse geschaffen, wo es für einige wenige privilegierte Menschen scheinbar keine Grenzen gibt und 

gleichzeitig die Bewegungsfreiheit von Armen, Vertriebenen und Geflüchteten eingeschränkt, kriminali-

siert, diskreditiert, verfolgt und ausgebeutet werden (S. 101). Dies wird beispielsweise dadurch deutlich, 

dass Menschen, welche mehrheitlich aus dem globalen Süden aus Armutsverhältnissen flüchten, immer 

mehr durch die Grenzregime der Europäischen Union aufgehalten und selektioniert werden oder einigen 

Menschen im Ankunftsland ein Aufenthaltsrecht verweigert wird, da eine Flucht vor Armut und Perspek-

tivenlosigkeit kaum als Fluchtgründe anerkannt werden.  

Wenn es Menschen dennoch gelungen ist, die nationalstaatlichen Grenzen zu überwinden, ist es nicht 

ausgeschlossen, dass die Lebensweise im globalen Norden, weiter durch Prekarisierung, Armut, einge-

schränkter Bewegungsfreiheit, Erwerbslosigkeit und „dauerhafter“ Abhängigkeit von staatlichen Leistun-

gen geprägt ist. Was für diese Arbeit den Rahmen sprengen würde, sind die Erörterungen von Zusam-

menhängen zwischen den globalen und (post-)kolonialen Ausbeutungsverhältnissen und lokalen Ar-

mutsverhältnissen, die heute bestehen. Es ist aber notwendig Armut und Kriminalisierungsprozesse, auf 
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welche in einem späteren Teil dieser Arbeit eingegangen wird, nicht isoliert von globalen Ausschlusspro-

zessen zu denken.  

2.2 Armut in der Schweiz 

Oft wird die Schweiz als eines der reichsten Länder auf der Welt beschrieben. Dadurch erscheint Armut 

nicht offensichtlich und wirkt in unserer Gesellschaft unsichtbar. Doch auch wenn Armut nicht gleich 

sichtbar erscheint, ist fast jede zwölfte Person (8,7%) in der Schweiz arm, ca. jede siebte Person (14.6%) 

ist armutsgefährdet und (4.2 %) der Erwerbstätigen sind armutsbetroffen (vgl. Bundesamt für Statistik, 

2023c). Armutsgefährdet zu sein bedeutet, ein tiefes Einkommen zu haben und so dem Risiko des sozi-

alen Ausschlusses ausgesetzt zu sein. Unerwartete Kosten oder Bussen können diese Personengruppe 

existenziell hart treffen.  

Wie bereits erwähnt, wird die Armutsgrenze von den Richtlinien der Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) 

abgeleitet. Der Grundbedarf für den Lebensunterhalt (GBL), die Wohnkosten, die medizinische Grund-

versorgung sowie die situationsbedingten Leistungen (SIL) bilden zusammen das soziale Existenzmini-

mum. Gerade Alleinerziehende und Menschen mit nicht genügend qualifizierter Ausbildungen für die 

aktuelle Nachfrage des Arbeitsmarkts oder Menschen, welche nach einem Stellenverlust keine neue 

Arbeit finden, leben schnell unter dem Existenzminimum und sind dadurch besonders von Armut bedroht. 

Familien mit drei oder mehr Kinder, gehören oft zu den 14,6 Prozent, welche nur knapp über der Armuts-

grenze leben und als armutsgefährdet gelten. Menschen, die trotz Erwerbsarbeit als arm gelten, werden 

als „Working Poor“ beschrieben, sie liegen unterhalb der von der SKOS festgelegten Armutsgrenze 

(SKOS, 2020). Im Jahr 2022 beziehen 2,9 Prozent der ständigen Wohnbevölkerung in der Schweiz wirt-

schaftliche Sozialhilfeleistungen, da die eigenen wirtschaftlichen Ressourcen nicht ausreichend sind 

(Bundesamt für Statistik, 2024). 

Die Ursachen für Armut sind vielfältig und können auf unterschiedliche Weise wirken. Dabei ist zu be-

achten, dass nicht alle Menschen, die nach einer Armutsdefinition als armutsbetroffen gelten, sich auch 

so fühlen und oder sozialstaatliche Unterstützungen beanspruchen. Für Menschen ohne Erwerbsarbeit 

oder ohne anerkannte Ausbildungen, bestehen geringere Chancen auf dem Arbeitsmarkt und auf ein 

existenzsicherndes Einkommen. Als Ausweg besteht daher oft nur das Eingehen prekarisierte Arbeits-

verhältnisse und/oder der Bezug von sozialstaatlichen Hilfeleistungen. So stehen diesen Menschen auf 

dem Arbeitsmarkt oft nur Jobs im Niedriglohnsektor mit tiefen Pensen und/ oder im Stundenlohn zur 

Verfügung, wo die soziale Absicherung meist nicht zureichend gedeckt wird. In diesem Kontext sind 

zudem die jährlich tendenziell steigenden Krankenkassenprämien und/oder steigenden Lebensunter-

haltsausgaben (Miete, Strom, Heizung, etc.) zu nennen, welche die finanziellen Möglichkeiten der 
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Betroffenen übersteigen oder dazu führen, dass notwendige ärztliche Behandlungen nicht in Anspruch 

genommen werden. Dies wiederum kann Folgen für die Gesundheit haben oder zu Verschuldungen füh-

ren. Weitere Ursachen und Risiken betreffen Eltern – vor allem Mütter- welche ihr Pensum anpassen 

müssen, weil Kinderbetreuungsangebote knapp und teuer sind oder weil keine andere Lösung gefunden 

werden kann (Caritas Schweiz, o.D.a).  

Durch die Betrachtung der Ursachen und Zusammenhänge von Armut in der Schweiz wird bereits ange-

deutet, dass nicht nur individuelles Verschulden in Armut führen, sondern vor allem gesellschaftliche 

Strukturen dafür verantwortlich sind.  

2.3 Definition von Armut für diese Bachelorarbeit 

Für die vorliegende Bachelorarbeit sollen nun die relevantesten Aspekte, der vielfältigen Armutsdefiniti-

onen, zur Beantwortung der Fragestellung thematisiert werden. Dazu orientiert sich die Soziale Arbeit in 

der Sozialhilfe, oft an den Definitionen der Schweizerischen- Konferenz für Sozialhilfe SKOS, um deren 

Datenlage zur Entwicklung von geeigneten Massnahmen gegen Armut zu nutzten (Schweizerische Kon-

ferenz für Sozialhilfe [SKOS], o.D.a)  

Die SKOS definiert Armut nicht nur am finanziellen Einkommen eines Menschen, sondern betrachtet 

Armut mehrdimensional. So ist Armut laut SKOS (2020, S. 2) ein Phänomen, dass die Unterversorgung 

in wichtigen Lebensbereichen wie Wohnen, Ernährung, Gesundheit, sozialen Kontakten und Arbeit be-

zeichnet. Bedürftig sind nach dieser Definition jene Personen und Haushalte, deren Einkommen nach 

Abzug der Sozialversicherungen und der Steuerpflichtigen Beträge, unter dem sozialen Existenzmini-

mum liegen. Das Existenzminimum der SKOS berücksichtigt, dass nebst der materiellen Existenzssiche-

rung auch ein Minimum an sozialer Teilhabe notwendig ist. Es setzt sich aus dem Grundbedarf für den 

Lebensunterhalt, den Wohnkosten, der medizinischen Grundversorgung und situationsbedingten Leis-

tungen zusammen. Für eine erwachsene Einzelperson liegt dies bei ca. CHF 1000.-. Wenn es, wie in 

späteren Kapiteln ausgeführt wird, um Massnahmen wie Betreibungen geht, gilt ein betreibungsrechtli-

ches Existenzminimum, welches nach Art. 93 des Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs 

(SchKG) bei CHF 1200.- liegt (2020, S. 3). 

Wenn Menschen nun die Ressourcen oder der Zugang zu diesen existenzsichernden Mitteln fehlt, haben 

sie Anrecht auf sozialstaatliche Hilfeleistungen. Doch nicht alle Menschen, die Armutsgefährdet sind oder 

von Armut betroffen sind, nehmen ihr Recht auf staatliche Sozialleistungen, wie die Sozialhilfe in An-

spruch. Die Sozialhilfequote ist daher nur bedingt ein Mass für die bekämpfte Armut, also für Personen, 

welche armutsbetroffen sind und vom Staat Unterstützungsleistungen in Anspruch nehmen (2020, S. 5).  
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Es muss somit zwischen Armutsgefährdung, Armutsbetroffenheit und Sozialhilfebezug differenziert wer-

den, denn es liegen sowohl unterschiedliche Messkonzepte zugrunde und betreffen nicht per se diesel-

ben sozialen Gruppen. So sind in der Schweiz fast 14 Prozent der Bevölkerung armutsgefährdet, fast 8 

Prozent gelten als armutsbetroffen, da sie unter dem sozialen Existenzminimum leben und wenig mehr 

als 3 Prozent der Bevölkerung beziehen Sozialhilfeleistungen (SKOS, 2020, S. 5-6). 

Für die Bearbeitung der Fragestellung richtet sich unser Blick auf die Menschengruppe, welche von Ar-

mut betroffen ist und durch den Erhalt von Sozialhilfe oder Nothilfe, sozialstaatliche Unterstützung in 

Anspruch nimmt.  Dazu sollen die aktivierungsstaatlichen Massnahmen genauer betrachtete werden, 

welche als Gegenleistung eingefordert werden. Denn Sozialhilfebeziehende sowie Nothilfebeziehende 

sind an gewisse Gegenleistungen geknüpft, welche auch mithilfe von Sanktionen durchgesetzt werden 

können (SKOS, 2020, S.6). Diese Massnahmen werden in unserer Arbeit bereits als Kriminalisierungs-

prozesse verstanden, da sie darauf abzielen, bestimmte „abweichende“ Verhaltensweisen zu sanktionie-

ren, um die damit verbundenen Normen und Werte durchzusetzen.  

Insbesondere Erwerbslose, Menschen mit Migrationshintergrund sowie Personen mit niedrigem Einkom-

men sind überdurchschnittlich oft von Armut betroffen. Gleichzeitig ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie 

sich verschulden, im Vergleich zur Durchschnittsbevölkerung erhöht. (SKOS, 2016, S. 5). Wenn es bei 

Sozialhilfebeziehenden zu einer Wiederaufnahme einer Erwerbsarbeit kommt, kann es bei offenen Rech-

nungen, Bussen oder Geldstrafen zu einer Lohnpfändung bis zum betreibungsrechtlichen Existenzmini-

mum kommen.  Das betriebsrechtliche Existenzminimum ist nur leicht höher, als das sozialhilferechtliche 

Existenzminimum. So besteht bei der Ablösung der Sozialhilfe das Risiko, dass verschuldete Sozialhil-

febeziehende von einem Existenzminimum zum nächsten wechseln (Stutz, 2018, S. 31).  

In folgender Arbeit werden die Personengruppen näher betrachtet, welche Sozialhilfe beziehen und da-

her direkt den Workfare-Massnahmen unterliegen, sowie jene, welche von Armut betroffen sind und da-

her besonders häufiger von der Praxis der Ersatzfreiheitsstrafe betroffen sind. In diesem Kontext wird 

ebenfalls auf den Bezug von Nothilfe durch abgewiesene Asylsuchende eingegangen, welcher ebenfalls 

an gewisse Bedingungen geknüpft ist. Aus diesem Grund besteht für diese Thematik neben der Gruppe 

der Sozialhilfebeziehenden ebenfalls Relevanz für die Beantwortung der Fragestellung. Die Nothilfe liegt 

unter dem Sozialen Existenzminimums weshalb diese Personengruppe unterhalb des Existenzmini-

mums leben muss und Teil der 8.7 Prozent der Bevölkerung ist, die als armutsbetroffen gelten (SKOS, 

2020, S.6). Abgewiesene. Asylsuchende, die Nothilfe beziehen, unterliegen einem Arbeitsverbot und 

sind folglich nicht berechtigt, einer Erwerbsarbeit nachzugehen. Sozialhilfebeziehende und Nothilfebe-

züger*innen unterliegen zwar beiden gewissen Anforderungen für den Erhalt der finanziellen Unterstüt-

zung, die Ausgestaltung dieser Anforderungen unterscheidet sich jedoch grundlegend, da 
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Nothilfebezüger*innen einem Arbeitsverbot unterliegen. Dies wird im Kapitel 3.2 Workfare näher erläu-

tert. Die Bedingungen durch den Arbeitsmarkt und die Massnahmen der Sozialhilfe und Nothilfe wirken 

sich direkt auf Armutsverhältnisse der Betroffenen aus. Sanktionen im Rahmen der Sozialhilfe, aber auch 

der Nothilfe, Verschuldungen, Betreibungen sowie die Anwendung der Ersatzfreiheitsstrafe stellen Pro-

zesse der Kriminalisierung dar, die in der Gesellschaft Anwendung finden, um abweichendem Verhalten 

zu begegnen. Die detaillierte Analyse der Ursachen und Auswirkungen von Sanktionen und Bestrafun-

gen erfolgt in späteren Ausführungen.  

2.3.1 Der Capability-Ansatz von Amaryta Sen als Analyseninstrument von Armut  

Um ein differenzierteres Verständnis über Armut zu bekommen, ist der Capability Ansatz ein geeignetes 

und von vielen verschiedene Disziplinen genutztes Konzept, welches den Diskurs über Armut in den 

letzten Jahren stark geprägt hat. So wird der Capability Ansatz beispielsweise in der Armuts- und Reich-

tumsforschung verwendet (Volkert, 2005), sowie in und für unterschiedliche sozialwissenschaftliche Kon-

texte (Sedmak, 2011). Durch die breite Verwendung wurden auch unterschiedliche Verständnisse aus 

dem Capability-Ansatz herausgearbeitet. Amaryta Sen gilt als Gründer des Capability-Ansatzes. In der 

vorliegenden Bachelorarbeit dient für die Auslegung des Capability-Ansatzes deshalb das Werk „Ökono-

mie für Menschen“ von Sen (2005) als Hauptrezession. Durch die Auseinandersetzung mit dem Ansatz 

von Sen, lassen sich Erkenntnisse für die individuellen sowie für die strukturellen Dimensionen von Armut 

ableiten. Der Ansatz kann als Orientierung immer wieder mitgedacht werden, wenn individuelle oder 

strukturelle Aspekte in den Kapiteln dieser Arbeit thematisiert werden.  

In der Sozialen Arbeit, sowie der Sozialhilfe wird der Ansatz herangezogen und analysiert, um geeignete 

Handlungsstrategien zu entwickeln (Mührel et al., 2017). So bietet der Capability- Ansatz auch in der 

Sozialpolitik Orientierung, um Hilfeleistungen oder sozialpolitische Massnahmen zur Bekämpfung von 

Armut zu planen und durchzuführen. Es ist ein dynamisches und mehrdimensionales Konzept, welches 

das Zusammenwirken mehrdimensionaler Aspekte, wie die finanziellen Situation der Betroffenen, aber 

auch die Wohnsituation oder die Gesundheit einbezieht (Schuwey & Knöpfel, 2014 S. 26). 

Im Verständnis von Sen (2005, S. 22), dienen Freiheiten in allen Lebensbereichen eines Menschen als 

Ziel der Entwicklung und als Voraussetzung ihrer Verwirklichung. Dies wiederum führen zur Befähigung 

von Menschen, sich selbst helfen zu können. Armut bedeutet in diesem Verständnis, dass die Freiheiten 

eines Menschen eingeschränkt sind und so ein Mangel an Verwirklichungschancen besteht (2005, S. 

110). Armut wird also als Mangel an Verwirklichungschancen verstanden.  
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Um diese individuellen Verwirklichungschancen zu vergrössern, werden zwei Faktoren als massgebend 

beschrieben. Einerseits braucht es das „individuelle Potential“, dazu gehören finanzielle und nichtfinan-

zielle Mittel: 

• z.B. Einkommen, 

• materielle Güter,  

• persönliche Eigenheiten wie Körper, Gesundheit 

• Bildung 

und „gesellschaftliche Rahmenbedingungen“:  

• soziale Chancen (z.B. Zugang zu Bildungs- und Gesundheitssystem),  

• ökonomische Chancen (also der Zugang zum Arbeitsmarkt)   

• politische Freiheit (die Möglichkeit, an politische Wahl- und Entscheidungsprozessen teilzuneh-

men) (Schuwey & Knöpfel, 2014, S. 26). 

Die Betrachtung dieser beiden sich beeinflussenden Dimensionen, ermöglicht nicht nur einen Blick auf 

das Individuum, das ein selbstbestimmendes und partizipierendes Leben führen möchte, sondern auch 

auf dessen gesellschaftlichen Kontext, welcher Ressourcen und Massnahmen zur Verfügung stellt und 

dazu beiträgt, diese Potentiale in Verwirklichungschancen umzuwandeln. Dieses Armutsverständnis des 

Capability-Ansatzes bietet eine umfassende Analyse mit vielen unterschiedlichen Faktoren, welche be-

trachtet werden können, um zu verstehen, wo und wie es an Verwirklichungschancen mangelt und somit 

Armut vorkommt. Wenn die Verwirklichungschancen bei armutsbetroffenen Menschen identifiziert wer-

den, können aus dem Ansatz Erkenntnisse gewonnen werden, wie Armutsverhältnisse bekämpft werden 

können oder inwiefern sich Kriminalisierungsprozesse von Armut auf die betroffenen Menschen auswir-

ken.  

In der Workfare-Politik, die Erwerbslosigkeit und Armut bekämpfen möchte, orientiert man sich oftmals 

am Capability Ansatz. Im Rahmen dieses Ansatzes wird Armut als Mangel an Verwirklichungschancen 

betrachtet. Diese entstehen durch das Zusammenwirken von verschiedenen Faktoren, die vom Indivi-

duum und der Gesellschaft abhängen. Die Existenzbedingungen haben einen Einfluss darauf, wie sich 

Menschen verwirklichen können und wie sie sich Verwirklichungschancen aneignen können. Der Capa-

bility Ansatz eignet sich als zentrale Theorie, da er für die Bearbeitung der Problemstellung, also der 

Behebung von Armut, Bezug auf die Perspektiven des Individuums sowie den sozialen und gesellschaft-

lichen Strukturen nimmt. Indem der Capability Ansatz auf ökonomische wie auch gerechtigkeitstheoreti-

sche Aspekte eingeht, werden Perspektiven auf das Individuum, sowie auch auf soziale Strukturen ge-

legt. Auf diese Weise können Problemstellungen wie individuelle Handlungsmöglichkeiten sowie 
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gesellschaftliche Ressourcenverteilungen aufgegriffen werden. Der Ansatz eignet sich daher auch für 

eine Verknüpfung mit Problemstellungen, mit welchen sich die Soziale Arbeit auseinandersetzen muss. 

Somit wird ein Blick auf das Individuum und den gesellschaftlichen Kontext, in welchem sich das Indivi-

duum befindet, ermöglicht (Röh, 2013, S. 92-94). 

2.3.2 Individuelle Dynamiken von Armut 

Wie erwähnt wurde, gibt es unterschiedliche Armutsverständnisse und Armutsdefinitionen. Zudem ist 

Armut nicht nur als ein individuelles, sondern vor allem auch als strukturelles Problem verstanden werden 

(Caritas Schweiz, o.D.a). Die Caritas Schweiz betont, dass Armut in der Schweiz nicht zwangsläufig mit 

Obdachlosigkeit oder ohne Erwerbsarbeit einhergehen muss, sondern sich hierzulande oftmals in einer 

weniger offensichtlichen Form manifestiert. So ist beispielsweise zu beobachten, dass armutsbetroffene 

Menschen sich häufiger keinen angemessenen Wohnraum leisten können, dass der Zahnärzt*innenbe-

such unerschwinglich ist oder dass die Krankenkasse nicht bezahlt werden kann. Die Konsequenzen von 

Armut bedeuten jedoch auch einen Verlust sozialer Kontakte, Perspektiven und erschweren den An-

schluss an die Gesellschaft (Caritas Schweiz, o.D.b). So machen auch Renz und Bleisch (2007, S. 7) in 

ihrem Buch „Zu wenig: Dimensionen der Armut“ darauf aufmerksam, dass Armut keine natürliche Gege-

benheit ist, die einer Person per se zugehört. Die Wahrnehmung von Armut in der Gesellschaft geht 

jedoch oft davon aus, dass Armut selbstverschuldet ist, und auf das individuelle Verhalten zurückzufüh-

ren sei, was im Verlauf von Kapitel 3 Umgang mit Armut in der neoliberalen Staatsform am Beispiel von 

Workfare genauer erläutert wird. Wie sich solche Stigmatisierungen und Ausgrenzungen auf die indivi-

duelle Lebensrealität von armutsbetroffenen Menschen auswirken, soll folglich ausgeführt werden.  

Wenn die individuellen Auswirkungen gemessen werden, basieren die Daten meist auf sozialstatisti-

schen Aufzeichnungen, indem eine Einkommensgrenze gemessen wird, oder andere Ressourcen, wie 

etwa Bildung, Gesundheit oder Wohnsituation einbezogen werde. Die Zentrierung auf allein diese Res-

sourcen ermöglicht nur einen objektiven Blick auf Armut, und erfasst Mängel rein statistisch. Denn es 

lässt sich nicht erfassen, wie diese Ressourcen sich wechselseitig aufeinander auswirken. Dazu fühlen 

sich nicht alle Personen arm, die sozialstatistisch als arm erfasst werden. So hängt die subjektive Wahr-

nehmung von Armut auch davon ab, wie sich der Mangel an Ressourcen auf die Lebensrealität der 

Betroffenen auswirkt (Best & Huster, 2021, S. 494). Es wird klar, dass Armut die Teilhabe an materiellen 

und immateriellen Gütern begrenzt und die Handlungsspielräume der Betroffenen einengt, sodass sie 

von gesellschaftlicher Teilhabe ausgeschlossen werden (S. 495). Die individuellen sowie die strukturellen 

Dynamiken führen dazu, dass Menschen in Armut verbleiben (müssen), was in dieser Arbeit im Zusam-

menhang mit der Kriminalisierung von Armut reflektiert wird.  
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Obgleich die Ursachen für Armut in verschiedenen Bereichen zu verorten sind und unterschiedliche so-

ziale Gruppen davon betroffen sind, zeigt sich Armut in individuellen Auswirkungen auf die Betroffenen. 

Die Ursachen von Armut sind mehrheitlich institutioneller und struktureller Natur, während die Risikofak-

toren, Eigenschaften sind, die in unserer Gesellschaft zu Benachteiligungen und Ausschlüssen führen 

können (AWO Bundesverband, 2017, S. 7). Die folgenden Bereiche, welche thematisiert werden, sind 

mit bestimmten solcher Eigenschaften verbunden, die als Risikofaktoren betrachtet werden können. Die 

individuellen Auswirkungen lassen sich aber nicht auf individuelles Verschulden zurückführen, sondern 

spiegeln vielmehr die Lebensrealitäten von Personen wider, die von Armut betroffen sind. 

Gesundheit 

Das Zusammenwirken von Armut und Gesundheit wird in der Fachwelt viel thematisiert. Der Zugang zu 

finanziellen Ressourcen und Güter haben für ein gesundes Leben grosse Relevanz. Dabei bestehen in 

Gesellschaften wie der Schweiz, deutlich gesundheitliche Ungleichheiten aufgrund der Einkommensklas-

sen (Bartley, 2017). Es kann also ein Zusammenhang zwischen dem sozioökonomischen Status und der 

Gesundheit beobachtet werden (vgl. Schweizerisches Gesundheitsobservatorium, 2021). Einerseits kön-

nen gesundheitliche Probleme dazu führen, dass Betroffene von der Teilnahme am Erwerbsleben aus-

geschlossen werden, da sie die Arbeitsstelle verlieren oder die Stellensuche dadurch erschwert ist. Wei-

ter führt die oftmals prekarisierte Lage häufiger zu ungünstigen Lebensbedingungen, wie zum Bespiel 

schlechte Arbeits- oder Wohnverhältnisse, ungesunde Ernährung oder Verschuldung. Die andauernde 

Erwerbslosigkeit und finanzielle Notlage, führt bei den Betroffenen oft zu Stress und psychischen und 

physischen Belastungen (Ridley  al., 2020). Die Fähigkeit, mit Entscheidungen im täglichen Leben die 

eigene Gesundheit zu fördern, ist durch Armut und sozialer Benachteiligung eingeschränkt. Dadurch 

besteht das Risiko, dass sich Armut und Krankheit chronifizieren (Schweizerisches Rotes Kreuz, o.D.). 

Die Sozialhilfe hat diesbezüglich einen wichtigen Auftrag, Menschen vor Armut und ihren Folgen zu 

schützen und so auch zum Erhalt der Gesundheit von Menschen beizutragen. Um sich damit vertiefter 

zu beschäftigen, gab das Bundesamt für Gesundheit eine Studie in Auftrag, um den Gesundheitszustand 

von Sozialhilfebeziehenden zu erforschen (vgl. Kessler et al., 2021). Bei fast allen Altersgruppen der 

Sozialhilfebeziehenden, konnte ein deutlich schlechteres Wohlbefinden und eine schlechtere psychische 

Gesundheit festgestellt werden, als bei der Restbevölkerung. Das Gesundheitsverhalten ist oft durch die 

mangelnde Bewegung, ungesunder Ernährung und erhöhtem Nikotinkonsum negativ beeinflusst. Zudem 

nehmen Menschen, welche von der Sozialhilfe abhängig sind, vermehrt Medikamente gegen Schlafstö-

rungen oder Schmerzen ein (2021, S. 41). Daraus lässt sich auch ableiten, dass die Eigenverantwortung 

für die Gesundheit, Ernährung, Bewegungsmangel oder Rauchen Verhaltensweisen sind, die nicht nur 

auf individuelle Entscheidungen zurückzuführen sind, sondern viel mehr auf die Lebensumstände in 
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Armut zurückzuführen sind. Der Gesundheitszustand und die Lebensqualität ist dadurch bei Sozialhilfe-

beziehenden besonders stark belastet. Obwohl Sozialhilfebeziehende überdurchschnittlich Hausärzt*in-

nen und Spezialist*innen konsultieren, fällt auf, dass ein deutlich grösserer Anteil „auf eine notwendige 

medizinische bzw. zahnärztliche Untersuchung aus finanziellen Gründen verzichten“ (S. 57) oder die 

Kosten dann nicht tragen können. Durch einen schlechten Gesundheitszustand ist die Erwerbsintegrati-

onschance deutlich kleiner. Eine frühzeitige und erfolgreichen Behandlung psychischer Probleme könnte 

die Chancen auf Erwerbsintegration erhöhen und die Sozialhilfeabhängigkeit reduzieren. 

Sucht 

Die Zusammenhänge zwischen Sucht und Armut sind sehr vielfältig und können in dieser Arbeit nicht 

abschliessend thematisiert werden. So haben Menschen mit einem Suchtproblem ein höheres Risiko, in 

prekarisierte Lebenslagen zu geraten, sind häufig erwerbslos oder erhalten Unterstützung der Invaliden-

versicherung (IV) oder beziehen Sozialhilfe (Labhart et al., 2021). Die einander bedingenden Mängel wie 

fehlender Wohnraum, lückenhafter Bildung und fehlender Erwerbsarbeit erschweren die gesellschaftli-

che Teilhabe noch mehr.  

Tabak gehört zu dem am weitesten verbreiteten Suchtmittel, welches von armutsbetroffenen Menschen 

genutzt wird. Nebst dem Tabak gehört auch Alkohol zu den gesellschaftlich akzeptierten Genussmitteln. 

Letzterer gilt auch als Statussymbol, weshalb sich der Anteil an Abhängigen als auch an Abstinenten in 

allen Bevölkerungsschichten verteilt. Hierbei können psychosozialen Probleme infolge von Armut, die 

Herausbildung problematischer Alkoholkonsummuster begünstigen (z.B. Selbstverletzendes Verhalten, 

Ausgrenzungserfahrungen, finanzielle Notlagen). Anderseits kann es sein, dass Menschen mit einem 

problematischen (Alkohol-) Konsumverhalten „vermittelt über Arbeitsplatzverlust, Haftstrafen, Verschul-

dungen überproportional häufig in Armut geraten“ (Henkel, 2010, S. 35).  

Auch der Konsum von illegalen Drogen ist eng mit Armut verbunden. Gerade Einkommensarmut, Er-

werbslosigkeit oder Wohnungslosigkeit führen zu psychosozial prekarisierten Lebenslagen, welche oft 

„Risikofaktoren für den Einstieg in problematische Substanzennutzung“ (2010, S. 36) sind und Betroffene 

beim Ausstieg hindern. Es ist davon auszugehen, dass sich die Armutslage auch dadurch verschärft, 

wenn die finanziellen Mittel einer Person ausschliesslich in die Nutzung der Substanzen fliessen und für 

anderen Dinge wie zum Beispiel Ernährung, Gesundheit oder Bildung, nicht mehr zur Verfügung stehen 

(S. 36). Im Zusammenhang mit der Kriminalisierung von Armut, ist hierbei zu erwähnen, dass Drogen-

nutzer*innen auch in die Gefahr laufen, für den Besitz oder Erwerb illegaler Drogen, bestraft zu werden 

oder gezwungen sind Drogen zu verkaufen, um genügend Geld zu haben.  
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Migration 

Bestimmte Bevölkerungsgruppen mit Migrationsbezug sind besonders Armutsrisiken ausgesetzt. Damit 

beschäftigt sich auch die Eidgenössische Migrationskommission EKM, in der Ausgabe der Zeitschrift 

„terra cognita“ (Illes, 2022). Die Sozialhilfequote von Menschen aus Drittstaaten ist bis zu viermal so hoch 

wie bei Menschen aus der Schweiz oder dem EU/EFTA- Raum. Diese Gruppe ist auch mehr mit den drei 

grossen Risikofaktoren für Sozialhilfebezug, wie Familienarmut, fehlende berufliche Qualifikation und 

Asylhintergrund betroffen. Dazu kommt, dass Menschen mit Migrationsbezug oft im Niedriglohnsektor 

arbeiten und trotz Vollzeitstelle nicht genug verdienen, sogenannte „Working- Poor“ (2022, S. 34). Ge-

rade vorläufig aufgenommene Personen müssen mit besonders tiefen Sozialhilfeansätzen auskommen 

und sind im Arbeitsmarkt durch den Aufenthaltsstatus benachteiligt. Dazu kommen Menschen, welche 

aus dem Asylsystem ausgeschieden sind oder als Sans-Papiers in der Schweiz leben, welche besonders 

stark von Armut betroffen sind, denn sie unterliegen einem Arbeitsverbot. Wer ohne Schweizer Pass arm 

wird, kann mit ausländerrechtlichen Konsequenzen gestraft werden, indem ihre Aufenthaltsrechte zu-

rückgestuft oder entzogen werden können, wenn sie zu lange Sozialhilfeleistungen beziehen. Diese 

Angst kann dazu führen, dass sich viele nicht mehr an die Sozialbehörden wenden und Sozialhilfe be-

antragen oder sich verschulden und Geld bei Grundbedürfnissen und Gesundheit sparen (S. 4). Der 

einzige Weg um ein dauerhaftes und unbedingtes Aufenthaltsrecht in der Schweiz (also den Schweizer 

Pass) zu erhalten ist jedoch mit hohen Anforderungen verbunden und gerade die auf staatliche Unter-

stützung angewiesen sind, können sich nicht einbürgern lassen. Dadurch verfestigen sich bestehende 

gesellschaftliche Hierarchien, welche die vielschichtigen und strukturellen Faktoren, die zu Armut , Er-

werbslosigkeit und Sozialhilfeabhängigkeit führen, kaum berücksichtigen (S. 39).  

Obdachlosigkeit 

Menschen mit knappen finanziellen Mittel, kommen in die Situation, in der sich die Frage stellt, ob die 

nächste Miete bezahlt werden kann. Verschiedene Studien bestätigen, dass Working Poor, unsichere 

Arbeitsbedingungen oder der Verlust einer Arbeitsstelle zu finanziellen Problemen und Schulden führen 

können, sodass es möglicherweise nicht für die Miete reicht (Jetter, 2004, S. 77; Lutz, 2016, S. 25). In 

einer Studie der Fachhochschulen Bern& Zürich, wurden auch Gründe für Obdachlosigkeit und drohen-

den Wohnungsverlust in Kantonen erhoben. Dabei finden mehr als die Hälfte der Kantone und Gemein-

den, dass fehlende finanzielle Mittel sowie Verschuldung/ Betreibung Gründe für drohenden Wohnungs-

verlust sind (Drilling, 2022, S. 33). Was bei dieser Befragung auffällt, ist die Sichtweise der Kantone und 

Gemeinden, welche Obdachlosigkeit vor allem als individuell begründetes Mehrfachproblem (in finanzi-

elle, gesundheitliche und familiäre Lagen) beschrieben, das nur wenig mit strukturellen Problemen zu-

sammenhängt. Andere Faktoren hingegen, wie die finanzielle Lage und ihre Konsequenzen, sowie 
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weitere individuelle Problemsituationen (Sucht, Gewalt, psychische Erkrankungen), werden als drohen-

der Wohnungsverlust begründet (2022, S. 34). Es ist so nicht auszuschliessen, dass gesundheitliche 

Probleme wie Sucht oder psychische Erkrankungen, sich auf die Wohnverhältnisse, Beziehungen und 

Wohnkompetenzen von Betroffenen auswirken und so in die Obdachlosigkeit führen. Je länger aber die 

Dauer der Obdachlosigkeit besteht, desto mehr Folgeprobleme können auftreten.  

Obdachlosigkeit stellt eine existenzielle Bedrohung für Betroffene dar und prekarisieren die Lebensbe-

dingungen, von zum Teil schon armutsgefährdeten Menschen, weiter. Obdachlosigkeit sollte nicht nur 

als individuelles Verschulden betrachtet werden, da meist strukturelle Faktoren dazu führen, dass Men-

schen obdachlos werden (vgl. u.a. Europäische Kommission, 2010). 

Strukturelle Bedingungen wie erschwerte Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt, ungenügende Sicherungs-

leistungen oder der Mangel an verfüg- und bezahlbarem Wohnraum führen dazu, dass Menschen in 

Armut auf dem freien Wohnungsmarkt benachteiligt und diskriminiert werden (Stadt Bern, 2009, S. 5; 

Forrer et al., 2012, S. 28-30; Baumgartner-Nietlisbach & Briner, 2014; Lutz, 2016, S. 73). Solche wirt-

schaftlichen und sozialpolitischen Bedingungen führen dazu, dass gerade „leistungsschwache, sozial 

auffällige und psychisch instabile Menschen unserer Gesellschaft zunehmend aus dem Arbeits- und 

Wohnungsmarkt verdrängt“ (Stadt Bern, 2009) werden. 

2.3.3 Strukturelle Dynamiken von Armut 

Die Vorstellung darüber, dass Menschen selbstverschuldet an ihrer Armut sind, ist nicht nur ein Bild das 

sich Armutsbetroffene selbst zuschreiben, sondern geschieht auch durch die Prozesse der Stigmatisie-

rung und Ausgrenzung durch die Gesellschaft. Durch diese Individualisierung wird ignoriert, dass Exklu-

sion durch Macht- und Ungleichheitsverhältnisse innerhalb der Gesellschaft zustande kommen (Wyer, 

2019).  

Die Mittel, um am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen sind durch diese Ausschlussprozesse be-

grenzt, weshalb im Folgenden institutionelle und strukturelle Ursachen von Armut und sozialer Ausgren-

zung genauer betrachtet werden. Die soeben behandelten Bereiche von Gesundheit, Sucht, Migration 

und Obdachlosigkeit sind als Risikofaktoren für Armut zu betrachten, welche aber in strukturelle und 

institutionelle Dynamiken eingebettet sind. Sie sind meist das Resultat gesellschaftlicher Umstände, die 

Betroffene kaum beeinflussen können und das Armutsrisiko eines Menschen beeinflussen (Caritas 

Schweiz, o.D.a). Die gesellschaftlichen und auch staatlichen Erwartungen beziehen sich auf ein eigen-

verantwortliches Leben führen zu können. Diese Norm orientiert sich am neoliberalen Menschenbild, 

welches sich darin auszeichnet, dass jedes Mitglied der Gesellschaft einer möglichen Erwerbsarbeit 

nachgeht, in stabilen Wohnverhältnissen leben kann, die eigene Gesundheit fördert und für sie aufkommt 
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aber auch sich integrieren will und am gesellschaftlichen Leben teilnimmt (vgl. Kapitel 3 Umgang mit 

Armut in der neoliberalen Staatsform am Beispiel von Workfare). Diese Eigenverantwortlichkeit soll ei-

nem Individuum ermöglichen, ein autonomes Leben führen zu können, um nicht abhängig vom Staat 

oder der Gesellschaft zu sein. Wenn Menschen nicht diesem Menschenbild entsprechen, weichen sie 

mit ihrer Lebensweise von den Normen ab.  

Durch die Betrachtung der individuellen Auswirkungen von Armut wurde klar, dass Menschen mit niedri-

gem sozioökonomischem Status von den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen abhängen, also davon 

welche Wohn- und Arbeitsbedingungen vorherrschen. So können diese soziale Gruppe nicht wohnen, 

wo andere möchten und es ist nur begrenzter freier Wohnraum für sie verfügbar (Holm, 2021, S. 69). 

Zudem herrschen auf dem Arbeitsmarkt unsicherer Arbeitsverhältnisse und Jobs im Niedriglohnsektor 

(vgl. Caritas Schweiz o.D.a).  

Ob bestimmte gesellschaftliche Bedingungen oder individuelle Verhaltensweisen problematisch sind, 

hängt davon ab, ob sie öffentlich als problematisch thematisiert werden oder nicht. Wenn von sozialen 

Problemen gesprochen wird, dann werden sie gesellschaftlich als problematisch und veränderbar inter-

pretiert und werden so zum Gegenstand von öffentlichen und politischen Diskursen (Groenemeyer, 2010, 

S. 18). Daraus entstehen auch die verschiedenen sozialen Systeme und Institutionen welche zur Bear-

beitung sozialer Probleme eingesetzt werden. Diese Prozesse der Konstruktion sozialer Probleme im 

institutionellen und organisatorischen Kontext, beschreibt Groenemeyer als „Doing Social Problems“ 

(2010, S. 15). Gesellschaftliche Institutionen wendend einerseits Regeln, Techniken und Wissen an, um 

individuelle Problemlagen und Problemsituationen zu bearbeiten und betreiben zudem eine Art von Mo-

ralarbeit. So sind in Institutionen der Problembearbeitung immer auch „bestimmte gesellschaftlich bzw. 

politisch positiv bewertete Ziele und Wertvorstellungen“ (S. 18) implementiert und das Selbstbild der Be-

troffenen konstruiert sich durch die moralische Bewertung ihrer Kategorie. Armut als soziales Problem 

kann demnach auch als gesellschaftliche Konstruktion verstanden werden. In der vorliegenden Arbeit 

werden wird nun genauer betrachten, wie und unter welchen Bedingungen Armutsverhältnisse und Ver-

haltensweisen in der Gesellschaft problematisiert werden oder anders gesagt, wie die sozialen Proble-

men bearbeitet werden. Dafür ist das Armutsverständnis, Workfare als sozialstaatliches Instrument sowie 

die Anordnung von Ersatzfreiheitsstrafen zu betrachten.  
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Armutsbekämpfung durch das Schweizerische System der sozialen Sicherheit 

Soziale Probleme wie Armut werden in der Schweiz beispielsweise durch das Schweizerische System 

der sozialen Sicherheit bearbeitet. Dieses zielt darauf ab, die Bevölkerung vor Armut und sozialer Aus-

grenzung zu schützen. Es gibt unterschiedliche Mechanismen, um mit Armut umzugehen. Dazu gehören 

verschiedene Programme wie die Arbeitslosenversicherung (ALV), die Altersvorsorge (AHV), Ergän-

zungsleistungen wie die Invalidenversicherung (IV), Krankenversicherung, Familienzulagen, die Sozial-

hilfe, die Asylsozialhilfe und die Nothilfe (Bundesamt für Sozialversicherungen, 2024). 

In der Schweiz als Sozialstaat ist das Recht auf Hilfe in Notlagen in der Bundesverfassung (BV) in Art. 

12 (SR 101) verankert: „Wer in Not gerät und nicht in der Lage ist, für sich zu sorgen, hat Anspruch auf 

Hilfe und Betreuung und auf die Mittel, die für ein menschenwürdiges Dasein unerlässlich sind“. So wurde 

in der Schweiz ein mehrstufiges soziales Sicherungssystem entwickelt, das von der SKOS, dem Fach-

verband der Sozialhilfe, wie folgt beschrieben wird: Auf erster Ebene stehen die individuelle Sicherung 

durch die Erwerbsarbeit sowie Angebote der Grundversorgung. Dazu gehören beispielsweise das 

Rechts-, Gesundheits- und Bildungssystem. Auf zweiter Ebene folgen die nationalen Sozialversicherun-

gen. Wenn diese nicht ausreichen, kommen kantonale Bedarfsleistungen zum Zuge, danach die Sozial-

hilfe (SKOS, o.D.b). Die Sozialhilfe wurde 1998 mit den neuen SKOS-Richtlinien, in Anlehnung an die 

Revision der ALV 1996, nach dem Prinzip von „Leistung und Gegenleistung“ gegliedert (Studer, 2020, 

S. 1-2). Vor diesem Paradigmenwechsel in Richtung des Gegenleistungsprinzip erbrachte die Sozialhilfe, 

in Folge der Arbeitsmarktkrisen der 80er- und 90er-Jahre, vermehrt eine komplementäre Leistung zur 

ALV und der IV sowie Leistungen für ausgesteuerte und nicht versicherte Personen (Lindenmeyer & 

Walker, 2010, S. 8). Seither gleicht das schweizerische System der sozialen Sicherheit einem mehrstu-

figen Modell und optisch einem auf dem Kopf stehenden Dreieck. Die Sozialhilfe sichert im System der 

sozialen Sicherheit als unterste Instanz die Existenz von armutsbetroffenen Menschen (Müller de Mene-

zes, 2012, S. 18). Da die Sozialhilfe auf dem Subsidiaritätsprinzip basiert, besteht ein Anspruch auf Leis-

tung erst dann, wenn alle anderen Ansprüche auf vorherige beziehungsweise vorgelagerte Leistungen 

ausgeschöpft sind (Lindenmeyer & Walker, 2010, S. 2). Der Sozialhilfe vorrangige Sozialversicherungen 

wie die ALV decken nicht alle Risiken ab. Wenn es beispielsweise zu einer langen Arbeitslosigkeit kommt, 

besteht kein Anspruch mehr auf die Arbeitslosenunterstützung und es folgt die Sozialhilfe. Sie greift dort, 

wo Lücken im System der sozialen Sicherungen bestehen und soll so zur sozialen Sicherheit in der 

Schweiz beitragen (Charta Sozialhilfe Schweiz et. al., 2022, S. 4). Insgesamt ist das Schweizerische 

System der sozialen Sicherheit darauf ausgerichtet, dass Armut bekämpft wird und Menschen in Notla-

gen finanziell unterstützt werden sowie, dass Zugänge zu grundlegenden Dienstleistungen und eine so-

ziale Teilhabe gesichert werden sollen.  
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3 Umgang mit Armut in der neoliberalen Staatsform am Beispiel von Workfare  

In diesem Kapitel führen wir den Umgang mit Armut in einem neoliberalen Sozialstaat genauer aus, 

indem Workfare genauer betrachtet wird. Dazu werden wir die Workfare-Ideologie und die daraus her-

vorgehende Workfare-Politik, die auch unter dem Begriff der Aktivierungspolitik bekannt ist, genauer auf-

zeigen.  

In der Workfare-Ideologie sind die Normen und Werte enthalten, die das neoliberale Menschenbild kon-

struieren und Mechanismen, wie Armut bearbeitet werden sollte. Anhand der Schweizerischen Sozial-

hilfe als Praxisbeispiel, soll die Workfare-Praxis veranschaulicht und verdeutlicht werden. Die Sozialhilfe 

bietet sich dafür an, da in der Schweizerischen Sozialhilfe eine Workfare-Richtung eingeschlagen wurde 

(Wyss, 2009, S. 10). Bei der Sozialhilfe sind es die Mittel des Staates, für die er eine Gegenleistung der 

Bezüger*innen erfordert. Wenn die erwartete Gegenleistung von Sozialhilfebeziehenden nicht geleistet 

wird, kann es zu Sanktionierungen kommen. Im Kapitel 3.3.5 Kontroll- und Sanktionierungsinstrumente 

in der Sozialhilfe werden wir mögliche Sanktionen in der Sozialhilfe, beispielsweise in Form von Leis-

tungskürzungen, genauer darlegen. Dies ist für die Beantwortung der Fragestellung wichtig, da sich diese 

Formen von Bestrafung in die Kriminalisierung von Armut eingliedern lassen. Somit wollen wir aufzeigen, 

wie durch die Umsetzung von Workfare in der Schweiz, Armutsbetroffene in Kriminalisierungsprozesse 

involviert werden können. Darauffolgend werden wir aufzeigen, wie diese Personen, auch durch die An-

ordnung von Ersatzfreiheitsstrafen, kriminalisiert und sogar inhaftiert werden. Nebst der genaueren Be-

trachtung der Sozialhilfe im Zusammenhang mit Workfare, folgt ein kurzer Exkurs in die Nothilfe. Diese 

wird hauptsächlich von Personen mit negativem Asylentscheid bezogen, welche kein Aufenthaltsrecht in 

der Schweiz haben. Die Nothilfe unterscheidet sich im Anspruch, der Berechnung sowie in der gänzlichen 

Ausgestaltung grundlegend zur Sozialhilfe. Anders als in der Sozialhilfe geht es in der Nothilfe auch nicht 

darum, Menschen (erneut) in die Erwerbsarbeit einzugliedern, da viele Nothilfebezüger*innen einem Ar-

beitsverbot unterliegen und aufgefordert sind die Schweiz zu verlassen. Die Betrachtung der Ausgestal-

tung der Nothilfe ist für die Beantwortung der Fragestellung dennoch relevant, da auch diese staatliche 

Unterstützungsleistung mit Kontrollen, Sanktionierungen und Bestrafungen einhergehen. Die Sozialhilfe, 

wie auch die Nothilfe folgen dem Finalprinzip, wodurch der Bezug der entsprechenden Leistung nur dann 

möglich ist, wenn die Person ihre finanzielle Notlage nicht selbst verändern kann, woraus hervorgeht, 

dass beide Personengruppen keine finanziellen Reserven haben. Unvorhergesehene Ausgaben wie eine 

allfällige Busse oder Geldstrafe können somit kaum beglichen werden, was das Risiko erhöht, von einer 

Ersatzfreiheitsstrafe betroffen zu sein. Dies werden wir in Kapitel 5 Ersatzfreiheitsstrafen durch die Be-

trachtung der ökonomischen Situation von Betroffenen genauer betrachten.  
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Bevor wird gleich darauf eingehen, wie die Strukturen des Arbeitsmarktes sich auf die Möglichkeiten der 

Erwerbsarbeit ausüben und wie die Sozialhilfe zur Armutsbekämpfung eingesetzt wird, wollen wir vor-

gängig kurz darlegen, was ein neoliberaler Sozialstaat ist und wie die politischen Lager vorherrschende 

Umgangsformen mit Armut und Strategien zur Armutsbekämpfung beeinflussen.  

Neoliberaler Sozialstaat 

Für die Definition von Neoliberalismus stützen wir uns in der vorliegenden Bachelor-Thesis auf die Defi-

nition nach Galuske. Galuske (2002) deklariert die neoliberale Ideologie als „Verschiebung des Kräfte- 

und Machtverhältnisses“ (S. 144) von Markt und privaten Haushalten, zugunsten des Marktes. Friedrich 

Maus (2016, S. 84) fügt hier hinzu, dass durch dies möglich wurde, dass die Ökonomisierung auch die 

Definitionsmacht für Erklärungsgrundsätze gesellschaftlicher, wie sozialer Fragen übernommen hat.  

Durch die industrielle Revolution und der durch sie hervorgebrachten Umwandlung der traditionellen Ge-

sellschaft in eine kapitalistische Marktgesellschaft, wurde ein Grossteil der Bevölkerung in Europa ab-

hängig von Erwerbsarbeit, um für das eigene Geldeinkommen sorgen zu können (Tanner, 2007, S. 98). 

Durch diesen Wandel konnte Armut entstehen, die durch fehlende Erwerbsarbeit oder aufgrund von 

schlechten Arbeitsbedingungen bedingt war. Dadurch kamen staatliche Forderungen auf, durch welche 

beispielsweise sozialstaatliche Einrichtungen entstanden (2007, S. 100-101). So entwickelte sich in der 

Schweiz der Sozialstaat in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts immer mehr. Ende des 20. Jahrhun-

derts sollte durch ihn und den vorherrschenden politischen Konsens der breiten Bevölkerung, der Zugang 

zu Bildung, Arbeit, medizinischen Leistungen und Kultur für alle Menschen in der Gesellschaft ermöglicht 

werden. Durch die wirtschaftlichen Konjunkturschwankungen und erhöhten Staatsausgaben, mit der 

Kombination der Logik des Neoliberalismus in den 1970 Jahren, wurde dieser Konsens jedoch zerstört 

(Stocker, 2007, S. 274-278). Seither stehen Prinzipien Leistungsorientierung, Eigenverantwortung und 

Flexibilität im Mittelpunkt des neoliberalen sozialstaatlichen Verständnisses (Wyer, 2019, S. 53). Dieser 

gesellschaftliche Strukturwandel, hin zu einer neoliberalen Gesellschaftsstruktur und die daraus resultie-

rende Marktlogik, verstärkte die Vorstellungen von Konkurrenz, Individualisierung und Selbstdisziplin und 

führte zu der Privatisierung von ökonomischen wie sozialen Risiken. Nach diesen Logiken haben sich 

seither gesellschaftliche Bereiche und so auch die Soziale Arbeit zu richten. Auch die Diskurse, welche 

nun erwähnt werden, beeinflussen die Soziale Arbeit bis heute, denn sie ist „als Profession ein Kind des 

Ausbaus des Sozialstaates“ (Fontanellaz et al., 2018, S. 95). Durch die neoliberale Wende und den Auf-

bau des Sozialstaates in der Schweiz, kommt die Soziale Arbeit heute oftmals in sozialstaatlichen Ein-

richtungen vor – beispielsweise auf dem Sozialdienst. Hier nutzt die Soziale Arbeit das Instrument der 

staatlichen Sozialhilfe zur Armutsbekämpfung und somit an der Ausführung der Workfare-Praxis beteiligt 

(vgl. Kapitel 6 Soziale Arbeit und Armutsbekämpfung).  
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Der neoliberale Sozialstaat kombiniert Elemente des Neoliberalismus und jene des Sozialstaats. Er ist 

von Debatten geprägt, in denen verschiedene politische Lager ihre unterschiedlichen Ansichten über 

einen Sozialstaat vertreten und einbringen. Forderungen, nach verringerten staatlichen Unterstützungs-

leistungen und der Stärkung der individuellen Verantwortung, stehen im Widerspruch zu jenen der sozi-

alen Sicherheit und dem Ausbau von sozialer Unterstützung. Der Sozialstaat soll erwerbslose Personen 

zwar unterstützen, diese gleichzeitig aber antreiben muss, damit sie wieder eine Erwerbsarbeit aufneh-

men (Wyss, 2009, S. 39). Zu dem auszuübenden staatlichen Antrieb, beziehungsweise Zwanges, wer-

den je nach politischer Richtung unterschiedliche Gründe und Massnahmen genannt. Das neokonserva-

tive Lager setzt in der Workfare primär auf Sanktionen, die von Kürzungen bis hin zur kompletten Ein-

stellung von Sozialleistungen gehen. Geprägt ist die Argumentation unter anderem davon, dass Perso-

nen, die staatliche Leistungen beziehen, in der sogenannten „Armuts-Falle“ bleiben, wenn die staatlichen 

Sozialleistungen unter zu wenig Bedingungen gewährt werden. Das liberale Lager vertritt die Haltung, 

dass durch freizügige Sozialleistungen die Wettbewerbsfähigkeit sowie die Verantwortung des Individu-

ums geschwächt werden. Sie vertreten daher die Position, dass staatliche Sozialleistungen an eine Ar-

beitspflicht geknüpft werden müssen. Nach dem Zerfall der kommunistischen Länder wurde das Motiv 

der Grundversorgung innerhalb der sozialdemokratischen Bewegungen zunehmend verwässert, was 

von einer Richtung besonders betrieben wurde, welche Kurt Wyss „in Anlehnung an die Entwicklung der 

britischen Sozialdemokratie“ (2009, S. 23) als New Labour bezeichnet. Die New Labour Strömung vertritt 

die Ansicht, dass staatliche Sozialleistungen an verpflichtende Bemühungen um eine Erwerbsarbeit ge-

knüpft werden müssen. Durch dies soll der Anpassungswille und das Anpassungsvermögen der erwerbs-

losen Personen aufrechterhalten werden. Einen staatlich abgesicherte Grundversorgung bedarf es nach 

dieser Strömung durch den Sozialstaat nun nicht mehr, da diese durch den Markt gewährleistet werden 

könne - hierbei überschneidet sich diese Ansicht mit der des neoliberalen Lagers (S. 23-26). Kurt Wyss 

schreibt, dass die verschiedenen politischen Lager auf den ersten Blick zwar als Gegenspieler auftreten, 

da sie verschiedene Argumentationslinien verfolgen, bei genauerer Betrachtung bedingen sich die ver-

schiedenen Annahmen und davon abgeleiteten Massnahmen jedoch, weshalb sich die Idee von Work-

fare über die Parteigrenzen hinweg durchzusetzen vermochte (S. 26).  

3.1 Arbeitsmarktstrukturen der kapitalistischen Marktgesellschaft 

Durch den Wandel der Gesellschaft in ein kapitalistisches Marktsystem wurden, wie bereits erwähnt, 

viele Menschen in Europa abhängig von Erwerbsarbeit. Die Arbeitskraft wird in kapitalistischen Markt-

systemen als Ware definiert, die auf dem Arbeitsmarkt angeboten wird und dort einen Preis (v)erlangt. 

Der Begriff „Kommodifizierung“ fasst das Phänomen der Arbeitskraft als Ware zusammen. In liberalen 

Arbeitsmärken und der damit verbundenen Kommodifizierung bestimmt nicht der Staat darüber, welche 
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Personen arbeiten dürfen, beziehungsweise müssen und wer in welchem Mass für die Arbeit entlöhnt 

wird. Aus der theoretischen Perspektive ist der Verdienst einerseits von den Qualifikationen und der 

Leistungsbereitschaft von einzelnen abhängig und andererseits von der Nachfrage des Marktes nach 

diesen Qualifikationen. Der Preis für eine Arbeitskraft wird somit nicht von einem Staat, sondern durch 

Angebot und Nachfrage definiert (Polanyi, 1980). Der verstorbenen Wirtschaftheoretiker und Wirtschafts- 

und Sozialwissenschaftler Karl Polanyi (1980) analysiert in „The Great Transformation“ die Veränderung 

verschiedener Aspekte des Lebens in marktfähige Waren. Nach ihm führt dieser Prozess zu sozialen 

Verwerfungen, denn die Kommodifizierung der Arbeit führe zur Trennung der Arbeitskraft von ihren Le-

bensgrundlagen und zur Entstehung von verbreiteter Arbeitslosigkeit und Armut. Die Kommodifizierung 

führt allgemein zu einer Steigerung der Relevanz des Arbeitsmarkts und somit zur Steigerung der Rele-

vanz der Erwerbsarbeit, wodurch diese zur fundamentalen Existenzsicherung wird. 

Der Zugang zum Arbeitsmarkt ist relevant, da die Erwerbstätigkeit das zentrale Mittel dafür ist, sich ma-

terielle Güter anzueignen und die materielle Güterausstattung, die individuellen Verwirklichungschancen 

eines Menschen vergrössern (vgl. Kapitel 2.3.1 Der Capability-Ansatz von Amaryta Sen als Analysen-

instrument von Armut ausgeführt). Armut kann somit praktisch nur durch den Bezug von sozialstaatlichen 

Leistungen oder über Erwerbsarbeit überwunden werden. Die eigene Arbeitskraft ist das einzige Gut, 

welches dabei nutzbar gemacht werden kann. Diese können nicht alle Menschen gleichrangig einsetzen. 

Die Arbeitsmarktstrukturen sind ausschliessend und dadurch nicht fähig, die Lebensgrundlage von allen 

Menschen zu sichern. Armut ist darum eng mit den Verhältnissen der Arbeitswelt verknüpft, weshalb der 

Entwicklung des Arbeitsmarktes eine zentrale Bedeutung zukommt, denn durch fehlende Arbeitsmög-

lichkeiten wächst die Zahl von armutsbetroffenen Personen (SKOS, 2010a, S. 3). Menschen, die über 

längere Zeit hinweg keiner Erwerbsarbeit nachgehen (können), sind oftmals von Armut betroffen und 

beziehen staatliche Leistungen wie Sozial-, Asylsozial- oder Nothilfe, weshalb wir folgend kurz auf die 

bestehenden Chancenungleichheiten auf dem Arbeitsmarkt eingehen.  

Arbeitsmarktdiskriminierung 

In der Praxis sind Unterschiede zur Theorie der Kommodifizierung (der Verdienst besteht aus Leistungs-

bereitschaft und Qualifikationen) zu sehen. Soziologische Arbeitsmarktforschungen kamen zum Schluss, 

dass nebst den individuellen Qualifikationen und Leistungsbereitschaften auch Merkmale wie soziale 

Herkunft, Geschlecht, Nationalität, Behinderung, Alter oder die Dauer einer vorangegangenen Arbeitslo-

sigkeit eine massgebende Rolle für den Erfolg auf dem Arbeitsmarkt spielen (Kopp & Graff, 2021, S. 56-

68). Oberholzer-Gee (2008, S. 30-40) stellte zudem fest, dass das Interesse von Unternehmen an Per-

sonen auf Jobsuche, mit der Dauer ihrer Nichterwerbstätigkeit sinkt. Eine internationale Studie hat weiter 

belegt, dass in Österreich, Deutschland und der Schweiz die Chancen auf dem Arbeitsmarkt für Frauen 
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bei Teilzeitstellen geringer sind, wenn die Unternehmen aufgrund des Lebenslaufs davon ausgehen, 

dass eine baldige Mutterschaft wahrscheinlich scheint (Becker & Weichselbaumer, 2019). Arbeitsmärkte 

sind zudem oftmals nicht im Stande, den Lebensunterhalt für Personen zu gewährleisten, die über keine 

nachgefragte Qualifikation verfügen oder deren physische und/oder psychische gesundheitliche Verfas-

sung nicht ausreicht, damit sie ihre Arbeitskraft auf dem Arbeitsmarkt anbieten können (Nollert, 2012, S. 

65). Hinzu kommt, dass sich Produktionsweisen verändern, was auch zu (Langzeit-)arbeitslosigkeit und 

Armut führen kann (Dollinger & Schmidt-Semisch, 2010, S. 441). Kurt Wyss betont in seinem Buch 

„Workfare“ (2009, S. 13), dass der soziale Ausschluss von Personen durch die Mechanismen des kapi-

talistischen Systems erzeugt wird und unabhängig des individuellen Willens ist. Da im Rahmen von Work-

fare diese Mechanismen unverändert bleiben, geht daraus hervor, dass die Workfare-Massnahmen, wel-

che eine Eingliederung in den „normalen“ Erwerbsprozess erstreben, nicht die erhoffte Wirkung zeigen, 

da sie nicht die Ursachen des Problems thematisieren.  

3.2 Workfare 

Der Begriff „Workfare“ kommt aus dem Englischen und setzt sich aus den Worten Work (Arbeit) und 

Welfare (Wohlfahrt) zusammen. Unter dem Begriff ist eine aufkommende Form der Sozialpolitik zu ver-

stehen, in welcher in der Theorie erwerbslose Personen durch verpflichtende Massnahmen zurück in die 

Lohnarbeit gebracht werden sollen (Wyss, 2009, S 9). Es ist eine Form von Sozialpolitik, welche seit den 

1980er-Jahren, ausgehend von den USA und Kanada, an Bedeutung gewonnen hat (Handler, 2002, S. 

23). Ihren Aufschwung hatte sie, als in der Nachkriegszeit, die durch hohe Arbeitslosigkeit erhöhten, 

Staatsausgaben, in der Kritik standen, was wir bereits genauer ausgeführt haben. Workfare kommt in 

der offiziellen Politik nicht als Unterdrückungsform zur Darstellung, sondern als Aktivierung für Be-

troffene, da das ökonomische Grundproblem bei den armutsbetroffenen Menschen und der ihnen unter-

stellten Passivität gesehen wird. Im europäischen Raum ist der Begriff Workfare eher negativ konnotiert, 

weshalb der Begriff „Aktivierung“, respektive „Aktivierungspolitik“, favorisiert wird. Die Begriffe fassen 

inhaltlich jedoch denselben Tatbestand zusammen (Wyss, 2009, S. 14-15). 

Workfare ist historisch gesehen nicht ein neues Phänomen sondern eine Neugestaltung der Armen-, 

Zucht- und Arbeitshäuser, welche in der Frühindustrialisierung vor allem in England aufkamen, die so-

genannten Work-Houses Mitte des 16. Jahrhunderts (2009, S.10). Zum Beispiel wurde im Zuge des 

durch die Industrialisierung erstarkenden Kapitalismus im 16. Jahrhundert in England das Betteln unter 

Strafe gestellt. Die Work-Houses stellten eine Bestrafung „der angeblich unbotmässig sich verhaltenden 

Menschen“ (S. 10) dar, und sie wurden einem Prozess der Sozialdisziplinierung unterworfen. Wyss ver-

weist darauf, dass diese Prozesse der Bestrafung empirisch-historisch nachgezeichnet worden sind, bei-

spielsweise in einem Werk von Michel Foucault (1994) „Überwachen und Strafen: Die Geburt des 
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Gefängnisses“. Dem werden wir im Kapitel 4.4 Foucault und Straflust nachgehen. Wie bereits erwähnt 

wurde, dient auch in der Sozialhilfe das Element der Sanktionen als Mittel zur Bestrafung des abwei-

chenden Verhaltens. Die Androhung von Bestrafung im Falle des „Abweichens“ dient gleichzeitig zur 

Abschreckung der noch Erwerbstätigen, durch welche sie wirksam im Arbeitsmarkt behalten werden sol-

len, auch wenn sich die Bedingungen auf diesem verändern. Laut Wyss geht es bei Workfare schluss-

endlich nicht wirklich um den Vorsatz der Integration, sondern durch die Vortäuschung dessen darum, 

den sozialen Ausschluss von erwerbslosen Personen zu beschliessen (Wyss, 2009, S. 10-12).  

Workfare-Politik 

Handler (2002, S. 25) nennt drei elementare Bestandteile der Workfare-Politik. Eines davon ist der Abbau 

von allfällig bereits bestehender fördernder Politik, von erwerbstätigen Personen mit einer Behinderung 

oder älteren Arbeitsnehmenden. Ein weiteres Element ist die obligatorische Teilnahme an Arbeits- oder 

Ausbildungsprogrammen für erwerbslose Personen, die sich im erwerbsfähigen Alter befinden. Als dritter 

Gegenstand der Workfare-Politik nennt Handler die Verschärfung der Arbeitsanforderungen für erwerbs-

lose Personen. Speziell der letzte Aspekt wird anhand der Praxis in der Sozialhilfe noch verdeutlicht. Für 

die Workfare-Politik ist zudem die Verschiebung der sozialen Rechte charakteristisch. Diese waren an 

die Staatsbürger*innenschaft gekoppelt und werden nun innerhalb der Workfare-Politik an Bedingungen 

gebunden. So findet eine Verschiebung der sozialen Staatsbürger*innenschaft „vom Status zum Vertrag“ 

(2002, S. 1) statt. Der Aufenthaltsstatus ist somit an (Arbeits-)Rechte geknüpft und umgekehrt. Celia 

Bouali (2022, S. 145) beschreibt im Buch „Diversität der Ausbeutung“, wie im Kontext der EU- Binnen-

migration die Arbeitsmärkte rassistisch segmentiert sind und geht auf die EU-Marktbürger*innenschaft 

und der damit verknüpften Freizügigkeit ein. Im Vergleich zu „Drittstaatsangehörigen“ brauchen EU-

Staatsbürger*innen in einem anderen EU-Land keinen Aufenthaltstitel oder eine Arbeitsgenehmigung. 

Laut Bouali haben die rechtlichen Rahmenbedingungen einer Migration aber Folgen auf ihre Arbeits- und 

Lebensverhältnisse. Oftmals sind die Arbeitsverhältnisse, welche EU-Bürger*innen in einem anderen 

EU-Mitgliedsstaat eingehen „in einer Art Sonderrechtszone zwischen Entsende - und Aufnahmerechts-

rahmen“ (S. 145). Allgemein sind die sozialen Rechte der Unionsbürger*innen an ökonomische Vorbe-

dingungen geknüpft. So werden nur erwerbstätige Unionsbürger*innen in die sozialstaatliche Absiche-

rung eines anderen EU-Landes eingebunden. Wer erwerblos ist oder eine Erwerbstätigkeit sucht, kann 

die sozialen Rechte verlieren und folglich auch ins Herkunftsland abgeschoben werden. Diese Prekari-

sierung der Bürgerschaft wird „mit der Figur des Sozialtourismus legitimiert“ (Rieder, 2015, S. 18). Die 

Aufenthaltsrechte von Menschen, die zu lange Sozialhilfe beziehen, können zurückgestuft werden bis 

hin zum Verlust des Bleiberechts durch einen Landesverweis. Diese Tatsache führt dazu, dass viele 
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armutsbetroffene Menschen ohne Schweizer Staatsbürger*innenschaft sich erst gar nicht an die Sozial-

behörden wenden (Sozialinfo.ch, 2022).  

Workfare-Praxis 

Im aktivierenden Sozialstaat werden Leistungsbeziehende aufgefordert, aktiv zur Problemlösung beizu-

tragen, denn das Gegenleistungsprinzip, also das „Fördern und Fordern“, wird verstärkt betont. So kon-

zentriert sich die Workfare-Praxis oftmals auf die Förderung der Erwerbsfähigkeit und die berufliche (Wie-

der-)Eingliederung von Menschen, die eine staatliche Leistung beziehen. Ziel ist es, dass Menschen, 

möglichst rasch in den Arbeitsmarkt (wieder-)eingegliedert werden. Workfare-Politik soll durch die Ge-

generwartung für eine erhaltene Leistung, die Hilfe zur Selbsthilfe des Individuums bestärken (Charta 

Sozialhilfe Schweiz et al., 2022, S. 3). Wenn auf die erhaltene Leistung nicht mit Kooperation reagiert 

wird, können Sanktionen, beispielsweise in Form von Leistungskürzungen, angewendet werden (2022, 

S. 14-15). Die Workfare-Praxis soll somit direkt und wirkungsvoll auf armutsbetroffene und erwerbslose 

Personen einwirken. Gleichzeitig wird damit auch auf die erwerbstätige Bevölkerung Druck ausgeübt, 

indem durch den Umgang mit Erwerbslosen eine soziale Disziplinierung demonstriert wird: Durch die 

Workfare-Praxis charakterisierenden Leistungskürzungen und Leistungseinstellungen soll „Druck zum 

Autoritären“ ausgeübt werden. Durch die Arbeitspflicht soll der „Druck zu ausbeuterischen Arbeitsver-

hältnissen“ verstärkt werden und durch die Bewerbungspflicht und der Pflicht zu gestützten Beschäfti-

gung soll der Druck „zur Halbbildung allgemein“ vergrössert werden (Wyss, 2009, S. 76). So sind Kür-

zungen und Sanktionen von Sozialhilfeleistungen ein fester Bestandteil der Workfare-Praxis. Dadurch 

soll der Bezug möglichst unattraktiv gestaltet werden (2009, S. 77).  

Dieser Umgang mit erwerbslosen Personen hat auch einen Einfluss auf die Wahrnehmung der Bevölke-

rung auf diese Personengruppe. Eine Studie aus Deutschland (Groß & Hövermann, 2014, S. 106-111), 

wies darauf hin, dass die Gefährdung des eigenen Lebensstandards als Motor für den „marktförmigen 

Extremismus“ wirkt, was bedeutet, dass sich aufgrund verschärfter Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt 

und realen Statusverlustängsten eine ökonomische Bewertung und Leistungsideologie verbreitet. So er-

forschte die Studie, dass ein Teil der Mittelschicht die Forderung nach einem allgegenwärtigen Wettbe-

werb immer mehr befürwortet und sich ein ökonomisches Denken, bei welchem Menschen anhand Kos-

ten-Nutzen-Kriterien bewertet werden, immer mehr verbreitet. Die Zustimmung dafür ist bei Personen, 

die ihren Lebensstandard und ihre finanziellen Reserven als bedroht wahrnehmen, doppelt so hoch, wie 

bei Personen, die keine Angst um den persönlichen Status haben. 
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Sozialhilfe in Workfare  

Personen, die erwerbslos sind oder trotz einer Erwerbstätigkeit nur wenig materielle Ressourcen verfü-

gen, haben im Schweizerischen Sozialstaat in vielen Fällen Anspruch auf Sozialhilfe. Zusammenfassend 

findet daher folgend eine Einordnung der Sozialhilfe in Workfare statt: Da die Sozialhilfe in die Workfare-

Politik und Praxis eingegliedert ist, basieren Massnahmen und Programme zur beruflichen und sozialen 

Integration auf dem Prinzip der „Leistung und der Gegenleistung“. Da eine rasche Ablösung der finanzi-

ellen staatlichen Unterstützung angestrebt wird, soll der Staat einerseits Kosten sparen und durch ge-

wissen Zwang, Menschen zur Selbständigkeit führen. Dadurch sollen Menschen nicht bedingungslos 

Gelder zugesprochen werden, um sie dazu zu leiten, ein autonomes und eigenverantwortliches Leben 

zu führen. Die Eigenverantwortung soll durch die Hilfe zur Selbsthilfe gefördert werden, indem die Leis-

tungen an Bedingungen geknüpft sind und gefordert wird, dass jede Person nach ihren Kräften zur Be-

wältigung der Aufgaben in Staat und Gesellschaft beiträgt. Diese Zielsetzung beruht auf Art. 6 der BV 

(SR 101). Im Gegenzug bietet die Sozialhilfe, wenn die individuellen Möglichkeiten zur Verhinderung 

oder Überwindung der Notlage fehlen, kompensierende Angebote zur Förderung von beruflicher und 

sozialer Integration. Diese können obligatorisch verordnet werden und unter Androhung von Sanktionen 

zwangsmässig durchgesetzt werden. Solche Angebote sind geeignet, wenn sie den beruflichen Voraus-

setzungen, dem Gesundheitszustand, dem Alter, den persönlichen Verhältnissen sowie den Fähigkeiten 

der sozialhilfebeziehenden Person entsprechen. Die SKOS führt hierzu an, dass die Sozialhilfe jedoch 

keinen unbegrenzten Handlungsspielraum hat und daher bei der Bewältigung von individuellen und struk-

turellen Notlagen an ihre Grenzen stösst. Beispielsweise sind viele Sozialhilfebeziehende zu krank, um 

eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, erhalten aber keine IV-Rente (Charta Sozialhilfe Schweiz et al., 

2022, S. 8; Eser Davolio et al., 2013, S. 32). Die SKOS sieht es daher als Aufgabe der Sozial- und 

Gesellschaftspolitik, tragfähige Grundlagen zur Vermeidung und Verminderung individueller und struktu-

reller Notlagen zu schaffen, damit diese Grenzen verschoben werden, indem möglichen Änderungen der 

Sozialen Sicherungssysteme getätigt werden und Revisionen in Richtung einer wirksamen nationalen 

Armutsbekämpfung unterstütz werden (SKOS, 2021a, S. 4-5).  

3.3 Sozialhilfe 

Die Unterstützung von armutsbetroffenen Menschen durch die Sozialhilfe ist ein etablierter Umgang, 

wenn es um die Bekämpfung von Armut geht. Das Ziel der Sozialhilfe ist es, Menschen vor Armut, Ver-

elendung und Ausgrenzung zu bewahren. Dadurch trägt sie grundlegend zum sozialen Frieden in der 

Schweiz bei. Sie soll allen Personen in der Schweiz ein menschenwürdiges Leben ermöglichen und 

verhindern, dass Menschen in unwürdiger Armut und Obdachlosigkeit leben müssen (Charta Sozialhilfe 

Schweiz et. al., 2022, S. 4). Wenn Menschen in eine Notlage geraten, liegt die Hauptaufgabe der 
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Sozialhilfe darin, als letzte sozialstaatliche Instanz die Menschenwürde zu sichern. Das Menschenrecht 

auf Sozialhilfe ist nebst Art. 12 in der BV (SR 101), der das Recht auf Hilfe in Notlagen garantiert, auch 

in weiteren Artikeln festgehalten wie beispielsweise Art. 9 und 11 (SR 101) aber auch in Art. 28 der 

Behindertenkonvention (BRK, SR 0.109). Die Ursache(n), welche in eine Notlage geführt haben, sind für 

den Anspruch auf Sozialhilfe nicht ausschlaggebend, da sie auf dem Finalprinzip basiert. Gewichtet wird 

der Umstand, ob eine Person sich in einer Notlage befindet und aus eigener Kraft nicht mehr aus dieser 

herauskommt (SKOS, 2021a, S. 6). Die Sozialhilfe als unterste Netz der sozialen Sicherheit, soll die 

Grundlagen des demokratischen Staates erhalten sowie den sozialen Frieden innerhalb der Gesellschaft 

sichern (2021a, S. 4).  

Im Zentrum der Sozialhilfe steht ein soziales Existenzminimum, durch welches die Autonomie in der 

Notlage weiterhin gewährt werden soll. Ausgeschlossen von diesem Anspruch sind Personen ohne gül-

tigen Aufenthaltsstatus, welche lediglich Anspruch auf Nothilfe haben. Auch die Asylsozialhilfe weist im 

Vergleich zur Sozialhilfe für Schweizer Staatsbürger*innen ein niedrigeres Leistungsniveau vor (Wizent, 

2016, S. 1-2). Auf die unterschiedlichen Berechnungen gehen wir in den entsprechenden Kapiteln 3.3.2 

Nothilfe und 3.3.3  

Asylsozialhilfe ein. Zu diesen beiden staatlichen Unterstützungsleistungen unterscheidet sich die Sozial-

hilfe auch dadurch, dass sie Angebote zur Förderung der beruflichen und sozialen Integration bereitstellt. 

Diese grundlegende Zielsetzung der Sozialhilfe basiert auf verfassungsrechtlichen Garantien, wie dem 

Schutz der Menschenwürde, dem Diskriminierungsverbot sowie der persönlichen Freiheit. Die Teilhabe 

gilt als Voraussetzung für ein menschenwürdiges Dasein, weshalb die existenzsichernden Leistungen 

nicht bloss das nackte Überleben ermöglichen sollen (SKOS, 2021a, S. 4).  

Leistungen der Sozialhilfe 

Die Leistungen sind weitgehend pauschalisiert, je nach Lebenssituation und dem damit verbundenen 

Bedarf kann eine direkte Anpassung notwendig sein. Die Festlegung der Mietzinsrichtlinien, ist Sache 

der Gemeinden. In vielen Kantonen sind auch die Gemeinden für den Erlass der Sozialhilfe zuständig. 

Diese ergibt sich daher aus einem Zusammenspiel der kantonalen Eigenständigkeit, nationaler Koordi-

nation und kommunalem Vollzug (Charta Sozialhilfe Schweiz et. al., 2022, S. 18). Grundsätzlich ist die 

Sozialhilfe - wie andere Bedarfsleistungen - in der Kompetenz der Kantone, was zu kantonalen Unter-

schieden führen kann (SKOS, 2021a, S.5). Aufgrund der fehlenden Bundesrahmengesetze für die Sozi-

alhilfe, versucht die SKOS eine harmonisierte Ausrichtung der Sozialhilfe zu fördern. Die in den SKOS-

Richtlinien festgehaltenen Aussagen, über die Bemessung und Ausgestaltung der Sozialhilfe, überneh-

men eine nationale Annäherungsfunktion und sollen über die Kantonsgrenzen hinaus die 
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Rechtsgleichheit und Rechtssicherheit fördern. Diese Richtlinien gelten in der schweizerischen Sozial-

politik als verbindliche Richtgrösse, sind juristisch jedoch nicht verpflichtend (SKOS, o.D.a).  

Da die Sozialhilfe das Existenzminimum sichert, übernimmt sie Kosten für Ernährung, Kleidung, Woh-

nung und Gesundheit. Zusätzlich soll das soziale Existenzminimum die soziale Teilhabe ermöglichen 

und dafür sorgen, dass Sozialhilfebeziehende in der Gesellschaft integriert bleiben. Für eine Einzelper-

son beträgt der Grundbedarf gemäss Empfehlung der SKOS seit dem 1.1.2022 CHF 1006.– monatlich. 

Dazu kommt die obligatorische Krankenversicherung, nach Abzug der Prämienverbilligung von CHF 

200.– sowie die effektive Miete inklusive Nebenkosten von ca. CHF 1000.–. Dieser Betrag richtet sich 

jedoch stark an den Richtlinien der Wohngemeinde (Charta Sozialhilfe Schweiz et. al., 2022, S. 8). Die 

lokalen Sozialhilfebehörden erlassen Mietzinsrichtlinien, die sicherstellen sollen, dass die von der Sozi-

alhilfe übernommenen Mieten zu den günstigsten am jeweiligen Ort gehören. Bei mehreren Personen 

pro Haushalt wird ein reduzierter Grundbedarf pro zusätzliche Person ausgerichtet, da das Zusammen-

leben in einem gemeinsamen Haushalt kostengünstiger ist. Für individuelle Situationen gibt es situati-

onsbedingte Leistungen (SIL). Dazu gehören beispielsweise Kosten für die Kinderbetreuung, Fahrkosten 

zum Arbeitsort, Zahnbehandlungen oder Sprachkurse (2022, S. 8-11). 

Wer Sozialhilfe bezieht, muss genaue Angaben zur eigenen finanziellen Situation machen und somit 

auch Geldgeschenke, jegliches Erwerbseinkommen und Versicherungsleistungen angeben, welche 

dann dem Einkommen angerechnet werden. Somit sollen Sozialhilfebeziehende dazu beitragen, ihren 

Bedarf zu decken und die staatliche Unterstützung möglichst tief halten. Im Jahr 2019 wurden durch 

diese Eigenleistungen somit lediglich CHF 864.– pro Person an Sozialhilfeleistungen monatlich ausbe-

zahlt (S. 11). Weiter soll - wie bereits oben erwähnt - durch finanzielle Anreize die berufliche und soziale 

Integration von Sozialhilfebeziehenden und der Anreiz zur Aufnahme einer Erwerbsarbeit gefördert wer-

den. So erhalten arbeitende Personen einen Einkommensfreibetrag, welcher je nach Arbeitspensum ab-

gestuft wird. Personen, die keiner Erwerbstätigkeit nachgehen, müssen teilweise an Integrationspro-

grammen teilnehmen und erhalten dadurch eine Integrationszulage zwischen CHF 100.– und CHF 300.– 

pro Monat (Charta Sozialhilfe Schweiz et. al., 2022, S. 10). Auf die Pflichten, welche mit einem Sozialhil-

febezug einhergehen, werden wir im Kapitel 3.3.4 Pflichten von Sozialhilfebeziehenden vertieft eingehen. 

In den davor folgenden Kapiteln wird auf die Langzeitsozialhilfe eingegangen, da dabei die rasche (Wie-

der-)Eingliederung in den Arbeitsmarkt nicht möglich ist. Weiter wird auch auf die Asylsozialhilfe und die 

Nothilfe eingegangen, welche Menschen zu kommen, die aufgrund ihres Aufenthaltsstatus keinen An-

spruch auf Sozialhilfe haben. Sie unterscheiden sich von der staatlichen Sozialhilfe, obwohl sie auch als 

letzte finale Leistung zur Unterstützung funktionieren. 
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3.3.1 Langzeitsozialhilfe 

Ungefähr die Hälfte der Personen, welche Sozialhilfe beziehen, müssen weniger als ein Jahr lang unter-

stützt werden (Charta Sozialhilfe Schweiz et. al., 2022, S. 10). In diesem Kapitel gehen wir kurz auf die 

Langzeitsozialhilfe ein, da bei dieser die rasche (Wieder-)Eingliederung in den Arbeitsmarkt nicht funkti-

oniert. In der vorliegenden Bachelorarbeit wird der Begriff „Langzeitbeziehende“ in Bezug auf die Sozial-

hilfe nach der vereinfachten Definition verwendet, so wie sie in der Praxis der Sozialhilfe verwendet wird. 

Somit wird dann von einem Langzeitbezug gesprochen, wenn der Bezug ununterbrochen länger als drei 

Jahre andauert (SKOS, 2021b, S. 3). Bei den Langzeitbeziehenden sind folgende Gruppen am meisten 

vertreten: die Altersgruppe der 36- bis 45-Jährigen sowie Personen, die beim Eintritt in die Sozialhilfe 

zwischen 46 und 55 Jahre alt waren. In beiden Gruppen sind vor allem Alleinerziehende und Eltern mit 

mehreren Kindern zu finden. Dies hängt damit zusammen, dass sich Betreuungspflichten einschränkend 

auf die Erwerbstätigkeit ausüben können. Weiter führt die Teil- oder Vollzeitarbeit im Niedriglohnbereich 

dazu, dass trotz Erwerbseinkommen der finanzielle Grundbedarf einer Familie nicht gedeckt werden 

kann (Beyeler et al., 2021, S. 39). Weiter sind auch Personen, die keiner Erwerbstätigkeit nachgehen 

können, oft in Verbindung mit mehrschichtigen gesundheitlichen Einschränkungen, unter den Langzeit-

beziehenden übervertreten. Auch Personen ohne Schweizer Staatsbürger*innenschaft, vor allem aus 

dem asiatischen und afrikanischen Kontinent, haben eine besonders hohe Bezugsdauer. Ein wesentli-

cher Faktor ist auch der Bildungsstand von sozialhilfebeziehenden Personen. Die Bezugsdauer nimmt 

mit abnehmendem Bildungsstand zu. Mehr als die Hälfte der Langzeitbeziehenden verfügen höchstens 

einen Abschluss der obligatorischen Schulzeit (Beyeler et al., 2021, S. 55-56). Die Gründe für einen 

Langzeitbezug, können oftmals mit den Ursachen, die im Kapitel 3.1 Arbeitsmarktstrukturen der kapita-

listischen Marktgesellschaft ausgeführt wurden, in Verbindung gebracht werden. Im Langzeitbezug ist 

eine stetige Zunahme zu beobachten. Als mögliche Gründe dafür nennt die SKOS die wachsenden An-

forderungen auf dem Arbeitsmarkt sowie die strengeren Zulassungskriterien der IV. Wie erwähnt, habe 

Langzeitbeziehende überdurchschnittlich oft multiple gesundheitliche Einschränkungen, die den Zugang 

zum Arbeitsmarkt erschweren. Gleichzeitig reichen die Leistungseinschränkungen oft nicht aus, für einen 

Anspruch auf eine vollständige IV- Rente (SKOS, 2021b). Salzberger (2015, S. 50) erwähnt in den Kenn-

zahlen aus dem Jahr 2015 zudem, dass psychische Beeinträchtigungen durch die Dauer eines Sozial-

hilfebezugs noch verstärkt werden können. 

3.3.2 Asylsozialhilfe  

Das Menschenrecht auf Sozialhilfe steht nicht allen Menschen gleichermassen zu. Menschen, die in der 

Schweiz ein Asylgesuch stellen, erhalten eine vorläufige Asylsozialhilfe. Diese unterscheidet sich zu der 
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oben beschriebenen Sozialhilfe in einigen Punkten. Das Asylsozialhilferecht hat sich zu einem eigentli-

chen Sonderrecht etabliert, das hauptsächlich Ausdruck von asyl- und migrationspolitischen sowie fi-

nanzpolitischen Anliegen ist. Das Sonderrecht steht in manchen Punkten im Konflikt mit den humanitären 

Zielen der Sozialhilfe, denn die Asylsozialhilfe ist eine reduzierte Sozialhilfe. Die Unterstützungsansätze 

sind intransparenter und tiefer angesetzt (Wizent, 2016). Bezüglich der Höhe der Unterstützungsansätze 

wird von Seiten der Entscheidungsträger*innen der Sozialpolitik argumentiert, dass Personen in der 

Asylsozialhilfe sich möglicherweise nur kurzfristig in der Schweiz aufhalten und ein geringerer Bedarf 

besteht, da für diese Personengruppe kein konkreter gesellschaftlicher und beruflicher Integrationsauf-

trag besteht (Art. 55 AuG (SR 142.20); Wizent, 2016, S. 8). Diese bedarfsrechtliche Ungleichbehandlung 

geht aber auch nach dem Entscheid über eine vorläufige Aufnahme weiter, obwohl Menschen, mit dem 

aus dieser Entscheidung resultierenden F-Satus, sich in der Regel ihre ganze Lebenszeit in der Schweiz 

aufhalten (Hofstetter, 2015).  

Die Tiefe Berechnung der Asylsozialhilfe hat direkten Einfluss auf die Lebensrealität der betroffenen 

Menschen. Die kürzlich erschienene Studie „Social Assistance and Refugee Crime“ (Auer et al., 2024) 

zeigt auf, dass die Höhe der Asylsozialhilfe mit der Kleinkriminalität korreliert. Die Studie fand heraus, 

dass eine grosszügigere Bemessung der Asylsozial- und Nothilfe die Wahrscheinlichkeit senken könne, 

dass betroffene Personen zu delinquentem Verhalten gezwungen sind. Erklärt wird es dadurch, dass 

kriminelle Aktivitäten als alternative Überlebensstrategien gewählt werden müssen, um den Lebensbe-

darf abdecken zu können. Die Bemessung der Asylsozialhilfe wirkt sich daher direkt auf Kriminalisie-

rungsmechanismen aus (vgl. Kapitel 4.1 Armut und Kriminalität).  

3.3.3 Nothilfe 

Wird ein Asylgesuch von den Behörden, dem Staatssekretariat für Migration (SEM), abgelehnt, besteht 

für Betroffene einzig die Möglichkeit vor dem Bundesverwaltungsgericht (BVG) eine Beschwerde einzu-

reichen. Wenn asylsuchende Personen zweimal einen abgelehnten Asylentscheid erhalten (einmal vom 

SEM, das zweite Mal vom BVG), werden sie aus dem System der Asylsozialhilfe ausgeschlossen und 

unterliegen nun dem Nothilferegime. Der Anspruch auf Sozialhilfe hat ohne geregelten Aufenthaltsstatus 

nie bestanden. Art. 12 in der BV (SR 101), das Recht auf Hilfe in Notlagen, sieht aber auch vor, dass 

rechtskräftig weggewiesenen Personen, die das Recht auf Sozialhilfebezug durch den negativen Asyl-

entscheid verloren haben, die Möglichkeit bleibt, Nothilfe zu beziehen. Im Nothilferegime sollen demnach 

in der Obhut des Staates Grundbedürfnisse wie Nahrung, Hygiene und medizinische Grundversorgung 

sowie Kleidung abgedeckt werden, die für ein menschenwürdiges Dasein unerlässlich sind. Zusätzlich 

haben Personen, die in Not geraten, nach Art. 12 auch „Anspruch auf Hilfe und Betreuung“. Die Ausge-

staltung dieses Anspruchs wird in der Praxis auf das Minimum ausgestaltet und sozialarbeiterische 
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Unterstützung entfällt für Geflüchtete in der Nothilfe gänzlich (Konferenz der kantonalen Sozialdirekto-

rinnen und Sozialdirektoren, 2012, S. 15). Nothilfebeziehende werden mehrheitlich in sogenannten 

„Rückkehrlager“4 untergebracht, die nicht selten unterirdische Zivilschutzanlagen, Container oder alte 

Gebäude sind. Diese stehen mehrheitlich am Rande von Siedlungsgebieten, stark isoliert von der Ge-

sellschaft (Ruckstuhl et al., 2022, S. 5). Das „Rückkehrlager“ im Eschenhof in Gampelen (BE) beispiels-

weise, liegt 40 Gehminuten vom nächsten Anschluss an den öffentlichen Verkehr entfernt. Anders als 

die Sozialhilfe, deckt die Nothilfe bei armutsbetroffenen Menschen weder die Miete noch einen beschei-

denen Kostenaufwand zum Leben. Die Nothilfe ermöglich es nicht „zu leben“, sondern „zu überleben“ 

(Amnesty International, o.D.). Dadurch, dass die Schweiz ein föderalistischer Staat ist, ergeben sich bei 

der Unterbringung und Ausgestaltung der Nothilfe durch die Kantone teilweise grosse Unterschiede (Cle-

mann, 2014, S. 21). So erhalten Nothilfebeziehende je nach Kanton zwischen CHF. 6.– und CHF 12.– 

täglich, um gerade so zu überleben. Das Nothilfegeld wird je nach Kanton aber auch als Naturalien an-

stelle von Geldbeträgen ausbezahlt (Amnesty International, o.D.). In den meisten Kantonen, so auch im 

Kanton Bern, ist die Ausbezahlung der Geldbeträge an eine Anwesenheitspflicht, meistens in einem 

„Rückkehrlager“, geknüpft. Personen müssen diese durch eine Unterschrift bestätigen. Damit möchten 

die Behörden kontrollieren, ob Personen noch nothilfebedürftig sind. Laut Art. 5.4 der Nothilfeweisung 

des Kanton Bern bedeutet die „zwingende Anwesenheitspflicht, dass sich Nothilfebeziehende an siebend 

Tagen die Woche im ‚Rückkehrzentrum‘ aufhalten“. Wenn dies nicht der Fall ist, vermuten die Behörden, 

dass die Personen nicht bedürftig sind. Diese Anknüpfung der staatlichen Leistung an diese Bedingun-

gen wird von verschiedenen nonprofit-/nicht staatlichen Organisationen kritisiert, weil es systematische 

Schikanen seien und es die Grundrechte von Nothilfebeziehenden verletzen würde (Humanrights.ch, 

2017). Das SEM formuliert darauf in einer Medienmitteilung vom 27. Mai 2010, dass dieses Vorgehen - 

also die Ausgestaltung des Nothilferegimes - alleine darauf abzielt, dass Menschen die prekarisierten 

Lebensumstände nicht mehr aushalten und die Schweiz verlassen: „Das Ziel dieser Massnahme besteht 

darin, die betroffenen Personen zur Ausreise aus der Schweiz zu bewegen“ (Staatssekretariat für Mig-

ration, 2010). Dass dies 14 Jahre später überhaupt nicht der Fall ist, haben bereits damals, als abgewie-

sene asylsuchende neu keine Asylsozialhilfe mehr erhielten, mehrere Organisationen in einer 

 
4 „Rückkehrlager“ wird in Anführungszeichen geschrieben, da für die meisten Bewohnenden eines „Rückkehrlagers“ eine 

(freiwillige) Rückkehr in einen anderen Dublinstaat oder in das Herkunftsland aus unterschiedlichen Gründen ausgeschlos-

sen ist. Die Nationale Kommission zur Verhütung von Folter (NKVF) zeigt in ihrem Bericht über die Überprüfung der „Rück-

kehrzentren“ des Kanton Bern auf, dass von 262 Personen mehr als 110 Personen bereits länger als 3 Jahre dort leben. Nur 

45 Personen mit einem rechtskräftigen Wegweisungsentscheid lebten weniger als einem Jahr dort (Nationale Kommission 

zur Verhütung von Folter NKVF, 2021, S. 29). 
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gemeinsamen Stellungnahme geschrieben. Die Verschlechterung der Lebensbedingungen - die produ-

zierte Prekarisierung – führt nicht dazu, dass Betroffene die Schweiz freiwillig verlassen. Diese Erkennt-

nis teilen verschiedene Menschenrechtsorganisationen in der gemeinsamen Kampagne „Nothilfe: Eine 

Sackgasse für alle“ mit, in deren Rahmen eine Petition zur Verbesserung der Situation von Nothilfebe-

züger*innen lanciert wurde (Amnesty International, 2011). Dadurch werde es immer offensichtlicher, dass 

die Nothilfe für eine wachsende Anzahl abgewiesener Asylsuchender zu einem Zustand permanenter 

Menschenunwürdigkeit geworden ist, denn das Geld der Nothilfe allein reicht oft nicht aus, um ein men-

schenwürdiges Dasein zu sichern (Humanrights.ch, 2010). 

Arbeitsverbot in der Nothilfe 

Dadurch, dass abgewiesene Asylsuchende das Recht verlieren, einer Erwerbsarbeit nachgehen zu kön-

nen, ist die Nothilfe zwar an Bedingungen wie die Anwesenheitspflicht geknüpft, der Gedanke der ra-

schen Ablösung der Nothilfe fällt jedoch weg. Die Koppelung von Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis sieht 

Manuela Bojadžijev (2012, S. 43), Professorin für Kultur und Lebensstile in der Einwanderungsgesell-

schaft, als Ausdruck davon, dass Rassismus sich konstitutiv in den Institutionen des Staates reproduziert. 

Die promovierten Antirassismusforscher Serhat Karakayali und Vassilis Tsianos (2002, S. 263) sehen 

das Erwerbsarbeitsverbot innerhalb des Asylregimes als Instrument des kapitalistischen Staates, der die 

Arbeitskräfte segmentiert und die Selektionsstruktur der Arbeitskräfte kontrolliert. Dadurch haben einige 

migrierende Menschen weniger Rechte und sind mit einer entwerteten Arbeitskraft ausgestattet. Abge-

wiesene Asylsuchende bleibt somit nur die Möglichkeit, einer informellen Arbeit nachzugehen. Der Ge-

werkschaftsverband Unia (o.D.) hält fest, dass auch mit einer an eine Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung 

gebundenen Arbeitserlaubnis die meisten illegalisierten Menschen trotz dem ausländer*innenrechtlichen 

Arbeitsverbot, Arbeiten in der Reinigung, in Privathaushalten, auf Baustellen, in Restaurants und Hotels, 

im Transport oder in der Landwirtschaft und im Sexgewerbe nachgehen – ohne Arbeiter*innenschutz. 

Durch diese Begrenzung von Möglichkeiten entsteht eine Regelung einer (inter-)nationale Arbeitsteilung. 

Wie schon im Kapitel 2.1 Zusammenhänge zwischen globaler und lokaler Armut angedeutet wurde, er-

halten Grenzen asymmetrische Wohlstandsverhältnisse aufrecht, die durch koloniale Verarmung ent-

standen sind. Zusammenfassend möchten wir hier festhalten, dass durch das Arbeitsverbot keine (Wie-

der-)Eingliederung in die Erwerbstätigkeit angestrebt wird, die Nothilfe aber dennoch an Pflichten gebun-

den ist und auch die Sozialhilfe, sanktioniert oder gänzlich eingestellt werden kann. 

3.3.4 Pflichten von Sozialhilfebeziehenden 

Nun werden wir ausführen, welche Pflichten, mit der Begründung einer raschen Integration in den Ar-

beitsmarkt, an Sozialhilfebeziehende gestellt werden. Sie haben durch das Prinzip der „Leistung und 
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Gegenleistung“ für den Erhalt der staatlichen Unterstützung gewisse Pflichten und Weisungen zu befol-

gen: 

Dazu gehört die Auskunfts- und Meldepflicht. Durch diese müssen Sozialhilfebeziehende dem Sozial-

dienst umfassende Auskunft über ihre persönlichen finanziellen Verhältnisse geben und diese Angaben 

auch belegen. Zu diesen Auskünften gehören beispielsweise Vermögens-, und Einkommensverhält-

nisse, Familienverhältnisse oder Informationen zum Gesundheitszustand (SKOS, 2021a, S. 8). 

Weiter haben Sozialhilfebeziehende eine Mitwirkungspflicht. Demnach sind Personen, die Sozialhilfe be-

antragen oder beziehen, in dieser Zeit zur Mitwirkung verpflichtet (2021a, S. 8). Dies ist aus Sicht der 

Behörden relevant, ähnlich wie die Begründung bei der Anwesenheitspflicht von Nothilfebeziehenden, 

um feststellen zu können, ob der Bedarf auf staatliche Unterstützung tatsächlich besteht (Wizent, 2020, 

S. 289). 

Zu den Pflichten gehört weiter die Pflicht zur Minderung der Bedürftigkeit. Das heisst, dass eine Person 

alles ihr Mögliche unternehmen muss, um möglichst rasch wieder selbstständig zu sein. Das heisst, sie 

ist dazu verpflichtet, eine zumutbare Erwerbsarbeit anzunehmen, in einem Beschäftigungsprogramm 

mitzuarbeiten oder es kann auch durch die Geltendmachung von Drittansprüchen geschehen (SKOS, 

2021a, S. 9). Weiter soll eine möglichst kostengünstige Unterstützung auch dadurch sichergestellt wer-

den, dass die Sozialhilfe durch Anreize wie dem Einkommensfreibetrag oder Integrationszulagen, durch 

die Auferlegung von Pflichten und durch Sanktionsmöglichkeiten durchgesetzt wird (Charta Sozialhilfe 

Schweiz et. al., 2022, S. 10-14). 

Sozialhilfemissbrauch 

Um gewährleisten zu können, dass nur diejenigen Personen finanziell unterstützt werden, die auch einen 

rechtlichen Anspruch darauf haben, kennt die Sozialhilfe ein System von Kontroll- und Sanktionsinstru-

menten. Dadurch soll ein Sozialhilfemissbrauch verhindert werden und auf Missbrauchsfälle mit repres-

siven Massnahmen reagiert werden. Ein Sozialhilfemissbrauch liegt beispielsweise dann vor, wenn Leis-

tungen durch falsche oder unvollständige Angaben, zu den persönlichen oder wirtschaftlichen Verhält-

nissen, erwirkt werden. So sind auch dies betreffende Änderungen der Verhältnisse dem Sozialdienst 

direkt mitzuteilen. Weiter ist eine Zweckwidrige Verwendung von Sozialhilfeleistungen (beispielsweise 

eine Schuldenbegleichung bei Dritten anstelle der Bezahlung der Krankenkassenprämien) ein Miss-

brauchsfall. Da Sozialhilfebeziehende verpflichtet sind, selbst aktiv zu werden und das ihnen Mögliche 

vorzunehmen, um zur Behebung ihrer Notlage beizutragen, können Sozialhilfeorgane zu diesem Zweck 

wirtschaftliche Hilfe, mit Auflagen und Weisungen verbinden. Diese können beispielsweise in Arbeitsbe-

mühungen oder Umzug in einen günstigeren Wohnraum ausfallen. Wenn sich eine Person diesen 
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Auflagen widersetzt und den Verpflichtungen nicht nachkommt, wird ebenfalls von einem missbräuchli-

chen Verhalten gesprochen (Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe [SKOS], 2010b, S. 2-3). 

3.3.5 Kontroll- und Sanktionierungsinstrumente in der Sozialhilfe 

Wenn ein Missbrauchsfall nachgewiesen werden kann, kann es durch das kantonale Sozialhilferecht zu 

verschiedenen repressiven Sanktionen kommen. Dabei soll immer das Verhältnismässigkeitsprinzip be-

wahrt werden (Wizent, 2020, S. 158-159) und das Grundrecht auf Existenzsicherung, nach Art. 12 in der 

BV (SR 101), darf nicht tangiert werden. Es folgt nun eine Darstellung von bestehenden Kontroll- und 

Sanktionsmassnahmen: 

Kürzung der Sozialhilfe: Wenn es zu Pflichtverletzungen kommt und Weisungen des Sozialdienstes nicht 

eingehalten werden, ist dieser berechtigt, die Sozialhilfe zu kürzen. Für die Kürzungen der Sozialhilfe-

leistungen, regeln kantonale Sozialhilfegesetze den Umfang und das Verfahren. Der Grundbedarf kann 

während maximal 12 Monaten um bis zu 30 Prozent gekürzt werden. 

Einstellung der Sozialhilfe: Zu einer Teileinstellung oder gänzlichen Einstellung der Sozialhilfe kann es 

kommen, wenn sich eine Person weigert, eine ihr zumutbare und konkret zur Verfügung stehende Er-

werbstätigkeit anzunehmen oder einen ihr zustehenden Leistungsanspruch (Sozialversicherungen) ein-

zufordern – wenn die Person also die Notlage absichtlich mit dem Zweck des Sozialhilfebezugs aufrecht-

erhält. Da diese Sanktion sehr einschneidend sein können, kann sie nur unter engen Voraussetzungen 

vollzogen werden (vgl. SKOS A.8.5). 

Rückerstattung der Sozialhilfe: Wenn Sozialhilfebeziehende die Informationspflicht verletzen und falsche 

Angaben machen oder veränderte Angaben nicht mitteilen, beziehen sie unrechtmässig Leistungen. Die 

zu Unrecht bezogene Leistung muss zurückerstattet werden . Die Sozialhilfe muss auch bei einer zweck-

widrigen Verwendung rückerstattet werden (SKOS, 2010b). Je nach Gemeinde muss auch bei rechtmäs-

sigem Bezug, nach (Wieder-)Erlangen der finanziellen Selbstständigkeit, die bezogenen Sozialhilfeleis-

tungen ratenweise rückerstattet werden (SKOS, o.D.c). 

Änderung des Auszahlungsmodus: Wenn ein Verdacht auf missbräuchliches Verhalten vorliegt, kann es 

zu einer Änderung des Auszahlungsmodus kommen und beispielsweise eine direkte Einzahlung von 

Miete und Krankenkasse folgen, anstelle der Barauszahlung.  

Nichteintreten: Wenn ein Unterstützungsgesuch eingereicht wird, das über unvollständige Angaben ver-

fügt und die gesuchstellende Person sich weigert, die zur Bedarfsbemessung notwendigen Unterlagen 

und Informationen beizutragen, wird auf das Gesuch nicht eingegangen oder wenn bereits Sozialhilfe 

geleistet wird, wird diese eingestellt.  
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Strafrechtliche Verfolgung: Betrug nach Art. 145 im StGB (SR 311.0) und spezielle Strafbestimmungen 

in den kantonalen Sozialhilfegesetzen führen zu einer strafrechtlichen Anklage.  

Einsatz von Kontrollinstanzen: Wenn die Faktenlage unklar ist und Sozialhilfeorgane annehmen, dass 

der Sachverhalt mit sozialarbeiterischen Methoden nicht geklärt werden kann, kann der Einsatz von So-

zialinspektoren für eine vertiefte Sachverhaltensabklärung eingesetzt werden (SKOS, 2010b). 

Die Kürzungen der Sozialhilfeleistungen, als Sanktion für ein pflichtwidriges Verhalten von Sozialhilfebe-

ziehenden, können nur bis zum Existenzminimum gehen. In einigen Fällen kann es aber auch zu einer 

vollständigen Einstellung der Sozialhilfe kommen – dies ist vor allem dann der Fall, wenn das Subsidia-

ritätsprinzip als nicht gegeben scheint. Am 1. Januar 2016 kam es zu einer Verdoppelung der finanziellen 

Sanktionen, welche von 15 auf 30 Prozent des Grundbedarfs erhöht wurden (Avenir Social, o.D., S. 2).  

Auswirkungen von Sanktionen in der Sozialhilfe  

Die Frage, ob ein angeordneter Arbeitseinsatz verbunden mit der angedrohten Sanktion der Streichung 

der Sozialhilfe im Falle einer Verweigerung mit dem Prinzip der Selbstverantwortung gemäss der BV zu 

vereinbaren ist oder nicht, berührt Recht, Ethik und möglicherweise die Grund- und Menschenrechte 

(Humanrights.ch, 2014). Dieser Frage sowie die Wirkung und die Folgen von Sanktionen, werden nun 

weiter ausgeführt. 

Sanktionen, wie sie im vorherigen Kapitel erläutert wurden, wirken als Strafen und stellen aus motivati-

onspsychologischer Sicht negative Anreize dar. Anreize gewinnen an Bedeutung, wenn sie in hohem 

Masse mit den Motiven einer Person übereinstimmen, deren Verhalten verändert werden soll. Die Grund-

lage für eine dauerhafte Verhaltensveränderung ist eine von positiven Emotionen stimulierte Willensbil-

dung (Zolli & Healy, 2012). Forschungen haben gezeigt, dass Druck und Zwang einen vermeidenden 

Motivationsmodus auslösen können und dadurch nicht zielführend sind (Eser Davolio et al., 2013, S. 28 

& 82). Ein Forschungsprojekt zur erschwerten Kooperation5 in der Sozialhilfe durch das Spannungsfeld 

für Sozialarbeitende zwischen Professionalität und strukturellen Rahmenbedingungen, hält fest, dass für 

Armutsbetroffene, die staatliche Leistungen erhalten, das Gegenleistungsprinzip und Sanktionen „zent-

rale Erschwernisse in der Kooperation darstellen“ (2013, S. 63) können. Das Verlangen von Gegenleis-

tungen sowie die materiellen Sanktionierungen wie Kürzungen oder ein Nichtausbezahlen von Beträgen 

bei nicht kooperativen Sozialhilfebeziehenden, kann zu einer Verweigerung der Kooperation, verringerte 

 
5 Wenn der Kooperationsprozess von mindestens einem von den zwei Akteur*innen als problematisch angesehen und für 

einen veränderungsbedürftigen Zustand erachtet wird, liegt eine erschwerte Zusammenarbeit vor (Eser Davolio et al., 2013, 

S. 27) 
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Transparenz oder zum Fernbleiben von Terminen führen, sowie das Vertrauensverhältnis zu sozialstaat-

lichen Organisationen und Sozialarbeitenden verunmöglichen und das Machtgefälle zwischen Professi-

onellen und Adressat*innen verstärken (Avenir Social, 2014, S. 5). Befragte Sozialhilfebeziehende äus-

serten im oben erwähnten Forschungsprojekt, dass geschätzt wird, auf dem Sozialdienst nebst Sozial-

hilfe auch Beratungen zu erhalten. Der Kontakt mit dem Sozialamt schilderten sie aber oftmals als teil-

weise schwierig, da sich Rahmenbedingungen wie die Mitwirkungspflichten und Kontrollen als negativ 

auf die Atmosphäre auswirken (Eser Davolio et al., 2013, S. 33). Ein einseitig aufoktroyierte Arbeitsset-

ting durch Kontrolle und Zwang steht einer produktiven Zusammenarbeit im Weg (2013, S. 27). 

Durchgeführte wie auch bloss angedrohte Sanktionen verfolgen nicht nur individuelle, sondern auch kol-

lektive Ziele der Abschreckung, Stigmatisierung und Aufrechterhaltung der Arbeitsmoral. Sanktionen in 

der Sozialhilfe dienen weiter auch zur Legitimation von Organisationen im Sozialwesen gegenüber der 

Gesellschaft und Politik (Avenir Social, 2014, S. 4). Die Kürzungen und Sanktionen haben individuelle 

Auswirkungen auf die Lebenssituation von Betroffenen aber auch strukturelle auf die Gesellschaft. Kurt 

Wyss (2009, S. 39) erwähnt, dass nicht bewiesen sei, dass die Wiedereingliederung in den ersten Ar-

beitsmarkt mithilfe von Workfare effektiv und wirkungsvoll ist, auch wenn dies von Vertreter*innen von 

Workfare behauptet wird, und der Vorgang der Verantwortungszuschreibung auf das Individuum, also 

die Idee von Workfare, daher ideologisch sei.  

Zusammenfassend kann also gesagt werden, dass Sanktionen in der Sozialhilfe als Strafen wirken und 

den langfristigen Erfolg von Integrationsbemühungen in der Sozialhilfe erschweren. Weiter tragen sie zur 

Stigmatisierung von Sozialhilfebeziehenden bei, denn das Menschenbild, das der aktivierenden Sozial-

hilfe zugrunde liegt, stigmatisiert armutsbetroffene Menschen als „faul“ und entsprechende Sanktionen 

werden als Abschreckungsmethode verwendet, um den politischen Legitimationsdruck auf die Sozialhil-

febeziehenden auszuüben. Sie dienen also weniger dem Verantwortungsgefühl der Sozialhilfebeziehen-

den oder ihrem Selbstbestimmungsrecht. Avenir Social betrachtet Sanktion in diesem Zusammenhang 

deshalb als Angriff auf die menschliche Würde und auf die Grundrechte von allen (Avenir Social, 2014, 

S. 6). Die Verdoppelung der finanziellen Sanktionen des Grundbedarfs im Jahr 2016 sah der Berufsver-

band als weiteren Schritt in die Richtung der Kriminalisierung von armutsbetroffenen Personen. Avenir 

Social sieht dies nicht als Lösung zur Bekämpfung von Armut, sondern eher als Risiko zur Verschlech-

terung der Lebensbedingungen mehrerer Zielgruppen. Der Verband betont, dass Sanktionen nicht ziel-

führend sind. Wenn eine Notlage vorliegt, dann sind Sanktionen, die das soziale Existenzminimum tan-

gieren, nicht menschenrechtskonform (Avenir Social, o.D.). 
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3.3.6 Kritik an der Workfare-Logik in der Sozialhilfe 

Nachdem wir die Aufgaben und Funktionen der Sozialhilfe und der mögliche Einfluss auf die Lebensver-

hältnisse von Sozialhilfebeziehenden erläutert haben, halten wir nun eine kurze Zusammenfassung der 

Kritik fest:  

Staatliche Abhängigkeit und Disziplinierung: Wie ausgeführt wurde, werden armutsbetroffene Menschen, 

die staatliche Hilfeleistungen beziehen, gewissermassen davon abhängig gemacht. Dadurch werden sie, 

durch die Massnahmen von Workfare, staatlichen Disziplinierungsmechanismen unterworfen (Wyss, 

2009, S. 10). Diese Entwicklung der staatlichen Massnahmen weiter in Richtung einer Politik der Indivi-

dualisierung von Armut und deren Kriminalisierung, war eine Folge auf die wachsenden sozialen Unsi-

cherheiten anfangs der 1980er-Jahre. Konkret bedeutete dies, die Umorganisation der Sozialbehörden 

in ein Instrument zur Überwachung und Kontrolle der armutsbetroffenen Menschen, welche sich nicht in 

die Wirtschafts- und Moralordnung einfügten. So werden noch in der heutigen Workfare-Politik soziale 

Hilfeleistungen an Bedingungen geknüpft, welche mit bürokratischen Pflichten und arbeitsmarktlichen 

Massnahmen einhergehen. Wer sich dem gegenüber nicht an die Verhaltensregeln hält und sich aus 

unterschiedlichen Gründen den Pflichtprogrammen widersetzt, muss mit Leistungskürzungen, Leistungs-

entzug und Geldstrafen rechnen. Aus der Workfare-Ideologie erwuchs so ein paternalistisches Verständ-

nis der Rolle des Staates, welches weniger dazu gedacht ist, Armut zu reduzieren, und mehr dazu, die 

Sichtbarkeit der Armen zu verringern. Durch Kontroll-, Abschreckungs- und Sanktionierungsmethoden 

etablierte sich ein neuer Apparat für den Umgang mit Armut und ihren Begleiterscheinungen (Wacquant, 

2016, S. 222). 

Paternalistisches Menschenbild und negative Anreize: Das der Workfare zugrundeliegende Menschen-

bild tangiert armutsbetroffene Menschen individuell sowie die gesellschaftliche Ebene. Es basiert auf der 

Annahme, dass Menschen im allgemeinen und armutsbetroffene Menschen besonders, grundsätzlich 

eher träge seien und ein Grundrecht auf Existenzsicherung Personen daran hindern würde, einen Beitrag 

an die Gesellschaft zu leisten. Konkret wird Sozialhilfebeziehenden dadurch zugeschrieben, dass sie 

keiner Erwerbsarbeit nachgehen wollen, die ihren Lebensstandard nur wenig verbessert, solange sie 

staatliche Unterstützung auch ohne diese Anstrengung erhalten. Aufgrund dieser Annahme werden ne-

gative Anreize durch Zwangsmassnahmen geschaffen und durch das Gegenleistungsprinzip mit Sankti-

onen gedroht (Avenir Social, 2014). 

Mangelnde Langzeitwirkung von Workfare-Massnahmen: Durch die Workfare-Praxis setzt die Aktivie-

rung den Fokus darauf, Personen so rasch wie möglich in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. 
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Sozialhilfebeziehende sollen motiviert werden, Eigenverantwortung zu übernehmen. Statistiken zur Be-

zugsdauer von Sozialhilfe zeigen auf, dass die Investitionen in die (Re-)Integration in den Arbeitsmarkt 

zu Beginn des Sozialhilfebezugs eine Wirkung haben. Für Sozialhilfebeziehende mit komplexen Prob-

lemlagen, gesundheitlichen Problemen oder Working-Poor sind die Qualifikationsmassnahmen jedoch 

nicht ausreichend. Massnahmen, wie Kurse zur beruflichen Qualifikation und Ausbildungszuschüsse 

zum Nachholen einer Grundausbildung oder zur Anpassung der bestehenden Ausbildung an den Ar-

beitsmarkt, scheinen einem Grossteil der Betroffenen nicht zu helfen, langfristig eine Stelle zu finden und 

sich so dauerhaft von der Sozialhilfe lösen zu können (Beuchat, 2017). Eine Studie zur Evaluation der 

Leistungen mit Anreizcharakter der SKOS im Jahr 2015 konnte zwar positive Effekte finanzieller Anreize 

auf die Erwerbsbeteiligung nachweisen. Nachweise, dass die Wirkungen nachhaltig sind und die Er-

werbsbeteiligung auf längere Dauer verbesserten, fehlten allerdings (Dubach, 2015). Durch den Zwang 

und Sanktionierungen wird Druck auf Erwerbslose ausgeübt, der dazu führen kann, dass Menschen in 

prekarisierte Beschäftigungsverhältnisse gedrängt werden, da sich in der Workfare-Praxis oftmals auf 

kurzfristige Massnahmen zur Arbeitsmarktintegration konzentriert wird, ohne dass ausreichend auf struk-

turelle Barrieren eingegangen wird. Dadurch können langfristige Beschäftigungsmöglichkeiten nicht ga-

rantiert werden, was das Risiko erhöhen kann, dass betroffene Personen weiterhin in Armut leben müs-

sen.  

Annahme von prekarisierten Beschäftigungsverhältnissen: Der oben erwähnte Druck auf armutsbe-

troffene Personen, die erwerbslos sind, von Seiten der Behörden aber als „erwerbsfähig“ eingestuft wer-

den und daher nur dann Sozialhilfe beziehen können, wenn sie ihnen zugewiesene Arbeiten annehmen, 

zielt auch darauf ab, den Druck auf ausbeuterische Arbeitsverhältnisse allgemein zu verstärken. Der 

Druck auf Sozialhilfebeziehende ist eine Warnung an Gruppen in prekarisierte Arbeits- und Lebensbe-

dingungen, um zu demonstrieren, dass sie, wenn sie nicht auch sanktioniert werden wollen, unbedingt 

erwerbstätig bleiben müssen (Wyss, 2009). Sanktionen sind so gesehen auch eine Abschreckungsme-

thode gegen die erwerbstätige Bevölkerung. Dadurch werden Sanktionen zu verwaltungstechnischen 

und verwaltungsrechtlichen Instrumenten zur Legitimation und Durchsetzung von politischen Vorgaben 

(Avenir Social, 2014). 

Individualisierung der Lebenssituationen und Vernachlässigung struktureller Probleme: Einer der aus 

unserer Sicht am stärksten zu gewichtender Kritikpunkt an Workfare ist die Individualisierung der Le-

benssituationen durch das neoliberale Menschenbild, was dazu führt, dass strukturelle soziale Aus-

schlüsse aus dem Fokus der Problembehandlung geraten. Das Leitparadigma der Eigenverantwortung 

im Schweizerischen Sozialstaat lässt sich auch mentalitätsgeschichtlich einordnen und zeigt auf, dass 

gesellschaftlich ein tief verankerter Glaube an die Eigenverantwortung vorherrscht. Öffentlich politisch ist 
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das Prinzip der Eigenverantwortung in den Positionspapieren der liberalen sowie rechtskonservativen 

Kräften zu finden. Die Prinzipien der Eigenverantwortung, Flexibilität und Leistungsorientierung stehen 

im Mittelpunkt ihres sozialstaatlichen Verständnisses (Wyer, 2019, S. 53). Die Debatte über Armut und 

die soziale Sicherheit gerät so immer wieder ins Zentrum von sozialpolitischen Debatten. Die arbeits-

marktlichen Massnahmen werden so zum politischen Mittel, eine formalisierte Arbeitsmoral gegenüber 

den Erwerbslosen durchzusetzen respektive zu stärken, wobei die strukturellen Probleme aus dem Be-

wusstsein geraten. Die Arbeitsmarktfähigkeit wird als Verantwortung und Problem des Individuums insti-

tutionalisiert (2019, S. 93). Dabei geht es bei den Workfare-Massnahmen weniger um die Verbesserung 

der Arbeitsmarktfähigkeit der erwerbslosen Menschen als um „eine standardisierte Anpassung an die 

arbeitsmarktlichen Erfordernisse“ (S. 93). Durch verschiedene, mitunter durch Gegebenheiten des Ar-

beitsmarktes produzierte Ausschlussmechanismen, kann die individuelle Förderung schwierig respektive 

unmöglich sein. Dies beispielsweise durch die erwähnte Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt oder 

durch Problemlagen, mit welchen sich Menschen in der Langzeitsozialhilfe konfrontiert sehen. Eine För-

derung zur Selbständigkeit ist auch bei abgewiesenen Asylsuchenden, welche Nothilfe beziehen, durch 

das rechtlich festgelegte Arbeitsverbot praktisch unmöglich, und kann auf individueller Ebene nicht an-

gegangen werden. 

Die erwähnte Kritik kann aus verschiedenen Gründen zur Kriminalisierung von Armut führen. Die Kom-

bination von strukturellen Ausschlussmechanismen im Arbeitsmarkt und eine eher repressive Workfare-

Praxis kann dazu führen, dass armutsbetroffenen Menschen in noch prekarisiertere Lebenssituationen 

gedrängt werden, die das Risiko von kriminellen Verhaltensweisen erhöhen können. Wichtig ist daher, 

dass die Ursachen von Armut angegangen werden und Betroffene nicht stigmatisiert und kriminalisiert 

werden.  
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4 Gesellschaftlicher Ausschluss durch Kriminalisierungsprozesse 

In diesem Kapitel soll aufgezeigt werden, wie Menschen durch Kriminalisierungsprozesse, gesellschaft-

lichen Ausschluss erleben. Menschen in der Sozialhilfe sind gesellschaftlichen Stigmatisierungen und 

Ausgrenzung ausgesetzt. Durch die Arbeitsmoral, welche an Eigenverantwortung appelliert, werden so-

ziale Probleme individualisiert, statt dass sie auf Macht- und Ungleichheitsverhältnisse innerhalb der Ge-

sellschaft zurückgeführt werden (Wyer, 2019, S. 91). 

Auch Helga Cremer-Schäfer (2002) reflektiert in einer Ausgabe über kritische Kriminologie und Soziale 

Arbeit, „die Vorgänge der Armutsproduktion, der Kriminalisierung und Bestrafung als spezifische Form 

von sozialer Ausschliessung“ (S. 125). Die Perspektive der sozialen Ausschliessung betrachtet Armut 

als fehlende Teilhabe an gesellschaftlich erzeugten Ressourcen, welche nötig sind, um eine „normale“ 

Lebensweise führen zu können. Der Fokus wird dabei aber auf die gesellschaftlichen Institutionen ge-

richtet, welche diese diskriminierenden und ausschliessenden Strukturen (re-)produzieren. In dieser Ar-

beit wurden solche Institutionen, wie Workfare, die Arbeitsmarktstrukturen oder der Wohnungsmarkt the-

matisiert. „Techniken“, die soziale Ausschliessung erzeugen, sind beispielsweise „Abgrenzung, Vorent-

halten, Vernachlässigen, Verweigern, Klassifizieren, Segregieren, Isolieren“ (S. 126). Cremer-Schäfer 

sieht im Zuge der Modernisierung und dem wohlfahrtstaatlichen Paradigmenwechsel „die Wiederkehr 

der staatlichen legitimierten Bestrafung mit gutem Gewissen und die Kriminalisierungs- und Strafpolitik 

als eine Form der (totalen) sozialen Ausschliessung“ (S. 126). Dadurch werden Individuen von der Ge-

sellschaft separiert, die nicht dem neoliberalen Menschenbild entsprechen. So erfahren auch Menschen, 

welche von Armut betroffen sind, soziale Ausschliessung, indem sie durch gesellschaftliche Institutionen 

bearbeitet werden. Bezogen auf die Ersatzfreiheitsstrafe, stellt die Geldstrafe in einer Marktgesellschaft 

und Warenwirtschaft das zentrale Mittel dar, um sozial auszuschliessen. In der Politik der Ausschliessung 

gehören „bürokratisch organisierte Selektion, Deportation, Lager und Ghettos“ (S. 127) zu weiteren Mas-

snahmen, welche zur Disziplinierung und Bestrafung eingesetzt werden können und eine moralisch le-

gitimierte Ausschliessung möglich machen. Überwachen, Kriminalisierung und Bestrafung kommt so 

eine Ordnungs-, Disziplinar- und Kontrollfunktion zu, welche an Macht und Kategorisierungen geknüpft 

werden und vorwiegend von Institutionen erzeugt und verwaltet werden (S. 127). Dieses Verständnis ist 

für die Beantwortung der Fragestellung zentral, um zu verstehen welches Ziel und welche Funktion, (so-

zialstaatliche) Institutionen mit den implementierten „Techniken & Massnahmen“ verfolgen. Dabei lassen 

sich Parallelen zum Ettiketierungsansatz machen. Dieser setzt sich mit Zuschreibungsprozesse und Eti-

kettierungen auseinander, auf welche noch in einem späteren Kapitel genauer eingegangen werden (vgl. 

Kapitel 4.3 Ettiketierungsansatz. In dem wir uns unter anderem der kritischen Kriminologie zuwenden, 

wird folgend dem Zusammenhang von Armut und Kriminalität nachgegangen.  
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4.1 Armut und Kriminalität 

Wie durch die Workfare-Praxis aufgezeigt wurde, erleben die meisten armutsbetroffenen Menschen in 

irgendeiner Weise Kriminalisierungserfahrungen, sei dies durch Kontrollprozesse, Sanktionsandrohun-

gen oder Kürzungen innerhalb der Sozialhilfe oder der Anwendung der Ersatzfreiheitsstrafe. Wie im Ka-

pitel 2 Armut genauer erläutert wurde, haben Menschen, welche von Armut betroffen sind, oft einen 

eingeschränkten Zugang zu verschiedensten grundlegenden Ressourcen. Dies kann dazu führen, dass 

Überlebensstrategien entwickelt werden müssen, um durch das alltägliche Leben zu kommen. Beispiels-

weise können finanzielle Notlagen, zu Verhaltensweisen wie Diebstahl oder dem Nachgehen von irregu-

lärer Arbeit führen (vgl. Auer et al., 2024). Hier ist wichtig zu beachten, dass Armut nicht zwangsläufig 

ein kriminelles Verhalten hervorruft, sondern dass es soziale und ökonomische Faktoren sind, welche 

dieses Verhalten notwendig machen können.  

Wenn es um Kriminalität geht, wird oft Armut und die damit in Verbindung stehenden sozialen Ungleich-

heiten als Komponente für „Unsicherheit“ gesehen (Koch, 2014, S. 201). Aus dieser Perspektive heraus 

können gesamtgesellschaftliche Ursachen für die Entstehung von Problemen identifiziert werden. Es 

geht also auch im Bereich der Kriminalität darum, nicht die moralischen Verfehlungen einer einzelnen 

kriminell gewordenen Person zu betrachten, sondern die gesellschaftlichen Bedingungen, unter denen 

dieses Verhalten überhaupt erst auftritt. Die Gefahr, den Zusammenhang zwischen Armut und Krimina-

lität zu machen, besteht darin, das Phänomen Armut nicht mehr als soziale Ungerechtigkeit zu betrach-

ten, die bekämpft werden soll, stattdessen der Fokus auf die Kontrolle der von ihr ausgehenden Gefah-

ren, gelegt wird (2014, S. 202). 

Quensel (2024) hat hierzu ein Interaktionsmodell vorgestellt, welches am Beispiel von Jugendkriminalität 

aufzeigen soll, wie der wechselseitige Aufschaukelungsprozess zwischen strafrechtlichen Reaktionen 

und jugendlichem, abweichenden Verhalten verdeutlicht. Dabei definiert er drei Ausgangspunkte:  

• „Erstens, Delinquentes Verhalten ist der Versuch, ein Problem zu lösen (unabhängig davon ob 

diese Problemlösung angemessen oder unangemessen ist). 

• Zweitens, strafend-repressives Verhalten kann eine gelingende Sozialisation behindern und da-

mit die Problemlösung erschweren. 

• Das führt, drittens, zu Misserfolgen, die das Selbstbild nachhaltig schädigen“ (S. 152).  

Diese Drei Ausgangspunkte ermöglichen einen anderen Blick auf „kriminelles“ Verhalten und zeigen die 

Dringlichkeit, Armut nicht mit einer repressiven Haltung zu begegnen, da es die Biografie eines Individu-

ums negativ beeinflussen kann.  
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In der herkömmlichen kriminologischen Perspektive werden oft die Sicherheitsprobleme so beschrieben, 

dass sie mehrheitlich von armutsbetroffenen Menschen ausgehen würden, während die Sicherheitsprob-

leme, die vom staatlichen Handeln oder vom Handeln der Reichen ausgehen, kaum berücksichtigt wer-

den. So werden bestimmte Handlungsweisen als „kriminell“ eingestuft und andere nicht (Koch, 2014, S. 

203). Armut kann tatsächlich auch als eine Entstehungsbedingung von Kriminalität gesehen werden, 

auch wenn hierzu aufgrund der Datenlagen kein empirisch verlässlicher Zusammenhang hergestellt wer-

den kann. Viel mehr kann der Zusammenhang zwischen relativer Armut (Ungleichheit) und Kriminalität 

gemacht werden, wenn auch weitere Faktoren wie Perspektivenlosigkeit, sozialer Ausschluss oder Ano-

mie miteinbezogen werden müssen. Die Perspektivenlosigkeit von armutsbetroffenen Menschen wird 

daher auch im Zusammenhang mit geringer Bildung und sozialem Ausschluss gesehen. Ein Sicherheits-

problem ist damit mit dem Verlust von sozialer Sicherheit verbunden (Koch, 2014, S. 204).  

Diese Annahme bestätigt auch eine neue Studie (Auer et al., 2024) aus der Schweiz, welche kriminolo-

gische Daten von Menschen in der Asylsozialhilfe erhoben hat, um einen Zusammenhang zwischen der 

Asylsozialhilfe und Kriminalität zu erforschen. Dabei wurde festgestellt, dass die knapp verfügbaren fi-

nanziellen Ressourcen oder die Kürzung der Sozialhilfeleistungen, das Ziel, Anreiz zur Arbeit zu erhöhen 

nur bedingt erfüllt und nicht unbedingt zu einer höheren Arbeitsmarktbeteiligung führt, solange sich die 

Beschäftigungsmöglichkeiten und der Zugang zum Arbeitsmarkt nicht verbessert. Stattdessen führt es 

dazu, dass Menschen in der Asylsozialhilfe eher informeller Beschäftigungen und illegalen Aktivitäten 

nachgehen müssen, um ein Mindesteinkommen sichern zu können (S. 2). Berechnungen in der Studie 

weisen darauf hin, dass eine Erhöhung der Sozialhilfeansätze, zu einem Rückgang der Subsistenzkrimi-

nalität6 führen kann und gleichzeitig auch die öffentlichen Ausgaben durch Einsparungen bei Polizei, 

Justiz und Strafvollzug senken würden. Die Studie hat deshalb politische Relevanz, da sie die strukturel-

len Zusammenhänge von Kriminalität einbezieht und aufzeigen kann, wie durch mehr finanzielle Mög-

lichkeiten auf Ebene der Subsidiären Hilfe, von einem Rückgang von Bagatelldelikte wie Diebstähle oder 

Drogenhandel ausgegangen werden könne (S. 3).  

Das Abbild von Armut und Kriminalität wird auch dadurch verstärkt, dass armutsbetroffene Menschen 

stärker mit prekarisiertem und schädigendem Verhalten konfrontiert werden, sei es durch die Marginali-

sierung durch reichere Schichten oder durch die Kriminalität der ärmeren Schichten (Koch, 2014, S. 204). 

Dies kann dazu führen, dass diese Personen im Gegensatz zu Personen mit ausreichenden finanziellen 

und materiellen Ressourcen, an räumliche Orte gebunden sind, an denen häufiger Kriminalität stattfindet, 

 
6 Zur Subsistenzkriminalität gehören Straftaten aus Einkommensgründen, wie Drogenhandel, Raub, Diebstahl, Prostitution 

und irreguläre Arbeit (Auer et al., 2024, S. 11). 
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sei dies in ihrem sozialen Nahumfeld oder im eigenen Wohnviertel. Dadurch verfestigen sich Bilder von 

sozial benachteiligten Wohnvierteln, an welchen häufiger Kriminalität stattfinden würde. Solche Segre-

gationsprozesse sind für eine Gesellschaft sofern gefährlich, wenn dadurch Spaltungsprozesse stattfin-

den und für bestimmte privilegierte soziale Gruppen die Bekämpfung der Ursachen von Kriminalität be-

deutungslos erscheint (2014, S. 205). 

Dort, wo Armut zu Exklusion führt, und erwerbslose Menschen ausgesondert werden, werden die Symp-

tome wie Kriminalität offensichtlich und gefährden die innere Sicherheit der Gesellschaft. Die Gefahr auf 

gesellschaftspolitischer Ebene besteht dabei, dass die Probleme im Rahmen der Sicherheitspolitik, und 

nicht im Rahmen der Sozialpolitik, bearbeitet werden. Was durch die Möglichkeit der gesellschaftlichen 

Teilhabe gelöst werden könnte, wird stattdessen mit wohlfahrtsstaatlichen Methoden begegnet, womit 

der Verlust von Lebensperspektiven und sozialer Sicherheit mit Sanktionierungs-, Ausschliessung- und 

Kriminalisierungsprozessen verbunden sind (S. 204). „Eine aktivierende Arbeitsmarktpolitik, Grenzsiche-

rung und Zuwanderungspolitik, der Kampf gegen Drogen und die Verteidigung konservativer Werte“ (S. 

206), reihen sich in die Logik der sicherheitspolitischen Massnahmen ein, um die Symptome von Armut 

und Kriminalität zu bekämpfen. Wie der Umgang mit Armut und den vermeintlich gefährlichen Gruppen 

in der Schweiz aussieht, wurde bereits im Kapitel 3.3.5 Kontroll- und Sanktionierungsinstrumente in der 

Sozialhilfe aufgezeigt, wobei die Funktion von Strafen und Gefängnis noch in den folgenden Kapiteln 

ausgeführt wird.  

Abschliessend lässt sich festhalten, dass der gesellschaftspolitische Diskurs über Armut und Kriminalität 

dazu instrumentalisiert werden kann, eigene politische Ziele zu verfolgen, um damit die eigene politische 

Macht zu stabilisieren (S. 206). Dies zeigt sich zum Beispiel darin, dass Diskurse über Sozialhilfemiss-

brauch oder Kriminalität zunehmend gesetzliche Entwürfe legitimieren, welche Menschen in Armut stär-

ker Überwachen, Kontrollieren und Strafen möchten. So entstehen gesellschaftspolitische Diskurse dar-

über, welche Verhaltensweisen als „kriminell“ angesehen werden (sollen) und welche nicht. Ein Beispiel 

dafür ist auch, wenn Betteln als Hilferuf aus einer Notsituation nicht verstanden wird und stattdessen 

politische Diskurse über ein Bettelverbot geführt werden.  

Kriminalisierung von Armut am Beispiel des Bettelverbot 

Michelle Lachenmeier (2019), sie ist Teil des Vorstandes der Demokratischen Jurist*innen Schweiz 

(DJS), schreibt in einem Plädoyer darüber, dass durch das Bettelverbot Armut an sich kriminalisiert wird. 

Gerichte würden zwar anerkennen, dass Betteln als eine Form von Hilfesuchen durch das Grundrecht 

der persönlichen Freiheit erfasst wird, rechtfertigen das Bettelverbot aber durch „das öffentliche Interesse 

an der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Ruhe sowie der Schutz vor menschlicher Ausbeutung das 
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Verbot“ . Weiter hält sie fest, dass das Strafrecht nicht jedes anstössige oder störende Verhalten erfassen 

und so bestrafen kann. Es muss sich „auf sozialschädliches Verhalten beschränken, das also Rechtsgü-

ter verletzt, verwerflich ist und den sozialen Frieden bedroht“ (2019). Da es in einem Sozialstaat einer 

Person möglich sein muss, andere um Hilfe zu ersuchen, und umgekehrt Personen selbst überlassen 

sein muss, ob sie jemandem Geld geben oder nicht, könne das Betteln keine Straftat sein. Die DJS 

stehen dafür ein, dass es sozial- wie auch kriminalpolitisch verfehlt sei, Betteln mittels Bussen zu bestra-

fen. Dies auch aufgrund dessen, dass es bei einem totalen Bettelverbot viel eher darum gehen würde, 

öffentlich sichtbare Armut und Obdachlosigkeit aus öffentlichen Orten zu verdrängen (2019). Um diese 

Politik fortzuführen und zu erhalten, werden Gesetze erlassen, welche das Erbitten um Geldbeträge auf 

der Strasse verbieten, das Übernachten an öffentlichen Plätzen für wohnungslose Menschen unterdrü-

cken oder, wie in Kapitel 5 Ersatzfreiheitsstrafen ausgeführt wird, Praktiken der Inhaftierung von Men-

schen, die ihre Geldstrafe nicht bezahlen können, etablieren. Um diese Probleme und Schwierigkeiten 

für armutsbetroffene Personen angehen zu können, bedarf es sowohl der Betrachtung der strukturellen 

Ursachen von Armut als auch die Betrachtung der Art und Weise, wie Armut kriminalisiert wird – also 

auch eine Überprüfung von Gesetzen und Praktiken, die zu dieser Kriminalisierung führen.   

4.2 Kritische Kriminologie 

Aus der theoretischen Perspektive heraus wird nun die gesellschaftliche Funktion von Überwachen und 

Strafen genauer erläutert. Dabei liefert die kritische Kriminologie einen geeigneten Zugang, wie Krimina-

lisierungsprozesse kritisch analysiert werden können. Die oben festgehaltenen Erkenntnisse darüber, 

wie Workfare und die Ersatzfreiheitsstrafe das Leben und die Lebensbedingungen von Sozialhilfebezie-

henden oder Menschen in der Nothilfe beeinflussen können, wird folgend durch die kritische Kriminologie 

in einen weiteren theoretischen Kontext gebracht.  

Die bisherigen Ausführungen zu Workfare haben aufgezeigt, dass bestimmte soziale Gruppen nicht nur 

mehr überwacht und kontrolliert werden, sondern zusätzlich durch soziale Ausschlussprozesse margina-

lisiert, benachteiligt und kriminalisiert werden. Die kritische Kriminologie bietet eine theoretische Ausei-

nandersetzung mit solchen Kriminalisierungsprozessen. Die Verbindung zwischen Workfare und der kri-

tischen Kriminologie liegt in der Analyse der Auswirkung der Workfare-Praxis auf verschiedene Perso-

nengruppen, insbesondere jene, die als sozial benachteiligt und marginalisiert erfasst werden. Indem 

armutsbetroffenen oder erwerbslosen Personen eine individuelle Verantwortung für ihre Notsituation zu-

geschrieben wird, werden sie stigmatisiert und kriminalisiert und es wird legitim sie zu kontrollieren und 

zu überwachen.  
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Die kritisch-kriminologische Perspektive betont die Notwendigkeit einer umfassenden sozialen, ökono-

mischen und politischen Betrachtung zur Bekämpfung von Ursachen von kriminellem Verhalten (Klimke 

& Legnaro, 2016, S. 3). Sie betont daher auch die strukturellen Ursachen von Erwerbslosigkeit und Ar-

mut. Seit den 1960er und 1970er Jahren wird in einigen westeuropäischen Ländern, vor allem in Skan-

dinavien, Holland und Deutschland, ein grenzüberschreitender strafrechtlicher Diskurs geführt, welcher 

unter dem Begriff der „kritischen Kriminologie“ fungiert. Der traditionellen Kriminologie wird „die Funktion 

einer Reproduktion und Legitimierung einer ungerechten Klassenjustiz attestiert“ (Loick & Thompson, 

2022, S. 17). Die Kriminalisierung der Ausgeschlossenen und die Ausschliessung der Kriminalisierten, 

wird so durch verschiedene Instanzen (Gesetzgebung, Anzeigeverhalten, Polizei, Justiz, Gefängnis) 

durchgesetzt, welche die gesellschaftlichen Normen reproduzieren und legitimieren sollen (Cremer-

Schäfer, 2002, S. 136). Die kritische Kriminologie hinterfragt so die Definition von Kriminalität und die 

Reaktionen durch das Strafrechtssystem. Als sozialwissenschaftlicher Ansatz hinterfragt sie die Rolle 

von Machtstrukturen, Hierarchieverhältnissen, sozialer Ungerechtigkeit und Institutionen, durch welche 

Kriminalität definiert und verfolgt wird. Sie sieht die Ursachen von Kriminalität in Verbindung mit sozialen, 

politischen und wirtschaftlichen Bedingungen und setzt sich mit der gesellschaftlichen Funktion von Über-

wachen und Strafen auseinander.  

„Die Auffassung des Verbrechens als ein durch das Recht definiertes Verhalten“ und die Ablehnung der 

Vorstellung, „der Kriminelle weicht von der Norm ab“ (Bratta, 1998, S. 3-4), sind wesentliche Merkmale 

der neuen kritischen Kriminologie. So werden bei der Entstehung von Kriminalität die Bedeutung sozialer 

und ökonomischer Faktoren einbezogen. Für viele kritische Kriminolog*innen ist der US-amerikanische 

Soziologe Howard S. Becker (2014) durch seinen „Labeling Approach“, auch „Etikettierungsansatz“ ge-

nannt, handlungsleitend.  

4.3 Ettiketierungsansatz 

Ettiketierungen wie „arm“ oder „kriminell“ haben einen Einfluss darauf, wie Menschen mit dieser Zuschrei-

bung wahrgenommen werden und welche Bilder und Wissen so über die Etikettierten hergestellt wird. 

Der Ettiketierungsansatz kann als wissenschaftliches Paradigma verstanden werden, welches beson-

ders die kritische Kriminologie revolutioniert hat und die herkömmlichen Modelle über Kriminalität in 

Frage stellt (Baratta, 1998, S. 2). Der Etikettierungsansatz lässt sich philosophisch zwischen linkem Li-

beralismus und marxistischen Analysen verorten. Das staatliche Strafen wird hierbei als unaufgeklärtes, 

unergründliches Rachebedürfnis betrachtet, welches zu einer Steigerung von sozialen Ausschlüssen 

beiträgt. Gleichzeitig bemüht sich die Perspektive der kritischen Kriminologie darum aufzuzeigen, dass 

Konflikte sich auch auf andere Art und Weise lösen liessen als durch die Bestrafung. So liessen sich 

auch geltende Normen anders darstellen als durch blosses Strafen (Loick & Thomson, 2022, S. 17). Dies 
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ist besonders für die Lösungsfindung zentral, wenn darüber debattiert wird, wie mit Armut und Kriminalität 

umgegangen werden kann.  

Überlegungen aus dem Ettiketierungsansatz sehen Kriminalität als Phänomen, das nur verstanden wer-

den kann, wenn das Handeln des Strafjustizsystems, das sie definiert und auf sie reagiert, untersucht 

wird. Ein abweichendes Verhalten hängt daher stark von der gesetzlichen Definition ab, die in einer Ge-

sellschaft „kriminelles“ von „erlaubtem“ Verhalten unterscheidet und die offiziellen Instanzen erst dann 

darauf reagieren, wenn der soziale Status „Delinquent“ zutrifft (Baratta, 1998, S. 1). Der Etikettierungs-

ansatz geht davon aus, dass eine Handlung/ein Verhalten erst durch die strafrechtliche Etikettierung 

„kriminell“ wird. Demnach konstruiert das Recht ein bestimmtes Verhalten als delinquent und reagiert 

nicht erst dann, wenn es ausgeführt wird (Loick & Thomson, 2022, S. 17). Kriminalität ist demnach das 

Ergebnis eines Zuschreibungs- und Definitionsprozesses und von Armutsbetroffenen wird häufiger und 

leichter dieses Etikett zugeschrieben. 

4.4 Foucault und Straflust 

Wie bereits ausgeführt wurde, fungiert die Workfare-Politik als staatliches Instrument zur Überwachung 

und Kontrolle der armutsbetroffenen Menschen. Wie dargelegt wurde, werden soziale Hilfeleistungen an 

gewisse Bedingungen geknüpft, die mit bürokratischen Pflichten und arbeitsmarktlichen Massnahmen 

einhergehen. Diese Kontroll- und Sanktionierungsmethoden haben eine Abschreckungsfunktion für die-

jenigen, welche mutmasslich von sozialen Hilfeleistungen profitieren möchten, und sind leitend für den 

Umgang mit Armut. Die dafür entstandenen Gesetze und Rechte sind eng verknüpft mit den vorherr-

schenden Einstellungen einer Gesellschaft, wie mit Armut umgegangen werden soll. Der Anwalt für Zi-

vilrecht David Kairys aus Philadelphia schrieb in einer juristischen Veröffentlichung von 1982: „Das Recht 

ist die Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln“ (zitiert nach Taylor, 1982, S. 168). Dass es im Recht 

um die Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln geht, wird anschliessend durch die genauere Betrach-

tung der Ersatzfreiheitsstrafe in Verbindung gebracht. Doch um die Politik des Strafens genauer zu ver-

stehen, ist es notwendig zu erfassen, wie solche Inhaftierungsmechanismen gesellschaftlich und poli-

tisch legitimiert werden können. In den vorherrschenden politischen Diskursen über Armut und Krimina-

lität findet eine Aushandlung darüber statt, wie solchen sozialen Problemen begegnet werden soll.  

Obwohl in unserer Gesellschaft Strafe und Gefängnis, schon seit Jahrhunderten als etwas ganz natürli-

ches und selbstverständliches empfunden wird, ist deren Zweck- und Sinnhaftigkeit in Frage zu stellen. 

Die Angst vor Strafen kann in erster Linie zur Aufrechterhaltung der Ordnung und dem Zusammenhalt 

unserer Gesellschaft, verstanden werden. Der Sinn und Zweck von Strafen hat sich aber historisch 
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weiterentwickelt und orientiert sich heute nicht nur an Bestrafung, Sühne und Vergeltung, sondern soll 

heute ergänzend auch verbessern (Lindenberg, 2024, S. 40).  

Auch Foucault sieht die Entwicklung vom Strafen als Machtkundgebung, hin zur Strafe, welche in erster 

Linie verhindern und steuern will. Diese Prozesse werden empirisch-historisch in den Werken von Michel 

Focault „Überwachen und Strafen, die Geburt des Gefängnisses“ übertragen und liefern wichtige Er-

kenntnisse darüber, warum noch heute Mitglieder unserer Gesellschaft durch Überwachen und Strafen 

diszipliniert werden. Das Gefängnis dient im weiteren Sinne auch „als Modell für eine Gesellschaft, die 

ihre Mitglieder in normative Gerüste zwängt und zur Konformität abrichtet“ (Foucault, 2016, S. 334). Im 

Werk von Foucault wird historisch und bildlich beschrieben, wie unterschiedliche Anstalten und Instituti-

onen die Funktion haben, einer Vielzahl an Individuen gewisse Aufgaben oder ein Verhalten aufzuzwin-

gen. In der Anwendung des sogenannten „panoptischen Schemas“, wird Machtausübung perfektioniert. 

Es ermöglicht einem System, mit immer weniger Personen Macht über immer mehr auszuüben, indem 

es „Interventionen zu jedem Zeitpunkt erlaubt und weil der ständige Druck bereits vor der Begehung von 

Fehlern, Irrtümern, Verbrechen wirkt“ (2016, S. 342). Dadurch gelingt es einer Institution, „sein stetiges 

Funktionieren und seine automatischen Mechanismen zu erhalten“ (S. 343). 

Die Legitimation von Überwachung, Kontrolle und Auferlegen von Pflichten und Strafen können so auch 

mit der Workfare- Praxis in Verbindung gebracht werden. Der Sozialstaat mit der Sozialhilfe als Institu-

tion, übt mit den eingeforderten Gegenleistungen Macht über die armutsbetroffenen Menschen aus, wel-

che staatliche Leistungen beziehen. Durch Arbeitsintegrationsprogramme, Bewerbungsateliers oder Job- 

Coachings werden Sozialhilfebeziehende in die Normen eines neoliberalen Menschenbildes gezwängt 

und ihnen gewisse Aufgaben oder Verhaltensweisen aufgezwängt. Wenn Armutsbedingungen dazu füh-

ren können, dass Mitglieder einer Gesellschaft, aufgrund von finanziellen Notlagen, in einem Gefängnis 

landen, erfüllt es die Absicht des Strafens und Abschreckens. So kommen die Betroffenen in die Situa-

tion, die ökonomischen Bedingungen zu akzeptieren oder soziale Ausschliessung erfahren zu müssen.  

Menschen, die von der Kriminalisierung betroffen sind, erfahren unterschiedliche Formen der sozialen 

Ausschliessung, die von Staat und Gesellschaft praktiziert wie auch legitimiert werden. Gerade Krimina-

lisierungsprozesse, welche mit der Strafjustiz verbunden sind, sind eng mit der Kategorisierung als „Ver-

brecher*in“, „Kriminelle“, oder „Straftäter*innen“ verknüpft und haben zur Folge, dass Betroffene soziale 

Ausschliessung und Stigmatisierung erfahren. Denn die meisten dieser Kategorisierungen wirken sich 

darauf aus, dass Menschen zum Beispiel eine Erwerbsarbeit verlieren können, kein bekommen können 

oder auf dem Wohnungsmarkt benachteiligt sind. Der komplexe Prozess der Kriminalisierung beschnei-

det systematisch die Möglichkeit zur Teilhabe an „gesellschaftlichen Vorgängen und Ressourcen“ (Stehr, 

2021, S. 624) und umfasst weitaus mehr als nur ein Strafverfahren oder den Strafvollzug. Mit der 
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Institution „Verbrechen und Strafen“, verfügen der Staat und die Gesellschaft die Macht und Legitimation, 

soziale Konflikte und problematische Situationen zu kontrollieren und disziplinieren (2021, S. 624). Die 

soziale Aufspaltung in Täter*in und Opfer geht mit einer moralisierenden Perspektive auf Kriminalität 

einher, wobei der Staat legitimiert wird, den „schuldigen Täter*innen“ Leid anzutun. Dies könnte auch 

eine Erklärung dafür sein, dass eine Strafe durch Gefängnis in der Gesellschaft vorwiegend hingenom-

men wird. Stehr (2021) macht den Bezug, dass Kriminalisierungsprozesse und die Kategorie des Ver-

brechens „eine staatliche und gesellschaftliche Möglichkeit darstellen, ein praktisch unbegrenztes Re-

servoir von Handlungen zu kriminalisieren“ (S. 624). Es stellt sich also die Frage welche Handlungen, 

Situationen und Personen durch die institutionelle Logik des sozialen Ausschlusses erfasst werden und 

unter welchen gesellschaftlichen und situativen Bedingungen dies geschieht.  

Auf den unterschiedlichen Ebenen der Strafgesetzgebung, der Strafen und der Gefängnisregime werden 

die kulturellen Werte einer Gesellschaft wirksam, indem definiert wird, von welchem Teil der Bevölkerung 

Gefahr ausgeht (von „unten“, von „Fremden“, von den „Jungen“), welche Arbeitsmoral wirksam ist, wel-

che Arbeitsmoral vorherrschen soll, und welche Herrschaftsmechanismen zu ihrer Durchsetzung zu Ver-

fügung stehen (Cremer-Schäfer, 2002, S. 137). Solche Bedingungen und Möglichkeiten sind durch den 

vorherrschenden neoliberalen Wandel und der Ausbreitung populistischer Politikformen geprägt. Durch 

diese wird legitimiert, dass die Institution „Verbrechen & Strafen“ auf wohlfahrtsstaatliche, auf Integration, 

Resozialisierung und disziplinierende Kontrolle zielende Massnahmen setzt (Stehr, 2021, S. 625). Denn 

die ideologische Funktion des staatlichen Strafens beruht auf dem Mechanismus des staatlich organi-

sierten Ausschlusses von denjenigen, welche nicht den Prinzipien der Arbeitsmoral folgen können oder 

wollen. Die disziplinierende und abschreckende Wirkung beginnt schon durch die Ausschliessungsme-

chanismen des Arbeitsmarkts, den Selektionsmechanismen des Bildungssystems, wie auch durch Struk-

turen des institutionalisierten Rassismus (S. 632- 634). Dieser Apparat mit dem implementierten Besse-

rungsinteresse etabliert sich aber nur mithilfe verschiedener Akteur*innen. Dazu zählen „Aufseher*innen, 

Ärzt*innen, Priester, Psychiater*innen, Psycholog*innen, Erzieher*innen, Sozialpädagog*innen, Ausbild-

ner*innen im Strafvollzug und viele andere mehr“ (Lindenberg, 2024, S. 43), welche in diesem Bestra-

fungs- und Besserungskomplex beteiligt sind.  

Die Kritik, welche sich an dieses Gefängnissystem richtet, orientiert sich an der Frage, wie wirksam das 

Gefängnis wirklich ist und welche Folgen durch die Erfahrung eines totalen sozialen Auschlusses für die 

Betroffenen entstehen (2024, S. 43). In diesem Zusammenhang ist es auch wichtig zu fragen, ob das 

Gefängnis im Falle der Kriminalisierung von Armut seine Funktion als Abschreckung leistet, und ob es 

die Resozialisierung der einzelnen Täter*innen unterstützen kann. Aus der Sicht der Sozialen Arbeit rückt 

die Resozialisierung ins Zentrum des beruflichen Handelns, auch wenn Gefängnisse weiterhin bestrafen 
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sollen. Vor allem deshalb, weil eine Inhaftierung die Lebenswelt eines Menschen in Freiheit entfremdet 

und durch eine Lebenswelt hinter Gitter ersetzt (S. 45), was wir im Kapitel 5.3 Folgen einer Inhaftierung 

auf Betroffene ausführen.  

Dass das Gefängnis nicht jene bessernde Wirkung erzielt, die von ihm erwartet wird, zeigt sich allein 

schon darin, dass ausserhalb des Gefängnisses weitaus mehr Menschen mit Straffälligen oder ehemals 

Straffälligen arbeiten als innerhalb des Gefängnisses. Durch die Inhaftierung wird der soziale Ausschluss 

verstärkt, was wiederum die Abhängigkeit Betroffener von zusätzlichen Unterstützungsmassnahmen er-

höht. Dies resultiert daraus, dass durch die Inhaftierung die Ursachen für das gesetzwidrige Verhalten 

nicht nachhaltig angegangen werden. Die Organisationen, welche um das Gefängnis herum entstanden 

sind, erweitern neben Tatvergeltung und Abschreckung die kriminalpolitische Erwartung, dass nur pro-

fessionelle Hilfe und Begleitung sowie Lebenslagenverbesserungen ein kriminelles Verhalten verhindern 

können. Die Kosten, welche daraus für den Staat entstehen, können mit den Kosten für staatliche Unter-

stützungsleistungen aufgewogen werden, sodass sich die zusätzliche Frage stellt, zu welchem Preis 

Armut kriminalisiert wird (Lindenberg, 2024, S. 46). 

4.5 Workfare und Strafvollzug 

Die Bedeutung von Strafe und Strafrecht kann als Mittel der Stabilisierung gesellschaftlicher Machtver-

hältnisse angesehen werden (Rusche, 2016, S.171). Durch die individualistische Perspektive von Work-

fare und die Gewichtung der Selbstverantwortung nach dem Motto „jeder ist seines Glückes Schmied“ 

lässt sich der Ausschluss von armutsbetroffenen Personen von der gesellschaftlichen Teilhabe rechtfer-

tigen (Wacquant, 2016, S. 220). 

Der französische Soziologe Loïc Wacquant (2016) analysierte in verschiedensten seiner Publikationen, 

wie die politische Ökonomie die Politikfelder der Sozial- und Kriminalpolitik systematisch strukturiert. Die 

politische Ökonomie ist die Wissenschaft, die sich mit der Herstellung der materiellen Grundlagen in 

Gesellschaften auseinandersetzt. Es geht um die Organisation der Produktionsprozesse und die in Be-

zug auf diesen Prozess eingegangenen Verhältnisse zwischen Menschen (Strubel, 2017). In seinen Pub-

likationen zeigt Wacquant auf, dass die Neoliberalisierung zu einer parallelen und sich gegenseitig be-

einflussenden Umgestaltung der Sozial- und Kriminalpolitik geführt hat: In einem ähnlichen Masse, in 

welchem Sozialleistungen abnehmen, also Wohlfahrtsstaatsleistungen gekürzt werden und die Voraus-

setzungen für eine Bedürftigkeit enger definiert werden, wird die Kriminalpolitik bestrafender (Wacquant, 

2016, S. 219-220). Die Expansion dieser „staatlichen Politik der Kriminalisierung der Folgen der staatlich 

vorangetriebenen Armut“ erfolgt unter anderem über die „Umorganisation der Sozialbehörden in ein In-

strument zur Überwachung und Kontrolle der sozialen Gruppen, die sich der neuen Wirtschafts- und 
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Moralordnung nicht fügen“ (S. 221). Dies geschieht, wie vorherig bereits mehrmals erläutert, dadurch, 

dass Sozialhilfebeziehende praktisch jede ihnen angebotene Erwerbsarbeit oder weitere Tätigkeiten, wie 

die Teilnahme an Arbeitsintegrationsprogrammen, annehmen müssen, unbeachtet der entsprechenden 

Arbeitsbedingungen oder Entlöhnung. Diese verpflichteten Erwerbsarbeitsangebote sind oftmals unsi-

cher und schlecht bezahlt, so dass sie sich als Grundlage für die ökonomische Selbständigkeit nicht 

eignen. Indem sozialpolitische Massnahmen und Unterstützungsleistungen zurückgefahren werden, wer-

den Ursachen für delinquente Verhaltensweisen vernachlässigt. Die Konsequenz der verschärften Straf-

reaktionen ist, dass folglich kriminelle Verhaltensweisen mit höheren Kosten verbunden sind - sowohl für 

die Menschen, welche sie ausüben, wie auch für die Gesellschaft (Sack, 2003). Dies mitunter durch eine 

Reihe der im Rahmen der Wohlfahrtsreform eingeführten Massnahmen, die Sozialhilfebeziehende über-

wachen und sie, wenn notwendig, durch Kontroll-, und Sanktionierungsvorgänge ahndet. Wer nicht an 

Pflichtprogrammen teilnimmt, also die erwartete Gegenleistung nicht erfüllt, wird durch Geldstrafen, Leis-

tungskürzungen oder Leistungsentzug kriminalisiert, da gegen das neoliberale Gesetz der Erwerbsarbeit 

verstossen wird. Daraus schliessend vertritt Waquant, wie auch Kurt Wyss (2009, S. 76-77) die Haltung, 

dass Workfare nicht dazu gedacht ist, Armut zu reduzieren, sondern vielmehr „das unbedingte Gebot der 

Lohnarbeit drastisch vorzuführen“ (Waquant, 2016, S. 222) und dadurch eine Warnung für die erwerbs-

tätige Bevölkerung ist. 

Eine genauere Betrachtung der Inhaftierungsgründe im folgenden Kapitel zeigt, dass sich die Mehrheit 

der täglichen Aufgaben der Strafgerichte auf Personengruppen bezieht, die aufgrund von wirtschaftlicher 

Not ein delinquentes Verhalten vorweisen. Es betrifft also vor allem diese Menschen, deren Schicksal 

durch ökonomische Kategorien bestimmt ist. Diese Personengruppen verfügen über kaum andere Güter 

als ihre Arbeitskraft, wodurch der Arbeitsmarkt zur entscheidenden Kategorie wird (Rusche, 2016). Georg 

Rusche (2016) schrieb in einem Aufsatz über eine ökonomische Theorie des Strafens über den Zusam-

menhang des Arbeitsmarktes und des Strafvollzuges. Wenn die Kriminalgeschichte in Zusammenhang 

mit der Wirtschaftsgeschichte gebracht wird, können daraus resultierende Zusammenhänge für die Ana-

lyse des gegenwärtigen Strafwesens nutzbar gemacht werden (S. 171-178). 

Im folgenden Kapitel werden wir nur auf einen kleinen Teil des heutigen Strafwesens eingehen, wobei 

eine Eingrenzung auf Bussen und Geldstrafen geschieht, welche durch den Vollzug von Ersatzfreiheits-

strafen beglichen werden. Der systematische Rückgriff auf den Freiheitsentzug von armutsbetroffenen 

Menschen ist eine andere Technik, um mit Armut umzugehen und die durch prekarisierte Lebenssituati-

onen und Erwerbsarbeiten entstehende Marginalität aus der öffentlichen Wahrnehmung zu entfernen 

(Wacquant, 2016, S. 223). 
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5 Ersatzfreiheitsstrafen 

Folgend wollen wir ausführen, wie zur Bearbeitung von Armut als soziale Problemlage auch soziale Sys-

teme wie die Strafjustiz und Institutionen wie das Gefängnis eingesetzt werden. Dabei soll die soziale 

Wirklichkeit genauer analysiert werden, welche hinter den Bussen und Geldstrafen steht, die als Haft-

strafen, sogenannten Ersatzfreiheitsstrafen, vollzogen werden. Diese Handhabung kann nicht losgelöst 

von der Workfare-Ideologie betrachtet werden, da durch sie ein solcher Umgang mit armutsbetroffenen 

Menschen legitimiert wird: In Workfare wird die Arbeit als Mittel zur sozialen Integration und der (Wieder-

)Eingliederung betrachtet. Wie wir in vorherigen Kapiteln aufgezeigt haben, verbindet Workfare staatliche 

Sozialleistungen mit Arbeitsanforderungen. Werden diese nicht erfüllt, drohen Sanktionierungen. Diese 

Politik wird als Alternative zum früheren Sozialhilfesystem gesehen oder auch zum bedingungslosen 

Grundeinkommen, das als passive Einkommensunterstützung angesehen wird. Durch den wohlfahrts-

staatlichen Paradigmenwechsel wurde die Bestrafung anhand von Sanktionierungen legitimiert. Diese 

Straf- und Kriminalisierungspolitik ist, so Cremer-Schäfer (2002, S. 126), eine Form der sozialen Aus-

schliessung, wofür die Geldstrafen in unserer Gesellschaft ein zentrales Mittel darstellen. Durch die In-

haftierung von Personen, die ihre Busse oder Geldstrafe nicht bezahlen können, werden gesellschaftli-

che Normen in einer neoliberalen Marktwirtschaft, in welcher eine Erwerbsarbeit grundlegend ist, repro-

duziert und legitimiert. Denn Workfare impliziert, dass darin erarbeitete (leistungs-)gerechte Privilegien 

all jenen zukommen, die der Gesellschaft das geben, was sie ihr schulden und damit durch den eigenen 

Verdienst die Sozialstrukturen mittragen. Als Rückschluss ermöglicht dies, dass armutsbetroffene Per-

sonen, die Sozialhilfe beziehen, „nicht zu den Rechtschaffenen und den Leistungsträgern gehören“ 

(2002, S. 136), weil sie der Gesellschaft nicht jene Leistung erbringen, die sie ihr schulden würden. Diese 

Schuldzuschreibung ermöglicht es, armutsbetroffenen Menschen eine „Lebensführungsschuld“ zuzu-

schreiben und eben durch diese Zuschreibungspraxis werden sie zu Legitimationsfiguren für Gefängnis-

strafen (S. 136-137). So ist auch im Schweizerischen StGB vorgesehen, dass unbeglichene Bussen und 

Geldstrafen in eine Ersatzfreiheitsstrafe umgewandelt werden und so bei ausbleibender Zahlung durch 

einen Gefängnisaufenthalt beglichen werden müssen. 

5.1 Studie über den Vollzug von Ersatzfreiheitsstrafen 

Das Zürcher Amt für Justizvollzug hat 2018 eine Studie in Auftrag über den Vollzug im Kanton Zürich 

gegeben (Biberstein & Killias, 2019). Die Ergebnisse der Studie dürfen sich zumindest teilweise auch auf 

andere Kantone übertragen lassen. Die Studie gibt mehr Informationen zu den Umständen der Ersatz-

freiheitsstrafen bekannt und wurde vom Killias Research and Consuliting (KRC) im Auftrag des Justiz-

vollzug und Wiedereingliederung (JuWe), das ehemalige Amt für Justizvollzug, vom Sommer 2017 bis 
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im Herbst 2018 durchgeführt. In der Studie werden die Profile der zu einer Ersatzfreiheitsstrafe verurteil-

ten Personen genauer analysiert und die Tatumstände sowie Hintergründe der Strafumwandlung darge-

legt. Die Studie basiert auf der Analyse von Vollzugsakten, Steuerinformationen, Befragungen von Bus-

senstellen sowie einer Insassenstichprobe im Vollzug (2019). Martin Killias, Professor für Strafrecht, 

Strafprozessrecht und Kriminologie, und Lorenz Biberstein, Politikwissenschaftler, Soziologe und Krimi-

nologe, beziehen sich auf die Studie von ihnen durchgeführte Studie über den Vollzug von Ersatzfrei-

heitsstrafen des Kanton Zürichs und betonen, dass die Ersatzfreiheitsstrafen unerlässlich für die Glaub-

würdigkeit des Sanktionssystems seien (Biberstein & Killias, 2020). 

Unterschied zwischen einer Busse und einer Geldstrafe 

Bevor wir auf den Unterschied der beiden Strafarten, Busse und Geldstrafe, eingehen, werden wir kurz 

den Unterschied zwischen negativen Sanktionen und Strafen benennen. Dabei orientieren wir uns an 

der Definition von Michael Lindenberg (2024, S. 67), welcher die Strafe als eine besondere Form der 

Reaktion betrachtet und daher eine Unterscheidung zur negativen Sanktion hervorhebt: Letzteres ist eine 

einer Person auferlegte Busse „zur Abgeltung einer von ihr begangenen und als Unrecht definierten 

Handlung“. Wenn es sich bei dieser Sanktion um eine staatliche Reaktion auf ein abweichendes Verhal-

ten handelt, kann die negative Sanktion „zu einer Strafe in einem kriminologischen Sinn“ umgewandelt 

werden. Dementsprechend definiert Lindenberg Strafe „als die einer Person zur Abgeltung einer von 

staatlicher Seite als Unrecht definierten und von staatlicher Seite verfolgten Handlung“. Eine Strafe stellt 

somit die am stärksten eingreifende staatliche Sanktion als Reaktion auf begangenes Unrecht dar. Ge-

fängnisstrafen, als staatliche, strafende Reaktion auf abweichendes Verhalten, werden wir nun genauer 

beschreiben: 

Vor Gericht können verschiedene Sanktionen ausgesprochen werden, die sich in Massnahmen und Stra-

fen unterteilen lassen. Strafen lassen sich weiter in Bussen, Geldstrafen, gemeinnützige Arbeit und Frei-

heitsstrafen unterteilen (Teichmann International, o.D.). Das Schweizerische StGB kennt diese vier Straf-

arten und unterschiedliche Varianten, wie diese vollzogen werden können. Von den vier Strafarten sind 

Bussen und Geldstrafen qualitativ gleichwertig, da sie das Vermögen der Person betreffen, sind aber 

trotzdem zwei unterschiedliche Strafformen, die es auseinanderzuhalten gilt: 

 

Busse: Bussen werden in Art. 106 im StGB (SR 311.0) geregelt. Verhaltensweisen, die eine Busse zur 

Folge haben, bezeichnet man als Übertretungen. Da eine Busse ein fixer Geldbetrag darstellt, ist es 

anders als bei der Geldstrafe, schwieriger, die finanzielle Leistungsfähigkeit der betroffenen Person mit-

einzubeziehen. Gerade im Bereich von marginalen Übertretungen, damit gemeint sind Bussen bis zu 

CHF 300.–, besteht kein Spielraum dafür, den Faktor der finanziellen Verhältnisse von Personen 
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mitzuberücksichtigen. Wenn eine Busse nicht beglichen wird, wird eine Ersatzfreiheitsstrafe ausgespro-

chen. Eine verurteilte Person hat vor dieser Umwandlung die Möglichkeit, die Zahlungsfrist zu verlängern, 

eine Ratenzahlung zu beantragen oder unter gewissen Umständen kann die Verrichtung von gemein-

nütziger Arbeit angeordnet werden. Geschieht dies nicht, kann eine Ersatzfreiheitsstrafe folgen, die min-

destens einen Tag beträgt und höchstens drei Monate dauern kann. Eine CHF 100.- Busse wird in der 

Praxis somit in den meisten Fällen in einen Tag Ersatzfreiheitsstrafe umgewandelt. Eine Busse ist unbe-

dingt und muss daher in jedem Fall beglichen werden (Teichmann International, o.D.) und kann beispiels-

weise von einem Transportunternehmen aufgrund von Fahren ohne gültiges Ticket ausgestellt werden. 

Geldstrafe: Nebst der Busse gibt es die Geldstrafe. Diese kann von Gerichten ausgesprochen werden 

und ist in den Artikeln 34 ff im StGB (SR 311.0) geregelt. Diese Art von Strafe wird nach dem Tagessatz-

system und der finanziellen Leistungsfähigkeit der straffälligen Person bemessen. Die Höhe des Betra-

ges ist abhängig von der Schwere der begangenen Straftat. Die Geldstrafe wird von Gerichten für Ver-

gehen und Verbrechen ausgesprochen. Wenn die Geldstrafe nicht bezahlt werden kann, das Inkasso-

büro und die Betreibung bereits eingeleitet wurden und der Geldbetrag über diesen Weg nicht einge-

bracht werden kann, tritt an die Stelle der Geldstrafe eine Ersatzfreiheitsstrafe. Ähnlich wie bei einer 

Busse wird auch hier in den meisten Fällen ein Tagessatz in einen Tag Freiheitsstrafe umgewandelt. Bei 

der Busse wie auch der Geldstrafe kann die Zahlungsfrist durch einen Antrag beim Gericht verlängert 

werden, oder unter gewissen Umständen gemeinnützige Arbeit angeordnet werden (Teichmann Interna-

tional, o.D.). Eine Geldstrafe kann bedingt oder unbedingt ausgesprochen werden, wobei der bedingt 

aufgeschobene Vollzug (Art. 42 Abs. 1 StGB) die Regel darstellt. So kann zum Beispiel eine bedingte 

Geldstrafe zusammen mit einer Busse, die nur unbedingt ausgesprochen werden kann, erteilt werden. 

Das heisst, dass die Person, welche diese Strafe erhält, die Busse sicherlich begleichen muss. Die be-

dingte Geldstrafe hingegen muss, sofern sich die Person nach Vorgaben bewährt, nicht bezahlt werden.  

Bei der Busse, wie auch der Geldstrafe, werden den betroffenen Personen Verfahrenskosten übertragen. 

Dieser Geldbetrag ohne Strafcharakter, kann aber nicht in eine Ersatzfreiheitsstrafe umgewandelt wer-

den (vgl. Frischkopf, 2018). 

5.2 Vollzug aufgrund einer Busse oder Geldstrafe 

Eine (Ersatz-)Freiheitsstrafe ist die Strafart, die in der Alltagssprache als Gefängnis bezeichnet wird. 

Wenn eine Busse oder Geldstrafe auch nach Mahnversuchen nicht bezahlt werden und über den Weg 

der Betreibung nicht beglichen werden können, dann wir der JuWe mit dem Vollzug der sogenannten 

Ersatzfreiheitsstrafe beauftragt. Ersatzfreiheitsstrafen für eine nicht geleistete Busse oder Geldstrafe sind 

statistisch gesehen der häufigste Grund, weshalb Menschen heute in der Schweiz in einem Gefängnis 



 

58 
 

eingesperrt werden (Bundesamt für Statistik, 2023b). Trotzdem ist es kaum Thema in der breiten Gesell-

schaft, was daran liegen könnte, dass die Menschen, um die es geht, im Gefängnis sind und somit aus 

den Augen, aus dem Sinn der breiten Öffentlichkeit. Wenn wir einen genaueren Blick auf die Ursachen 

der Bussen oder Geldstrafen werfen, die in Ersatzfreiheitsstrafen umgewandelt werden, lässt sich daraus 

schliessen, dass dies Menschen sind, die die finanziellen Beträge nicht bezahlen können, weshalb es zu 

einer Umwandlung kommt. Es kommt somit zu Inhaftierungen von Personen, deren Haftanordnung durch 

die erteilte Busse oder Geldstrafe ursprünglich nicht beabsichtigt wurde.  

Diese Praxis wird, zumindest in Deutschland, immer wieder kritisiert, da „sie sich auf Delikte bezieht, für 

die das Strafgesetzbuch ‚eigentlich‘ keine Haft vorsieht“ (Wirth et al., 2018, S. 9). Dadurch ist die Ersatz-

freiheitsstrafe auch ineffizient, da die staatlichen Behörden einen hohen finanziellen, organisatorischen 

und finanziellen Aufwand haben. Auch ist sie sozial ungerecht, weil sie vor allem armutsbetroffene Men-

schen betrifft, die ökonomisch nicht die notwendigen Ressourcen für die Begleichung der Busse oder 

Geldstrafe haben (2018, S. 9). Im internationalen Vergleich weist Deutschland mit 8.8% des Insassen-

bestandes die höchste Rate der Gefangenen aus, die eine Ersatzfreiheitsstrafe verbüssen. An zweiter 

Stelle steht die Schweiz mit ungefähr 8,3% (Aebi et al., 2017). Da die Haftdauer von Ersatzfreiheitsstrafen 

relativ kurz ausfallen, darf diese Grösse des Insassenbestandes nicht unterschätzt werden (Biberstein & 

Killias, 2019, S. 6). Bei der Betrachtung der Einweisungen im Strafvollzug zeigt sich nämlich auf, dass 

Ersatzfreiheitsstrafen fast die Hälft der jährlichen Inhaftierungen ausmachen (Bundesamt für Statistik, 

2023b). 

In der Zürcher Studie zeigt sich, dass es sich bei den Ersatzfreiheitsstrafen, also den nicht bezahlten 

Bussen oder Geldstrafen, welche dann zum Vollzug führen, in den meisten Fällen um Delikte im Bereich 

der Personenbeförderung (40.8%) oder des Strassenverkehrs (25.3%) handelt. Die Delikte, die zu einer 

Inhaftierung führen, sind in Abbildung 1 wiedergegeben.  
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Abbildung 1: Delikte, die zu einem Vollzug führen 

 

Abbildung 1: Anmerkung. In Ersatzfreiheitsstrafen im Kanton Zürich: Schlussbericht für das Amt für Justizvollzug 

(JuV) des Kantons Zürich (S. 32), von Biberstein L und Kilias M., 2019, KRC 

Aus der Abbildung herauszulesen ist auch, dass bei den Delikten im Bereich der Personenbeförderung 

die Vollzüge (40,8%) stärker vertreten sind als die Bezahlungen (19,5%). Im Gegensatz dazu werden 

Delikte im Bereich des Strassenverkehrs eher bezahlt (59,2%) und es hingegen bei nur 25,3% zum Voll-

zug kommt. Es kann also festgehalten werden, dass die Regelung der Umwandlung von unbeglichenen 

Bussen und Geldstrafen in Ersatzfreiheitsstrafen dazu führt, dass Delikte im Personenbeförderungsge-

setz, beispielsweise das Fahren ohne gültiges Ticket, zu den häufigsten umgewandelten Delikten gehört.  

Delikte im Personenbeförderungsgesetz  

Wenn Menschen ohne gültigen Fahrausweis Bus oder Zug fahren und kontrolliert werden, erhalten sie 

eine Busse. Wird diese nicht bezahlt, können Mahnungen folgen und schlussendlich kann es durch das 

Inkasso auch zu einer Betreibung führen. Dieser Ablauf werden wir im folgenden Kapitel noch detaillierter 

erläutern. Wird eine Person mehrmals innerhalb eines bestimmten Zeitraums ohne gültigen Fahrausweis 

kontrolliert, dann stellt das Transportunternehmen in der Regel direkt einen Strafantrag bei der Staats-

anwaltschaft wegen „Erschleichen einer Leistung“, welche in Art. 150 im StGB (SR 311) festgehalten ist. 

Transportunternehmen sind zu diesem Strafantrag gesetzlich nicht verpflichtet.  
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Wer mehrfach ohne gültiges Ticket den öffentlichen Verkehr benutzt, muss, so am Beispiel der SBB, bei 

der zweiten Busse innerhalb von zwei Jahren einen Zuschlag bezahlen, da die Gebühren um zusätzliche 

CHF 40.– steigen (Ticketcontrol.ch, o.D.). Wird eine Person innerhalb von zwei Jahren das dritte Mal 

ohne gültigen Fahrausweis kontrolliert, erhält sie zusätzlich einen Eintrag im nationalen „Schwarzfahrre-

gister“, in welchem im Jahr 2021 rund 554 000 Personen registriert waren. Der Zuschlag beim dritten 

Vorfall, zusätzlich den CHF 50.– für den Strafantrag bei der Staatsanwaltschaft, beläuft sich so dann auf 

CHF 220.– (Fritsche, 2021). Ins Strafregister kommt eine Person deswegen jedoch nicht, da das 

„Schwarzfahrerregister“ eine separate Erfassung ist, welche den Transportunternehmen die Identifizie-

rung von Personen, welche „Leistungen erschleichen“ erleichtern soll. Diese Prozedur geht auf einem 

Parlamentsbeschluss aus dem Jahr 2015 und einer Änderung des Personenbeförderungsgesetzes her-

vor, durch welche die Transportunternehmen dazu befähigt wurden, eine solche gemeinsame Datenbank 

auf nationaler Ebene zu führen. Seit dem 1. April 2019 führt die Branche des öffentlichen Verkehrs nun 

dieses Register zur Erfassung von Menschen ohne gültiges Ticket (Ticketcontrol.ch, o.D.). Die Staats-

anwaltschaft stellt, ausgelöst durch den Strafantrag, einen Strafbefehl aus, welcher bei Nichtbezahlung 

schneller betrieben wird als eine herkömmliche Busse, denn es handelt sich nun um eine Busse der 

Behörden. Wenn auch die Betreibung nicht in einer Bezahlung des offenen Betrages führen kann, wird 

die Busse in eine Ersatzfreiheitsstrafe umgewandelt. Und hier belegt die Zürcher Studie dass das Fahren 

ohne gültigen Fahrausweis und der Strafantrag, welcher aufgrund eines „Erschleichens einer Leistung“ 

folgt, besonders häufig zu Ersatzfreiheitsstrafen führt (Biberstein & Killias, 2019, S. 32). 

Von der Busse zum Inkassobüro, der Betreibung bis hin zum Vollzug der Ersatzfreiheitsstrafe 

Personen erhalten also beispielsweise durch die SBB eine Ordnungsbusse. Wird die Rechnung nicht 

bezahlt, kann das Transportunternehmen eine Meldung ans Inkassobüro des Justiz- und Sicherheitsde-

partement machen. Von dort aus werden eine oder mehrere Mahnungen verschickt und teilweise eine 

Betreibung eingeleitet (Justiz- und Sicherheitsdepartement des Kantons Basel-Stadt, 2022). Das Betrei-

bungsverfahren stellt sicher, dass eine Busse oder Geldstrafe bezahlt wird, sofern die finanziellen Mög-

lichkeiten der bestraften Person dazu gegeben sind. Laut Art. 35, Abs. 3 im StGB (SR 311.0) wird die 

Betreibung von der Vollzugsbehörde dann angeordnet, wenn davon ein Ergebnis zu erwarten ist. Dies 

geschieht durch die Pfändung, durch welche der Schweizer Staat bei Personen, die über ein Einkommen 

verfügen, das Geld direkt beim Arbeitsgeber, also dem ausbezahlten Lohn, abziehen kann (Tobler, 

2022). Bei den Lohn- und Verdienstpfändungen unterliegen Betreibungs- und Konkursämter bestimmten 

Richtlinien über die Berechnung des Existenzminimums. Der monatliche Grundbetrag, der vom monatli-

chen Einkommen des Schuldners oder der Schuldnerin unumgänglich ist, kann je nach Kanton variieren. 

Berechnet wird, dass es für Nahrung, Kleidung, Wäsche, Körper- und Gesundheitspflege, Unterhalt der 
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Wohnungseinrichtung, Privatversicherungen, Kulturelles sowie Auslagen für Beleuchtung, Kochstrom 

und/oder Gas etc. reichen muss. Für eine alleinstehende Person berechnet sich der monatliche Grund-

betrag dafür im Kanton Bern auf CHF 1200.–. Für eine alleinerziehende Person beträgt es CHF 1350.– 

(Obergericht des Kantons Bern, 2020, S. 2). Das betreibungsrechtliche Existenzminimum liegt also leicht 

höher als das Existenzminimum der Sozialhilfe. Wenn beim Schuldner oder bei der Schuldnerin kein 

pfändbares Vermögen und auch kein künftiges Einkommen gepfändet werden kann, was beispielsweise 

bei Menschen ohne Aufenthaltsstatus der Fall ist, da sie einem Arbeitsverbot, kann die Busse in einen 

Verlustschein umgewandelt werden.  

Wenn die Busse weiterhin nicht bezahlt wird und das Geld auch über den Betreibungsweg nicht einge-

trieben werden kann, wandelt das Inkassobüro die Busse in den meisten Fällen in eine Ersatzfreiheits-

strafe um – verantwortlich ist nun der Straf- und Massnahmenvollzug. Die betroffene Person erhält einen 

Vollzugsbefehl und somit noch einmal die Gelegenheit, die Busse zu bezahlen. Falls dies nicht geschieht 

wird ein Vorführungsbefehl erlassen und die Person wird bei einer möglichen Gelegenheit vom Fahn-

dungsdienst festgenommen und inhaftiert (Justiz- und Sicherheitsdepartement des Kantons Basel-Stadt, 

2022). Bis zum endgültigen Haftantritt haben betroffene Personen die Möglichkeit, den offenen Geldbe-

trag zu bezahlen. Das Justiz- und Sicherheitsdepartement des Kantons Basel (2022) erwähnt auf ihrer 

Internetseite, dass es oftmals vorkomme, dass (Familien-)Angehörige kurz nach einer Verhaftung die 

Busse beim Inkassobüro begleichen und die Haft darauffolgend aufgelöst wird. Auch in der Zürcher Stu-

die wird festgehalten, dass unter Androhung der Haft viele Bussen bis zum letzten Moment gerade noch 

bezahlt werden (Biberstein & Killias, 2019, S. 13). Wenn dies jedoch nicht eintritt, wird die Person mitge-

nommen und inhaftiert. Wenn dies passiert, kann davon ausgegangen werden, dass die Bezahlung 

schlichtweg nicht möglich war, denn wenn bereits die Betreibung nicht zielführend ist, zeigt dies, dass 

die betroffene Person praktisch immer ökonomisch im oder unter dem Existenzminimum lebt. 

5.2.1 Ökonomische Situation von Betroffenen 

In diesem Kapitel werden wir uns eingehender mit der ökonomischen Situation von Menschen befassen, 

bei denen eine Ersatzfreiheitsstrafe angeordnet wird. Die Frage, welche Ersatzfreiheitsstrafen als Alter-

native zu Bussen und Geldstrafen aufwerfen, sind komplex. In dieser Arbeit liegt der Fokus vor allem auf 

der Untersuchung, wie ökonomische Faktoren wie Armut, Erwerbslosigkeit und soziale Ungleichheit die 

Anordnung von Ersatzfreiheitsstrafen beeinflussen können. Damit soll ein umfassenderes Verständnis 

für die Rolle und den Wert von Ersatzfreiheitsstrafen in unserem Rechtssystem entwickelt werden. Später 

werden wir alternative Ansätze zur Bewältigung ökonomischer Ungleichheiten im Strafsystem diskutie-

ren.  
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Wie durch den Prozess bis zur Umwandlung in eine Ersatzfreiheitsstrafe aufgezeigt wurde, folgt diese, 

wenn die Busse oder Geldstrafe nicht bezahlt werden kann. In einem Interview mit der Wochenzeitung 

sagt Lorenz Bertsch, er arbeitet bei der St. Galler Schuldenberatung, dass dies für Betroffene gefährlich 

ist und ein grosses Risiko birgt. Viele Menschen sehen sich durch die Angst vor einer Inhaftierung genö-

tigt, (noch mehr) Kredite aufzunehmen oder auch auf illegalem Weg das Geld zu beschaffen. Bertsch 

betont, dass bei bestehenden finanziellen Möglichkeiten Bussen bereits „im Rahmen des Betreibungs-

verfahrens beglichen worden“ wären (Tobler, 2022). Ordnungsbussen wie auch Geldstrafen, die es auf-

grund von Strafbefehlen oder Urteilen gibt, die durch die Staatsanwaltschaft oder ein Gericht erlassen 

werden, können zu einem Gefängnisaufenthalt führen. Ordnungsbussen führen im Vergleich jedoch häu-

figer zu einer Ersatzfreiheitsstrafe. Wieso das so ist, wird durch die ökonomischen Umstände von Be-

troffenen erklärbar: Im Schlussbericht für das Amt des JuWe des Kanton Zürichs hält die Zürcher Studie 

fest, dass inhaftierte Personen für den Gefängniseintritt in 80 Prozent angegeben haben, dass der Grund 

dafür die Unmöglichkeit der Begleichung war. Ein wenig mehr als 10 Prozent gaben an, dass es für sie 

einfacher sei, die Strafe durch eine Ersatzfreiheitsstrafe zu verbüssen, als diese zu begleichen und we-

niger als 10 Prozent gaben an, dass sie sie Strafe nicht eigenständig bezahlen wollten (Biberstein & 

Killias, 2019, S. 42). 

Gerade im Bereich der Personenbeförderung sind die Vollzüge besonders hoch vertreten. In diesem 

Bereich kommt es lediglich in 19.5 Prozent zur Bezahlung des zu begleichenden Geldbetrages. Bei De-

likten im Strassenverkehr hingegen kommt es bei fast 60 Prozent zu einer Bezahlung des Geldbetrags 

(2019, S. 32). Bei Strassenverkehrs-Delikte kommt es also seltener zum Vollzug durch das JuWe als bei 

Delikten aus dem Bereich der Personenbeförderung. Dies lässt sich wohl dadurch erklären, dass es für 

eine Busse im Bereich der Personenbeförderung keine finanziellen Voraussetzungen benötigt. In der 

Studie wird der Befund durch die betroffenen Klient*innen erklärt. Klient*innen, „welche im Bereich des 

Strassenverkehrs delinquieren, haben in den meisten Fällen Zugang zu einem Fahrzeug oder besitzen 

selbst eines, was bestimmte finanzielle Möglichkeiten voraussetzt, welche eher das Begleichen einer 

Busse ermöglichen. Wenn eine Person aber eine Busse aufgrund eines fehlenden Tickets erhält, kann 

es daran liegen, dass die Person eher gar nicht über die finanziellen Mittel verfügt, um eine Fahrkarte zu 

lösen, was weiter zur Folge hat, dass eine ausfälliger Geldbetrag entsprechend nicht bezahlt werden 

kann und es daher eher zu einer Ersatzfreiheitsstrafe führt (S. 33).  

Diese Ausgangslage wird von der Zürcher Studie durch die Erfassung der steuerlichen Verhältnisse der 

Klient*innen weiter präzisiert. Die Analyse des durchschnittlichen Einkommens von Personen, die eine 

Busse oder Geldstrafe erhalten, zeigt auf, dass Personen, die den offenen Betrag begleichen, das 

höchste Einkommen im Vergleich aller Gruppen aufweisen (CHF 29 725.24.-). Die Gruppe, deren Busse 
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oder Geldstrafe in einen Vollzug umgewandelt ist, hat im Durchschnitt ein Einkommen von CHF 20 

142.06.- (S. 49-50). Daraus lässt sich schliessen, dass Angehörige der Gruppe „Bezahlung“ tatsächlich 

mehr Geld zur Verfügung haben als jene Personen, deren offener Geldbetrag in eine Ersatzfreiheitsstrafe 

umgewandelt wird. Das durchschnittliche Vermögen, das versteuert werden kann, von Personen, deren 

Geschäft mit einem Vollzug abgeschlossen wird, bewegte sich im in den Jahren 2014 bis 2016 unter 

CHF 3000.–, im Jahr 2016 sogar unter CHF 1600.– (S. 36-37). Unter Betrachtung des versteuerbaren 

Vermögens wird noch einmal deutlich, dass die betroffenen Personen nicht über ausreichend finanzielle 

Mittel für eine Begleichung der Busse verfügen. 

5.3 Folgen einer Inhaftierung auf Betroffene  

Eine Inhaftierung hat fundamentalen Einfluss auf die Grundrechte betroffener Menschen. Es ist ein tief-

greifender staatlicher Eingriff, der die Freiheit der Person, die Menschenwürde und die Gleichheit vor 

dem Gesetz tangiert.  

Das Grundproblem einer Inhaftierung ist der Schock, den Inhaftierte zu Beginn erleiden. Viele Gefangene 

erleben in den ersten Tagen einen psychischen „Haftschock“ (vgl. Künzli et al., 2015, S. 45). Dies ist 

darauf zurückzuführen, dass Menschen oftmals unmittelbar aus ihrem Alltag gerissen werden und inhaf-

tiert werden (Schweizerisches Kompetenzzentrum für Menschenrechte, 2022, S. 75). Von Expert*innen 

wird dieser Moment eben als sogenannter Haftschock definiert. Dieser kann während etwa drei Tagen 

andauern (Künzli et al., 2015, S. 2). Der Erste Moment einer Inhaftierung wird von betroffenen Personen 

als gravierenden Einschnitt in ihr Leben wahrgenommen. In einer Studie des Schweizerischen Kompe-

tenzzentrum für Menschenrechte zu menschenrechtlichen Standards und ihre Umsetzung in der Schweiz 

in Bezug zur Untersuchungshaft, wird dafür plädiert, von einer Anordnung einer Untersuchungshaft wann 

immer möglich abzusehen, dies nicht zuletzt aufgrund „der weitreichenden Konsequenzen, die eine In-

haftierung auf davon betroffenen Personen haben kann (Stigmatisierung, Verlust des Arbeitsplatzes oder 

der Wohnung, finanzielle Einbussen, ‚Haftschock‘ etc.)“ (2015, S. 10). Gerade bei einer erstmaligen In-

haftierung besteht ein erhöhtes Risiko für einen Haftschock, wodurch der Suizidprävention eine beson-

ders gewichtende Rolle zukommt (S. 2). Beim Vollzug der Ersatzfreiheitsstrafen in der Schweiz gab in 

der Zürcher Studie ein Drittel der befragten Personen an, das erste Mal in Haft zu sein (Biberstein & 

Killias, 2019, S. 66). In der Untersuchung des Schweizerischen Kompetenzzentrum für Menschenrechte 

wird beschrieben, dass Suizide in Haft am häufigsten kurz nach der erstmaligen Inhaftierung erfolgen – 

dies „häufig im Affekt und in Zusammenhang mit einem ‚Haftschock‘“ (Künzli et al., 2015, S. 54). Die 

Suizidalität kurz nach Haftantritt ist also anders als spätere Suizidalität während der Haft, von Affekt-

handlungen geprägt (2015, S. 56). Es ist daher festzuhalten, dass kurz nach einem Antritt in die Haft, 

eine gesteigerte Suizidgefahr aufgrund des Haftschocks feststellbar ist.  
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Der Moment, in dem die Zellentür geschlossen wird und Menschen mit ihren Gedanken auf sich allein 

gestellt sind, ist jener, in welchem sehr viel zu Bruch geht. Dadurch, dass Betroffenen bewusst wird, dass 

sie im Gefängnis sind und ihnen die weitreichenden Konsequenzen bewusst werden, kann auch das 

eigene Selbstbild Schaden nehmen. Es gehen also Dinge kaputt, die im Nachhinein nur schwer wieder 

zu reparieren oder rückgängig zu machen sind. Dieses Phänomen wird von Fachleuten als Effekt der 

„Prisonisierung“ bezeichnet. Ortmann (1993, S 402-409) beschreibt die Prisonisierung als Übernahme 

von Werten und Normen im Haftvollzug, die sich aus bestehenden Subkulturen bilden. Also die allmäh-

liche Anpassung von inhaftierten Personen, an die im Gefängnis vorherrschenden Normen und Wertvor-

stellungen. Der Terminus „Prisonisierung“ beschreibt also die Persönlichkeitsveränderungen von Perso-

nen in Haft, welche durch die Inhaftierung ausgelöst werden, respektive während der Haft geschehen. 

Der soziale Ausschluss, den armutsbetroffene Menschen oftmals über einen Längeren Zeitraum bereits 

vor einem Haftantritt erleben, wird durch das Einsperren noch einmal verstärkt. Die soziale Ausgrenzung 

und die Stigmatisierung von Inhaftierten geht aber auch nach der Haftentlassung weiter und bleibt für 

Betroffene allgegenwärtig, denn der soziale Ausschluss und die Etikettierung haben weitreichende Wir-

kungen. Durch das beschädigte Selbstbild und die Stigmatisierung geht eine verminderte Chance auf 

soziale Teilhabe einher, welche eine gelingende Resozialisierung erschweren (Hosser & Greve, 2022). 

5.4 Arme ins Gefängnis? 

Gefängnisse werden gesamtgesellschaftlich mehrheitlich als gegeben hingenommen und somit als 

selbstverständlich betrachtet. Für viele Menschen ist es nicht möglich, sich eine Gesellschaft ohne Ge-

fängnisse vorzustellen. Gleichzeitig findet jedoch kaum eine Auseinandersetzung mit Gefängnissen statt, 

den Gründen wieso Menschen inhaftiert werden und was für Auswirkungen es für Betroffene und ihr 

Umfeld hat. So werden Gefängnis als gegeben hingenommen, die Auseinandersetzung mit den von 

ihnen produzierten Realitäten bleibt jedoch aus (Davis, 2022, S. 133-134). Gefängnisse sind somit 

„gleichzeitig anwesend und abwesend in unser aller Leben“ (2022, S. 134). Gefängnisse fungieren nach 

Angela Y. Davis als Orte, an welchen Menschen verwahrt werden, und die Gesellschaft somit von der 

Verantwortung befreit wird, sich über die sozialen Problemstellungen ihrer Lebensrealitäten auseinander 

zu setzen: Sie wird „von der Verantwortung erlöst, sich ernsthaft mit den Problemen der Gesellschaft, 

darunter besonders jenen, die mit Rassismus und in wachsendem Mass auch von dem weltweiten Kapi-

talismus hervorgebracht werden, auseinanderzusetzen“ (S. 134). 

Wie oben erwähnt wurde, wird in Deutschland die Umsetzung von Ersatzfreiheitsstrafen kritisiert, da die 

zugrundeliegenden Geldstrafen einen Haftvollzug ursprünglich nicht vorgesehen haben finanziell wenig 

vermögende Personen stärker davon betroffen sind. Wie in Deutschland, sind auch die Vollzugskosten 

in der Schweiz naturgemäss höher als die ursprüngliche Geldstrafe, da viele Personen aufgrund 
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geringfügiger Delikte eine Haftstrafe absitzen müssen (Biberstein & Killias, 2019, S. 65-66). Ziel der Zür-

cher Studie war, dass durch das Zusammentragen von Fakten im Kanton Zürich eine Grundlage geboten 

werden soll für weitere Diskussionen (2019, S. 66). Dass Ersatzfreiheitsstrafen vermehrt thematisiert 

werden ist wichtig, denn durch eine stillschweigende Zustimmung der breiten Bevölkerung ist ein System, 

das auf die Bestrafung von Armut zielt, überhaupt möglich.  

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die verübten Delikte, die zu Ersatzfreiheitsstrafen geführt 

haben, häufig im Bereich der Beförderungsbusse liegen. Personen, die dieses Delikt begehen, müssen 

ihre Strafe häufiger im Gefängnis verbüssen als beispielsweise Personen, die ein Delikt im Strassenver-

kehr begangen haben, da in diesem Bereich die Busse oder Geldstrafe eher bezahlt wird. Wer ohne 

Ticket fährt, hat in der Regel weniger finanzielle Mittel zu Verfügung als eine Person, die ein Auto besitzt 

oder Zugang dazu hat, um damit überhaupt ein Delikt im Strassenverkehr begehen zu können. Die Be-

fragung von verurteilten Personen im Vollzug, welche im Zusammenhang mit der Studie durchgeführt 

wurde, ergab auch, dass Personen, die in diesem Bereich ein delinquentes Verhalten aufzeigen, oftmals 

nicht die notwendigen finanziellen Ressourcen haben, um die Strafe zu bezahlen und deshalb im Ge-

fängnis sind. Die Ersatzfreiheitsstrafen sind oft eher von kurzer Dauer. Da in den ersten Tagen der Haft 

die meisten Suizidversuche begangen werden und sich die Lage nach Tagen in der Regel ein wenig 

beruhigt (Justiz- und Sicherheitsdepartement des Kantons Basel-Stadt, 2022), ist für diese Lebenskrise 

in den ersten Tagen die Länge der Haft fast schon nachrangig. Es ist davon auszugehen, dass es mehr-

heitlich armutsbetroffene Menschen sind, bei denen ein abweichendes Verhalten von den Strafverfol-

gungsbehörden erfasst wird. Es wird empirisch belegt, dass in Gefängnissen besonders sozial, ökono-

misch und kulturell benachteiligte Menschen einsitzen (vgl. Lindenberg, 2024, S. 138). Nebst dem Ge-

fängnisaufenthalt verstärken auch soziale Tatsachen wie eine geringe Schulbildung, keine berufliche 

Ausbildung, das soziale Umfeld oder eine prekarisierte Wohnsituation den sozialen Druck auf armutsbe-

troffene Menschen, die bereits dadurch benachteiligt sind, dass sie ihre Interessen gegenüber anderen 

sozialen Schichten nicht durchsetzen können (2024, S. 148).  

Ein Beleg dafür, dass auch in den Schweizer Gefängnissen armutsbetroffene Menschen übervertreten 

sind, zeigt auch die erwähnte Studie, welche den Zusammenhang zwischen der Asylsozialhilfe und Kri-

minalität untersucht hat. Wie in diesem Zusammenhang erwähnt wurde, können finanzielle Notlagen 

dazu führen, dass Menschen in die Notwendigkeit von delinquentem Verhalten (insbesondere Bagatell- 

und Drogendelikte) gedrängt werden. Diese Subsistenzkriminalität kann auch als Überlebensstrategie 

angesehen werden. Die Studie zeigt auf, wie zu niedrige Leistungen in der Sozialhilfe, sowie Kürzungen 

der Sozialhilfeleistungen nicht etwa den Anreiz der Erwerbsarbeit erhöht, sondern zu Voraussetzungen 

werden, die delinquentes Verhalten begünstigen können. Betroffene Personen sind vermehrt darauf 
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angewiesen, sich auf informelle Erwerbsarbeit und illegale Aktivitäten einzulassen, um ein Mindestein-

kommen zu sichern (Auer et al., 2024, S. 2). Dabei entsteht ein kausaler Zusammenhang zwischen 

Workfare und Kriminalität und stellt damit das politische Ziel in Frage, dass durch niedrigere Sozialleis-

tungen in der Asylsozialhilfe, die Erwerbsbeteiligung gefördert würde (2024, S. 26). Denn solange sich 

der Zugang zum Arbeitsmarkt nicht verbessert, kann dieses Ziel nicht durch diese Aktivierungsmassnah-

men erreicht werden. Eine Erhöhung der Sozialhilfebeträge könne nach Berechnungen in der Studie 

dazu führen, dass die Kriminalitätsrate von Geflüchteten mit subsidiärem Schutz, um bis zu 27 Prozent 

sinken könnte. Gleichzeitig würden dadurch auch die öffentlichen Ausgaben sinken, indem Kosten bei 

Polizei, Justiz und Strafvollzug eingespart werden (S. 3). Diese Studie leistet einen wichtigen Beitrag zur 

Debatte über geeigneten Massnahmen zur Verbesserung des Wohlergehens von Geflüchteten in der 

Sozialhilfe, aber auch um die Debatte um die öffentliche Sicherheit. Dazu lassen sich die Erkenntnisse 

auch auf den Zusammenhang mit der Nothilfe anwenden, wobei sich dort die ausbezahlten Geldbeträge 

deutlich unter dem Existenzminimum befinden und für Nothilfebeziehende ein Arbeitsverbot besteht. Es 

ist aber anzunehmen, dass die noch stärkeren Ausschlussverhältnisse durch die Nothilfe ebenso Aus-

wirkungen auf die Kriminalität haben.  

Durch die Anordnung von Ersatzfreiheitsstrafen aufgrund nicht beglichener Geldbeträge oder der Frei-

heitsstrafen aufgrund weiterer geringfügiger Delikte, kommen besonders armutsbetroffene Menschen ins 

Gefängnis und werden dadurch für ihre Armutsverhältnisse und Lebensweisen kriminalisiert (vgl. Wirth 

et al., 2018, S. 9).  
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6 Soziale Arbeit und Armutsbekämpfung  

Fragen zur gesellschaftlichen Thematisierung von Armut, sowie der Armutsbekämpfung an sich, sind 

eng mit der Entwicklung und Funktionsbestimmung der Sozialen Arbeit verbunden (Markert & Otto, 

2008). Die Soziale Arbeit und die an sie gerichteten Aufträge und Aufgaben können in historische, ge-

sellschaftliche, politische, rechtliche und ökonomische Kontexte eingebettet werden, um sie besser zu 

verstehen: 

Die Entwicklungslinie der Sozialen Arbeit ist über ihre historische Rolle der barmherzigen Zuwendung im 

Mittelalter, über die Professionalisierung innerhalb der Entstehung von Nationalstaaten, hin zu einer auf 

wissenschaftlich und professionsethisch basierten Profession rekonstruierbar. Dabei unterlag die Soziale 

Arbeit seit immer auf unterschiedliche Weise einem Spannungsfeld zwischen Kontrolle, Disziplinierung, 

Hilfe und Empowerment (Hug, 2021, S. 377). In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts interessierten 

sich bereits erste Theoretikerinnen der Sozialen Arbeit wie beispielsweise Alice Salomon, Jane Adams 

oder Mary Richmond, für die Lebenslagen von armutsbetroffenen Menschen und ihren Verhaltenswei-

sen. Alkoholismus wurde beispielsweise als Folge der nicht erfüllten Bedürfnisbefriedigung betrachtet 

und es wurden Bildungschancen und ihre Auswirkungen auf Verhaltensmuster und die Gesundheit the-

matisiert (Staub-Bernasconi, 2018, S. 137). Darauffolgende Bemühungen für soziale Reformen wurden 

vom Ziel nach mehr Gerechtigkeit geleitet. Für Salomon war die Idee der Wohlfahrtspflege keine rein 

instrumentelle zur reinen Stabilisierung von sozialpolitischen Verhältnissen. Vielmehr ging es um die ar-

mutsbetroffenen Menschen und ihre Rechte auf ein freies und selbstbestimmtes Leben (Hug, 2021, S. 

378). Man konzentrierte sich gemeinsam mit den Adressat*innen darauf, neue Handlungsmöglichkeiten 

für das Lösen sozialer Probleme wie Armut zu entwickeln (Schmocker, o.D., S. 19). Die erste Ausbildung 

in der Sozialen Arbeit konnte man ab 1898 an der New York School of Social Work absolvieren. Um 

diese Zeitspanne herum entstanden die Fundamente der Definition der Sozialen Arbeit (o.D., S. 2). Auf 

die Definition der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession werden wir im nächsten Kapitel einge-

hen (Kapitel 7 Lösungsansätze der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession), um darauf aufbau-

end mögliche Lösungsansätze für die Soziale Arbeit in Bezug auf die Entkriminalisierung zu erläutern.  

Historisch gesehen hat sich die Soziale Arbeit also schon immer um die Menschen in Armut gekümmert. 

Da noch heute Ungleichheits- und Armutsverhältnisse fortbestehen, bleibt es eine Herausforderung, die 

es zu bearbeiten gilt (Ansen, 1998, S. 9). Die Soziale Arbeit ist daher gefordert, sich ständig mit gesell-

schaftlichen und politischen Möglichkeiten für Veränderungen und Entwicklungen auseinanderzusetzen, 

die Armut reduzieren und bekämpfen können. Gleichzeitig ist sie gefordert, sich kritisch mit den sozial-

politischen und institutionellen Rahmenbedingungen auseinanderzusetzen (vgl. Avenir Social, 2014). 
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Daher ist die direkte Verknüpfung der Sozialen Arbeit mit der Entwicklung des modernen Wohlfahrtstaa-

tes ist relevant, denn sie orientiert sich in ihrem Handeln an vorgegeben gesellschaftlichen Ordnungs-

modellen. Das heisst, dass sie sich nach gesellschaftlichen Vorstellungen von Kriminalität, Legalität oder 

sozialen Problemen und den damit zusammenhängenden objektivierten Kategorien und Erklärungsan-

sätzen für Problemursachen richtet. Somit ist es auch der normative und rechtliche Rahmen des Sozial-

staates, der den Handlungsspielraum der Sozialen Arbeit zu legitimieren vermag, gleichzeitig diesen 

aber auch begrenzt. Der gesellschaftliche Strukturwandel in den 1970er Jahren hin zu einer neoliberalen 

Gesellschaftsstruktur und die daraus resultierende Marktlogik ist für die Soziale Arbeit bedeutend, da sie 

sich nach ihr richtet – beispielsweise die Eigenverantwortung und das Konkurrenzdenken (Dollinger & 

Schmidt-Semisch, 2010, S. 441). Der Strukturwandel hat zu neuen Ausschlussmechanismen geführt. 

Diese spielen eine Schlüsselrolle bei der Bestimmung von sozialer Zugehörigkeit in einer neoliberalen 

Gesellschaft. Soziale Ausschliessung wurde also neu markiert, beispielsweise durch Veränderungen der 

Produktionsweisen und auf dem Arbeitsmarkt, sowie durch politische Kampagnen gegen Arme und von 

der Norm abweichende Personen. Armut ist in einem neoliberalen Sozialstaat zu einem zentralen sozi-

alen Problem geworden, das auch die Soziale Arbeit als Profession herausfordert und bis heute eines 

ihrer zentralen Handlungsfelder ist. Epple (2018, S. 95-96) argumentiert, dass die Profession, durch die 

Einbettung in die imperiale Lebensweise und die Einreihung in den „Mainstream“, einen Teil dazu beige-

tragen hat, dass strukturelle Ursachen von sozialen Notlagen vernachlässigt wurden. So stellte die Pro-

fession die neoliberale Wende in der Sozialpolitik und der damit einhergehenden individualisierenden 

Sicht auf die Ursachen sozialer Probleme kaum kritisch in Frage. Röh (2013, S. 253). schreibt, dass die 

Soziale Arbeit bestehende Armutsverhältnisse bekämpfen muss, wenn sie ihr Ziel der (Wieder-)Herstel-

lung der Selbstermächtigung von armutsbetroffenen Menschen erreichen möchte. Das heisst, dass nebst 

der individuellen Unterstützung und Verbesserung der Lebenslagen von Adressat*innen auch strukturelle 

Bedingungen eröffnet werden müssen, die Menschen mehr Handlungsmöglichkeiten geben und sie da-

bei ermutigen, diese Möglichkeiten auch zu nutzen (2013, S. 255). Die Soziale Arbeit muss also versu-

chen, durch individuelle Unterstützung der Adressat*innen, diese aus den Armutsverhältnissen zu be-

freien und gleichzeitig auf gesellschaftliche Strukturen einwirken, die Armut bedingen.  

Workfare wirkt sich auch auf die Soziale Arbeit und ihren Arbeitsalltag in verschiedenen sozialen Institu-

tionen, wie beispielsweise dem Sozialdienst und allgemein in der Begleitung der Alltagsbewältigung mit 

Adressat*innen, aus. Hier nutzt die Soziale Arbeit das Instrument der staatlichen Sozialhilfe zur Armuts-

bekämpfung und ist somit an der Ausführung von Workfare beteiligt. Heute steht die Soziale Arbeit vor 

der Herausforderung, Armut zu definieren und vor diesem Hintergrund entsprechende Methoden und 

Strategien zur Unterstützung von Armutsbetroffenen und Armutsprävention zu entwickeln (Hug, 2021, S. 

377). 
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Soziale Arbeit und Workfare 

Die Sozialhilfe, als sozialstaatliches Instrument zur Bekämpfung von Armut, wurde in dieser Arbeit in 

ihren historischen, ideologischen und praktischen Grundzügen vorgestellt. Workfare wurde zum Leitpa-

radigma für die Soziale Arbeit in der Sozialhilfe und die Workfare-Massnahmen wurden scheinbar zu 

unbestrittenen Rahmenbedingungen im Umgang mit Erwerbslosigkeit und Armut (Wyss, 2009, S. 10). 

Durch den Druck zur schnellen Arbeitsmarktintegration der Adressat*innen kommt es zu einer Entfrem-

dung des eigentlichen Sinnes der Sozialen Arbeit, nämlich der Ermächtigung des Individuums und der 

Förderung von sozialer Gerechtigkeit. Sozialarbeitende sind dadurch gefordert, das eigentliche Ziel der 

Sozialhilfe – Existenzsicherung und gesellschaftliche Integration – sowie das Menschenrecht auf ein 

würdiges Leben bedingungslos einzufordern (Avenir Social, 2014, S. 1). Wie wir aufzeigen, ist das Hand-

lungsfeld der Sozialhilfe einem starken politischen, wie auch gesellschaftlichen Druck unterstellt. Durch 

das Verständnis von Workfare, wird der Ruf nach Eigenverantwortung, Kontrolle und Einsparung immer 

wieder durch politische Organisationen verstärkt, wobei Menschen in der Sozialhilfe pauschalisierten 

Stigmatisierungen und einem generellen Missbrauchsverdacht ausgesetzt sind (Wyss, 2009, S. 39; 

SKOS, 2010b, S. 2-3). Die Soziale Arbeit steht hier offensichtlich in einem Spannungsfeld zwischen ge-

sellschaftspolitischen Erwartungen und dem gesetzlichen Auftrag, sowie den individuellen Bedürfnissen 

der Adressat*innen und den eigenen berufsethischen Grundsätzen. Die Rolle, welche die Soziale Arbeit 

in Workfare einnimmt, sollte kritisch betrachtet werden, da eine Tendenz besteht, dass sie systematisch 

Menschen in Armutsverhältnissen mitkriminalisiert. Dies kann dazu führen, dass Menschen von der ge-

sellschaftlichen Teilhabe ausgeschlossen werden und so der soziale Ausschluss immer mehr verstärkt 

wird. 

Soziale Arbeit und Haft 

Wenn es um weitere Kriminalisierungsprozesse geht, kommt der Sozialen Arbeit auch ein Auftrag in 

Haftanstalten zu. Die Soziale Arbeit tritt in Haft beispielsweise in der Bewährungshilfe auf, indem Sozial-

arbeitende den Auftrag haben, straffällig gewordene Menschen während und nach einer Haft zu beglei-

ten (Lindenberg, 2024, S. 165). Die Auswirkungen von Schulden und finanziellen Notlagen bringen be-

sonders Armutsbetroffene in die Situation, dass ihnen Bussen oder Geldstrafen auferlegt werden, welche 

sie dann nur noch durch Betreibungen oder Ersatzfreiheitsstrafen begleichen können. Die Logik und 

Legitimation für die Bestrafung solcher gewaltfreien Delikte wurde bereits ausführlich im Kapiteln 4 Ge-

sellschaftlicher Ausschluss durch Kriminalisierungsprozesse und Kapitel 5 Ersatzfreiheitsstrafen herge-

leitet. Bei der Strafe in einem Gefängnis handelt es sich um einen Zwangskontext und Kontrolle wird zum 

Ausgangspunkt des Auftrags der Sozialen Arbeit. Wichtige Fragen für die Soziale Arbeit richten sich hier 

sicherlich nach dem Wohlbefinden von Inhaftierten während eines Haftaufenthalts, gehen aber auch über 
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diesen Zeitraum hinaus (Lindenberg, 2024, S. 167). Bei der Anordnung der Ersatzfreiheitsstrafen nimmt 

die Soziale Arbeit eine Rolle ein, in der sie es zulässt und gleichzeitig durch das miteingebunden sein 

legitimiert, dass Adressat*innen durch die Behörden bis auf das betreibungsrechtliche Existenzminimum 

enteignet werden oder durch einen Gefängnisaufenthalt hindurch begleitet werden müssen. Die Konse-

quenzen und zum Teil irreversiblen Schäden, eines solchen totalen gesellschaftlichen Ausschluss trägt 

das Individuum, welches für die Armutsverhältnisse kriminalisiert und stigmatisiert wird. Dies stellt nicht 

nur die Soziale Arbeit vor die Herausforderung, dieses Individuum wieder in die Gesellschaft zu integrie-

ren, sondern kostet den Staat viel Geld und Ressourcen.  

Problematik der Bestrafungsmechanismen 

Durch Workfare und den Vollzug von Ersatzfreiheitsstrafen besteht die Gefahr, dass die soziale Teilhabe 

nicht mehr möglich ist und es gleichzeitig zu einer weiteren Marginalisierung und Ausgrenzung bestimm-

ter Personengruppen kommt. Durch die traditionelle Bestrafung durch negative Anreize werden die struk-

turellen Ursachen, die zu „Fehlverhalten“ führen können, ignoriert. Indem die Soziale Arbeit diese Straf-

praktiken unterstützt, trägt sie dazu bei, dass durch eine fortlaufende Kriminalisierung der soziale Aus-

schluss verstärkt wird. Negative Anreize in der Sozialhilfe wie Kontroll-, Sanktionierungs- und Strafme-

chanismen treffen häufig bereits benachteiligte Personengruppen, wie beispielsweise Menschen mit ei-

ner psychischen Erkrankung, welche einen erschwerten Zugang zum Arbeitsmarkt haben und deren Er-

krankung durch die Invalidenversicherung nicht gänzlich abgedeckt wird. Der Sozialhilfebezug über ei-

nen längeren Zeitraum hinweg kann zudem die psychische Beeinträchtigung verstärken (Salzgeber, 

2015, S. 50). Diese Personengruppen werden oftmals dazu verpflichtet, an Integrationsprogrammen teil-

zunehmen. Wird dem nicht nachgegangen, können Leistungskürzungen angedroht und durchgesetzt 

werden. Weiter betreffen negative Anreize auch Menschen in der Nothilfe, beispielsweise durch ihre An-

wesenheitspflicht. Diese Personen haben durch das Arbeitsverbot jedoch keine Möglichkeit, sich in den 

Arbeitsmarkt zu integrieren, da ihre Arbeitskraft entwertet wird und ihnen Rechte durch den ungeregelten 

Aufenthaltsstatus verwehrt bleiben (vgl. Karakayali & Tsianos, 2002, S. 263).  

Auch Menschen, die trotz einer Erwerbsarbeit unterhalb der Armutsgrenze leben, sogenannte „Working-

Poor“ (SKOS, 2020) sind durch die fehlende finanzielle Absicherung Bestrafungsmechanismen, wie dem 

Vollzug einer Ersatzfreiheitsstrafe, eher ausgesetzt. Durch die Logik der Armutsbekämpfung durch die 

Schaffung negativer Anreize, die direkt auf armutsbetroffene Menschen einwirken und gleichzeitig auch 

Druck auf die erwerbstätige Bevölkerung ausüben sollen, werden soziale Ungleichheiten reproduziert 

(vgl. Wyss, 2009, S. 76). Indem diese bestehenden Strafpraktiken unkritisch mitgetragen werden, wird 

die Entwicklung und Umsetzung integrativer Lösungen zur Überwindung sozialer Ausschlüsse behindert.  
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Eine unkritische Unterstützung von Kontroll-, Sanktionierungs- und Bestrafungsmechanismen durch die 

Soziale Arbeit verstärkt soziale Ausschlüsse, statt sie zu bekämpfen. Es ist daher entscheidend, dass 

die sie in der Armutsbekämpfung eine kritische Perspektive einnimmt und alternative Lösungsansätze 

zu den negativen Anreizen in Workfare und der Inhaftierung aufgrund sozioökonomischer Umstände 

fördert und fordert. Aus diesem Grund ist es wichtig, Programme zu entwickeln, die auf Empowerment, 

Chancengleichheit und individueller Unterstützung setzen, welche strukturelle Gegebenheiten einbezie-

hen. Daher muss der Zusammenhang zwischen strukturellen Ursachen von Armut und Kriminalität an-

gegangen werden und die individuellen Bedürfnisse und Potenziale von Adressat*innen müssen in den 

Mittelpunkt gestellt werden.  
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7 Lösungsansätze der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession 

Die Soziale Arbeit hat einen gesellschaftlichen Auftrag in der Armutsbekämpfung, wobei sie innerhalb 

von gewissen Rahmenbedingungen agieren muss - sie ist individuellen, gesellschaftspolitischen sowie 

berufsethischen Ansprüchen unterstellt. Durch den Bezug auf das Triplemandat, welches sich auf die 

Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession bezieht, wollen wir nachfolgend Lösungsansätze auf ver-

schiedenen Ebenen aufzeigen, an welchen sich die Soziale Arbeit für die Entkriminalisierung von armuts-

betroffenen Menschen beteiligen kann.  

Definition der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession  

Die Rolle der Sozialen Arbeit in der Armutsbekämpfung und die darin einfliessenden Kriminalisierungs-

mechanismen wurden oben verdeutlicht. Nachdem sich die Soziale Arbeit wie oben erläutert laufend 

professionalisiert und institutionalisiert hat, entwickelte sich auch eine Definition für die Soziale Arbeit als 

Menschenrechtsprofession, die wir nachfolgend ausführen: Die Definition der „Global Definition of Social 

Work Profession“ vom Juli 2014 lautet, in der übersetzten und regional erweiterten Version von Avenir 

Social, wie folgt:  

„Soziale Arbeit fördert als Profession und wissenschaftliche Disziplin gesellschaftliche Verän-

derungen und Entwicklungen, den sozialen Zusammenhalt und die Ermächtigung und Befrei-

ung von Menschen. Dabei sind die Prinzipien der sozialen Gerechtigkeit, der Menschen-

rechte, der gemeinschaftlichen Verantwortung und der Anerkennung der Verschiedenheit 

richtungweisend. Soziale Arbeit wirkt auf Sozialstrukturen und befähigt Menschen so, dass 

sie die Herausforderungen des Lebens angehen und Wohlbefinden erreichen können. Dabei 

stützt sie sich auf Theorien der eigenen Disziplin, der Human- und Sozialwissenschaften so-

wie auf das Erfahrungs-Wissen des beruflichen Kontextes. Diese Definition kann auf nationa-

ler und/oder regionaler Ebene weiter ausgeführt werden“  

(Schmocker, o.D., S. 3).  

Als praxisorientierte Profession und wissenschaftliche Disziplin fördert die Soziale Arbeit den sozialen 

Wandel und verpflichtet sich dabei den Prinzipien der Menschenrechte. Sie zielt auf die Bearbeitung 

sozialer Problemlagen und Missstände ab, die durch gesellschaftspolitische Verhältnisse entstehen. 

Diese und auch die Soziale Arbeit sind in einem ständigen Wandel. Die Soziale Arbeit greift die Prob-

lemlagen auf und reagiert demnach auf die vorherrschenden Umstände (Wagner, 2009, S. 9). Die Sozi-

ale Arbeit sieht sich dazu verpflichtet, einen gesellschaftlichen Beitrag zu leisten, wenn Menschen der 

„Zugang zu und Teilhabe an gesellschaftlichen Ressourcen ungenügend” zugänglich ist und sie in der 
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„Verwirklichung ihres Lebens illegitim eingeschränkt” werden (Avenir Social, 2010, S. 6-7). Ihr Ethikkodex 

verpflichtet sie somit dazu, die sozialen Probleme, welche mit Armut zusammenhängen, zu bekämpfen, 

und somit ein selbstbestimmtes und selbstmächtiges Handeln aller Menschen in ihrer Umwelt anzustre-

ben (vgl. Röh, 2013, S. 61). Von sozialen Bewegungen, die ähnlich wie die Soziale Arbeit, jedoch mit 

unterschiedlichen Strukturen, mit Vorstellungen und Strategien auf soziale Problemlagen reagieren, wird 

die Soziale Arbeit dafür kritisiert, dass sie die strukturellen Ursachen sozialer Probleme zu wenig gewich-

tet. Dadurch läuft sie in Gefahr, zu stark den Forderungen ihrer Auftraggeber nachzugehen und somit 

strukturelle Gegebenheiten zu (re)produzieren (Wagner, 2009, S. 12).  

Die Soziale Arbeit wurde von Silvia Staub-Bernasconi als Menschenrechtsprofession definiert. Staub-

Bernasconi, die Begründerin des Triplemandats, hat massgeblich die Wertehaltung der professionellen 

Sozialen Arbeit geprägt und weiterentwickelt. Im Jahr 2007 hat sie erstmals über das Triplemandat ge-

schrieben, aus welchem sich auch der Auftrag durch den Professionskodex, also die Orientierung an den 

Menschenrechten, ergibt (Prasad, 2018, S. 9). Das professionelle Handeln der Sozialen Arbeit besteht 

aus dem gesellschaftlichen Doppelauftrag – dem Mandat seitens der Profession (Hilfe) und jenes des 

Staates oder der Gesellschaft, also dem Anstellungsträger (Kontrolle) - sowie aus dem dritten Mandat - 

den Anliegen und Bedürfnisse der Adressat*innen (Klientel). Die Auseinandersetzung mit dem Tripel-

mandat ermöglicht es, verschiedene Perspektiven für die fachliche Auseinandersetzung einzunehmen, 

sowie Spannungsverhältnisse oder Dilemmata in der Praxis auf individueller, gesellschaftspolitischer und 

professionsethischer Ebene sichtbar zu machen und sich zu den unterschiedlichen Aufträgen kritisch zu 

positionieren (Staub-Bernasconi, 2018, S. 111-123). Gerade die konkrete Umsetzung der Menschen-

rechte, an welchen sie sich nach ihrem Berufsethos orientiert, kann durch den Anspruch der staatlichen 

Interessen erschwert sein. Staub-Bernasconi selbst drückt dies damit aus, dass Gesetze schliesslich 

„wohl legal, aber nicht unbedingt ethisch legitim“ seien (2018, S. 112), womit historische Verbrechen der 

Menschheit, bei welcher auch die Soziale Arbeit beteiligt war, benennt werden und jegliche „Legalität“ in 

der heutigen Gesellschaft in Frage gestellt wird.  

Menschenrechte 

Die Menschenrechte, wie wir sie heute im globalen Westen kennen, wurden am 10. Dezember 1948 als 

die „Allgemeine Erklärung der Menschenrechte“ von der Generalversammlung der UNO verkündet. Sie 

sollen, so wird es im ersten Artikel festgehalten, für alle Menschen gelten, denn alle Menschen sind „frei 

und gleich an Würde und Rechten geboren“ (Schweizerisches Bundesarchiv, o.D.). In den dreissig Arti-

keln werden Garantien zum Schutz der menschlichen Person, Verfahrensrechte, Freiheitsrechte sowie 

soziale, kulturelle und auch wirtschaftliche Rechte festgehalten. Letztere beinhalten beispielsweise das 

Recht auf soziale Sicherheit sowie das Recht auf Gesundheit, Bildung und Arbeit (Humanrights.ch, 
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2012). Daraus ergibt sich, dass alle Menschen das Recht haben sollen, in Würde leben zu können, sowie 

die Möglichkeit, ihren Lebensunterhalt durch Erwerbsarbeit zu verdienen (Vereinte Dienstleistungsge-

werkschaft, 2023). Seit ihrer Entstehung wurden die Menschenrechte mehr und mehr institutionalisiert. 

Trotz deren Bestehen sind weder Kriege, Genozide, Unterdrückungs- und Ausbeutungsformen noch Ar-

mut verschwunden (Cremer-Schäfer, 2008, S. 79). Helga Cremer-Schäfer schreibt in einem Beitrag im 

Heft „Soziale Arbeit und Menschenrechte“, dass es für viele Menschen eine grosse Kluft zwischen dem 

Anspruch auf die Menschendrechte und deren Wirklichkeit gibt (S. 77-92), so auch für viele Adressat*in-

nen der Sozialen Arbeit. Die Menschenrechte entstanden in einem System, das auf einer systematischen 

Unterdrückung und Hierarchisierung von Menschen aufgrund ihrer Herkunft, Staatsangehörigkeit, ihres 

Geschlechts oder Klassenzugehörigkeit basiert. Ein Anrecht auf Menschenrechte hat somit nie in einem 

hierarchiefreien Feld stattgefunden und so standen und stehen sie nicht allen Menschen gleichermassen 

zu. Creme-Schäfer sagt, dass die grosse Diskrepanz zwischen Anspruch und der tatsächlichen Realisie-

rung kein Unfall sei, sondern eine gesellschaftspolitische Struktur, denn gerade durch die gesteigerte 

Individualisierung und Selbstverantwortung im neoliberalen Sozialstaat, entstanden Formen der „Integra-

tion und Ausschliessung” (2008, S. 79-82). Damit wurden Drohungen zur sozialen Ausschliessung, wie 

z.B. durch Sanktionierungen in der Sozialhilfe oder die Umwandlung in Ersatzfreiheitsstrafen, normali-

siert. 

7.1 Entkriminalisierung von Armut als Lösungsansatz der Menschenrechtsprofession 

Die erwähnten Mandate (Gesellschaft, Adressat*innen und Profession) der Sozialen Arbeit als Men-

schenrechtsprofession, können in einem gewissen Spannungsverhältnis zueinanderstehen. Dies hat da-

mit zu tun, dass die unterschiedlichen Zielsetzungen und Interessen der Akteur*innen widersprüchlich 

sein können. Diese Widersprüchlichkeit zeigt sich auch in der Sozialhilfe. Hier ist das professionelle Han-

deln in gesetzliche und institutionelle Rahmenbedingungen (Verwaltungslogik) eingebettet, welche in ei-

nem Spannungsverhältnis zu den Interessen der Adressat*innen stehen können. So ein Spannungsfeld 

kann nicht gänzlich aufgelöst werden, da es im wesentlichen „aus der Sache heraus“ entsteht (Eser 

Davolio et al., 2013, S. 39-40). Für Sozialarbeitende gibt es unterschiedliche Möglichkeiten, diese Span-

nungsverhältnisse zu reduzieren. Beispielsweise kann allein die Bewusstmachung dieses Spannungs-

feldes für Sozialarbeitende unterstützend sein, da sie auf die damit verbundenen Schwierigkeiten sensi-

bilisiert sind, anstelle von eigenem professionellem Versagen auszugehen. Weiter können Spannungen 

reduziert werden, indem die Professionellen entsprechend vorhandene Spielräume nutzen, um eine ge-

lingende Kooperation mit den Adressat*innen aufbauen zu können. Es ist weiter von Bedeutung, dass 

gewonnene wissenschaftliche und praxisbezogene Erkenntnisse „als Argumente für die Veränderung 

der Rahmenbedingungen genutzt werden können“ (2013, S. 40), wodurch strukturelle Gegebenheiten 
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beachtet und verändert werden können. In Bezug auf die Kriminalisierung von Armut, kann die Perspek-

tive des Tripelmandats also das Spannungsverhältnis aufzeigen, in welchem sich die Soziale Arbeit be-

findet:  

Workfare beinhaltet die Anforderung an Menschen, die staatliche Unterstützungsleistungen beziehen, 

Erwerbsarbeit zu suchen oder an arbeitsähnlichen Programmen teilzunehmen. Dies kann Menschen in 

prekarisierte Erwerbsarbeitsverhältnisse drängen, obwohl die Sozialhilfe eine stabilere Unterstützung 

bieten könnte. Die Soziale Arbeit spielt eine entscheidende Rolle bei der Unterstützung von Sozialhilfe-

beziehenden. Allerdings besteht oft eine Spannung zwischen ihrer Rolle als Unterstützungssystem und 

ihrer Rolle als Kontrollinstanz im Rahmen staatlicher Programme. Sozialarbeitende müssen oftmals zwi-

schen der Befriedigung der individuellen Bedürfnisse der Adressat*innen und der Erfüllung der Anforde-

rung staatlicher Programme jonglieren. Weiter führen die strukturellen Gegebenheiten und dadurch ent-

stehende Ausschlussmechanismen von verschiedenen Personengruppen, wie Langzeitsozialhilfebezie-

henden oder Menschen in der Asylsozialhilfe oder Nothilfe, dazu, dass sie wenig von den Workfare-

Programmen profitieren können. Auch hier spielt die Soziale Arbeit eine wichtige Rolle, indem sie die 

strukturellen Ausschlüsse identifiziert und Massnahmen ergreift, um diese zu überwinden sowie indivi-

duelle Unterstützungen anbietet, und durch das Eingehen auf die individuellen Bedürfnisse versucht, die 

strukturellen Barrieren abzufedern. Die Soziale Arbeit kann folglich in einigen ihrer Handlungsfelder, bei-

spielsweise der Sozial-, Asylsozial- und Nothilfe sowie im Strafvollzug, Einfluss auf gesellschaftspoliti-

sche Bedingungen nehmen und diese Prozesse mitgestalten.  

Gegen negative Anreize in der Sozialhilfe  

In der öffentlichen Wahrnehmung wird Arbeitslosigkeit zunehmend als individuelles Problem betrachtet, 

was zu einer stärkeren Betonung der Eigenverantwortung geführt hat. Dies hat auch die Entwicklung der 

Sozialhilfe massgebend beeinflusst (vgl. Fontanellaz et al., 2018, S. 95). Diese Annahme wirkt sich auch 

auf den Auftrag der Sozialen Arbeit aus, da dieser mitunter vom gesellschaftspolitischen Diskurs über 

Massnahmen sozialstaatlicher Leistungen abhängt. So verfolgt die Sozialhilfe, eingebettet in Workfare, 

das Ziel der Armutsbekämpfung, indem sie Unterstützungsleistungen für armutsbetroffene Menschen 

zugänglich macht, also eine Leistung erbringt, im Gegenzug jedoch eine Gegenleistung erwartet. Dies 

soll Personen aktivieren, wieder in den Arbeitsmarkt integriert zu werden, damit eine möglichst rasche 

Ablösung der Sozialhilfe stattfinden kann. 

In Anbetracht der Abstimmungsthemen in der Schweiz über die Sozialhilfe kann realistischerweise ge-

sagt werden, dass Workfare bei der Mehrheit der Bevölkerung eher positiv wahrgenommen wird und die 

Tendenz besteht, dass strengere Bedingungen und mehr Kontrolle in der Sozialhilfe gefordert werden. 
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So hat beispielsweise im Jahr 2018 die Mehrheit der stimmberechtigten Personen der gesetzlichen 

Grundlage für die Überwachung von Sozialhilfebeziehenden zugestimmt (Bundeskanzlei, 2020a). Der 

Missbrauchsdiskurs und die damit einhergehenden Sanktionen können als eine Form der Abschreckung 

bezeichnet werden (vgl. Wyss, 2009). Strengere Bedingungen, mehr Überwachung und höhere Anfor-

derungen an Sozialhilfebeziehende bringen prekarisierte Lebens- und Erwerbsarbeitsbedingungen her-

vor (Caritas Schweiz, o.D.a), welche wiederum Bedingungen schaffen können, die ein delinquentes Ver-

halten von Mitgliedern der Gesellschaft fördern (Auer et al., 2024). Dies verschärft nicht nur die öffentliche 

Sicherheitslage und die soziale Ungleichheit in der Gesellschaft, sondern befeuert weiter einen Diskurs, 

welcher Armut mehr kriminalisieren möchte und legitimiert dadurch den Ausbau eines Sicherheitsstaa-

tes, anstelle eines Sozialstaates (Koch, 2014). Alternative Lösungsansätze haben wenig Platz und die 

Kontrollfunktion von Seiten der Sozialarbeitenden wird erheblich verstärkt, wodurch das Mandat der Un-

terstützung in den Hintergrund gedrängt wird. Sanktionen werden so in der Sozialhilfe als verwaltungs-

technische und verwaltungsrechtliche Instrumente zur Legitimation und Durchsetzung politischer Vorga-

ben entlarvt (Avenir Social, 2014, S. 5). Die Sanktionen im Bereich der Sozialhilfe haben auch Einfluss 

auf die Bezugsquote der Sozialhilfe. Die Stigmatisierung und die Kontrolle durch die Sozialhilfe lässt 

Betroffene lange warten, bis sie Sozialhilfe in Anspruch nehmen und so zum Teil in „Working- Poor“ 

Bedingungen verbleiben. Dieses Phänomen lässt sich auch durch eine Studie über die Nichtbezugsquote 

von Sozialhilfe im Kanton Bern bestätigen (Hümbelin, 2016). So wirken sich „Angst vor Stigmatisierung, 

Angst das Aufenthaltsrecht zu verlieren und fehlendes Wissen über den Anspruch auf Sozialhilfe, negativ 

auf die Bezugsrate aus“ (Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe, 2020 S. 5). Die Praktiken der Kon-

trollen, Sanktionierungen sowie Leistungseinstellungen sind nicht unumstritten. Negative Anreize durch 

Sanktionen in der Sozialhilfe stellen zentrale Erschwernisse in der Kooperation zwischen Sozialarbeiten-

den und Sozialhilfebeziehenden dar und können das Vertrauensverhältnis schwächen, wodurch ein lang-

fristiger Erfolg von Integrationsbemühungen erschwert werden kann. Wenn sich die Soziale Arbeit allein 

an den politischen und marktwirtschaftlichen Interessen orientiert, nimmt sie dabei eine Rolle ein, welche 

das individuelle und kollektive Ziel der Abschreckung, Stigmatisierung und Aufrechterhaltung der Arbeits-

moral verfolgt (Avenir Social, 2014, S. 4-5). 

Gegen eine solche Rolle und Haltung in der Sozialen Arbeit setzt sich der Berufsverband Avenir Social 

ein, welcher mehr soziale Gerechtigkeit, eine Bekämpfung der Umstände, welche Menschen in die So-

zialhilfe treiben, sowie „eine Politik, die gegen die Armut kämpft und nicht gegen die Armen“ fordert (Ave-

nir Social, o.D., S. 2). Der Berufsverband spricht sich gegen eine disziplinierende und sanktionierende 

Sozialhilfe aus, da sie keine fördernde und integrierende Wirkung erreicht, sondern noch mehr „aus-

schliesst“ (Avenir Social, 2014, S. 1). Avenir Social versteht Sanktionen in diesem Zusammenhang als 

Angriff auf die Menschenwürde und die Grundrechte aller (S. 5): Aus dem Schutz der Menschenwürde 
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lässt sich das Recht auf Existenzsicherung in Notlagen ableiten. Wenn Menschen in Not geraten, sind 

Sanktionen wie Kürzungen bis hin zur vollständigen Streichung von Leistungen, die das soziale Exis-

tenzminimum berühren, nicht menschenrechtskonform und daher abzulehnen (Avenir Social, 2010). So 

können Verordnungen oder Sanktionen zwar legal aber in Bezug auf die Menschenrechte nicht automa-

tisch legitim sein (vgl. Staub-Bernasconi, 2018, S. 112). Die Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession 

ist daher dazu aufgefordert, sich auf politscher Ebene kollektiv für eine menschenrechtskonforme Ge-

setzgebung und Praxis in der Sozialhilfe einzusetzen sowie menschen- und bedürfnisgerechte Sozial-

strukturen und Solidarsysteme zu begünstigen (Avenir Social, 2010, S.10). Somit sind Sanktionen, die 

das Ziel haben, die Aufnahme einer Erwerbsarbeit durchzusetzen, abzulehnen. So soll vermieden wer-

den, dass Sozialhilfe in Anspruch genommen werden muss und damit einhergehende Kontroll- Sankti-

ons- und Ausschlussmechanismen zum Tragen kommen. Es ist notwendig, nicht nur einen niederschwel-

ligen Zugang zu Sozialleistungen zu gewährleisten, sondern auch allgemeine Angebote der Sozialen 

Arbeit bereitzustellen, welche spezifische Hilfe, Unterstützung und Beratung anbieten. Dazu sind eine 

klare Positionierung sowie die Formulierung von Forderungen hinsichtlich sozialer und kultureller Integra-

tion, existenzsichernder Arbeitsbedingungen, bezahlbaren Wohnraums, Kinderbetreuungsmöglichkeiten 

und Ausbildungsmöglichkeiten erforderlich. Ergänzend sind sozialarbeiterische Angebote erforderlich, 

die nachbarschaftlich oder zivilgesellschaftlich organisiert sind (Avenir Social, 2014, S.7). 

Arbeitsmarktliche Bedingungen  

Das zugrundeliegende Menschenbild von Workfare kann dazu beitragen, dass bestehende soziale Prob-

leme verschärfen und gesellschaftlicher Ausschluss (re-)produziert werden. Die Auseinandersetzung mit 

der Workfare-Ideologie hat uns Erkenntnisse darüber gegeben, wie die Workfare-Massnahmen für ar-

mutsbetroffene Menschen stigmatisierend sein können. Aufgrund der Annahme, dass armutsbetroffene 

Personen „faul“ oder „unwillig“ seien einer Erwerbsarbeit nachzugehen, müssen diese Personen durch 

negative Anreize dazu gedrängt werden (Avenir Social, 2014). Die Androhung von Zwangsmassnahmen 

führt dazu, dass Erwerbslose häufiger prekarisierte und kurzfristige Erwerbsarbeiten annehmen müssen, 

was zu einem Anstieg von Beschäftigungen im Niedriglohnsektor führen kann (vgl. Caritas Schweiz, 

o.D.a). Menschen, welche in einer vergleichbaren Situation sind, haben durch diese strukturellen Bedin-

gungen bedingt Chancen, sich aus der Armut zu befreien. Die langfristigen Konsequenzen prekarisierter 

oder unangemessener Arbeitsbedingungen manifestieren sich in physischen und psychischen Gesund-

heitsproblemen (vgl. Kessler et al., 2021). Die Workfare-Massnahmen führen somit nicht unbedingt, dass 

sich Menschen dauerhaft von der Sozialhilfe lösen können (Beuchat, 2017). Auch lässt sich die nachhal-

tige Wirkung und die Verbesserung der Erwerbsbeteiligung durch die Workfare-Programme auf längere 

Dauer nicht gänzlich bestätigen (Dubach, 2015). Zudem steigen, bedingt durch die Digitalisierung und 
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die technischen Fortschritte, die Anforderungen an verschiedene Berufe, und die zunehmende Automa-

tisierung der Produktion dadurch vermehrt zu struktureller Erwerbslosigkeit führt (Hirsch-Kreinsen, 2014, 

S. 13). Beispielsweise für unqualifizierte Personen, unter denen sich auch viele ausländische Personen 

befinden, wird es zunehmend schwieriger, den (Wieder-)Einstieg in den Arbeitsmarkt zu meistern 

(Schmid, 2014, S. 153). Die Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt stellt das primäre Ziel von Workfare 

dar, kann jedoch kaum erreicht werden, da der Arbeitsmarkt nicht allen Menschen die Möglichkeit bietet, 

einer Erwerbsarbeit nachzugehen, die ihren individuellen Fähigkeiten und Interessen entspricht. Eine 

Längsschnittstudie zum Ausschluss aus dem Arbeitsmarkt (Fritschi 2016) zeigt auf, dass besonders 

strukturelle Faktoren dieses Risiko verstärken, wodurch es auf die momentanen wirtschaftlichen Bedin-

gungen, die Aufenthaltsbewilligung, die Regulierung des Arbeitsmarktes sowie arbeitsmarktlichen Dis-

kriminierungen ankommt, ob einer Erwerbsarbeit nachgegangen werden kann oder nicht.  

Die Ausgestaltung staatlicher Unterstützungsleistungen müsste daher stärker auf strukturelle Bedingun-

gen eingehen, anstatt sich ausschliesslich auf die Eigenverantwortung der Empfänger*innen zu konzent-

rieren. Workfare-Programme vernachlässigen oft den breiteren Kontext, insbesondere strukturelle Ge-

gebenheiten des Arbeitsmarktes, die Ausschlüsse (re)produzieren. Die Wirkung von Sanktionierungs- 

und Kontrollmechanismen wird ebenfalls in Frage gestellt, da sie wenig Einfluss auf die strukturellen 

Rahmenbedingungen des Arbeitsmarktes haben (vgl. Wyss, 2009). Auch die Ergebnisse der neuen Stu-

die zur Asylsozialhilfe machen deutlich, dass es keinen Zusammenhang zwischen der Höhe des Budgets 

der Asylsozialhilfe und der Intensität der Stellensuche von unterstützten Personen gibt (Auer et al., 2024). 

Dies stellt die Annahme über die Schaffung negativer Anreize zur Förderung der (Wieder-)Eingliederung 

in den Arbeitsmarkt in Frage. Behauptungen, wonach Menschen sich mehr um eine (Wieder-)Eingliede-

rung in die Erwerbstätigkeit bemühen würden, wenn sie weniger unterstützt, die Sozialhilfe gekürzt oder 

anderweitige Sanktionierungsmechanismen eingesetzt würden, bestätigen sich nicht.  

Durch eine unkritische Haltung der Sozialen Arbeit auf die individualisierenden Perspektive von Workfare 

und das damit verbundene neoliberale Menschenbild besteht die Gefahr, dass strukturelle Bedingungen 

zu wenig berücksichtig werden. Aus einer Menschenrechtsperspektive der Sozialen Arbeit müssen nebst 

der individuellen Bedürfnisbefriedigung klare Forderungen nach einem gleichberechtigten Zugang zum 

Arbeitsmarkt gestellt werden, der Menschen nicht durch fehlende Arbeitserlaubnisse, psychische Beein-

trächtigungen, Care-Arbeit, Rassismus oder aufgrund von Geschlechterzuordnungen bevorzugt oder be-

nachteiligt. Die Soziale Arbeit sollte die Adressat*innen darüber aufklären, welche strukturellen Proble-

men zu ihrem sozialen Ausschluss beitragen und sie dazu motivieren, ihre Rechte auf gesellschaftliche 

und berufliche Integration mit menschengerechten Massnahmen einzufordern (Avenir Social, 2010, S. 

12). Auch die Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession muss sich mehr für strukturelle 
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Veränderungen einsetzen und einen integrationsbereiten Arbeitsmarkt fordern, damit eine rasche Ablö-

sung der staatlichen Unterstützungsleistungen für viele Menschen in einem kurzen Zeitraum möglich ist 

und somit das Recht auf eigenes Verdienen des Lebensunterhalts verwirklicht werden kann (vgl. Art. 23, 

AEMR).  

Gegen den totalen Ausschluss durch eine Inhaftierung 

Wie im Kapitel 5.4 Arme ins Gefängnis? dargelegt wird, werden durch das geltende Recht Menschen in 

bestimmten Lebenssituationen, beispielsweise sozioökonomisch benachteiligte Menschen, häufiger kri-

minalisiert und inhaftiert. Es besteht das erhöhte Risiko, dass sie eher zu Verhaltensweisen gezwungen 

sind, die als „abweichend“ bis hin zu „kriminell“ bewertet werden, was zu Sanktionen oder einer Inhaftie-

rung führen kann. In der Praxis wird bei der Anordnung von Ersatzfreiheitsstrafen häufig nicht berück-

sichtigt, welche strukturellen Bedingungen dazu führen, dass Menschen in die Situation geraten, einen 

Geldbetrag nicht bezahlen zu können. Armutsbetroffene Menschen trifft es dadurch unverhältnismässig 

hart, wenn die finanzielle Stabilität, die gesundheitlichen Ressourcen oder die rechtlichen Grundlagen 

fehlen, um die Geldstrafen zu bezahlen oder abzuarbeiten (Rusche, 2016). Zudem sollen die Menschen 

nach einem Vollzug in eine Gesellschaft zurück integriert werden, in der ein Gefängnisaufenthalt bewertet 

und stigmatisiert wird (Hosser & Greve, 2022). Die Stigmatisierung eines Haftaufenthalts hat Auswirkun-

gen auf die psychische und physische Gesundheit der Betroffenen, auf deren soziales Umfeld, auf ihre 

beruflichen Perspektiven oder die Wohnsituation (Holm, 2021). Zudem haben sich beispielsweise die 

Armutsverhältnisse durch eine Ersatzfreiheitsstrafe nicht aufgelöst.  

Dass Ersatzfreiheitsstrafen Menschen treffen, welche armutsbetroffen, sozial ausgeschlossen oder ge-

sundheitlich angeschlagen, im strafrechtlichen Sinn nicht aber „gefährlich“ sind, deutet dies auf ein struk-

turelles Problem hin, welches aus Sicht der Sozialen Arbeit eine Herausforderung darstellt. Hier stellt 

sich die Frage, wie die Soziale Arbeit ihre Adressat*innen dabei unterstützen kann, sich von einer „krimi-

nellen“ Verhaltensweise zu befreien, also auch, wie sie trotz Armutsverhältnisse straffrei bleiben können. 

Dabei geht es aber nicht nur um die Frage, warum Menschen aufhören, Straftaten zu begehen, sondern 

auch, welche Bedingungen dafür nötig sind und wie und ob die Fachkräfte dabei helfen können (Linden-

berg, 2024, S. 158). In der Praxis der Sozialen Arbeit in Haftanstalten gibt es einen Ansatz der Ausstiegs-

theorie, der unter dem Begriff „Distance- Theorie“ bekannt ist (2024). Der Distance-Ansatz geht von einer 

Haltung der Fachkräfte aus, die den Adressat*innen die Fähigkeit zusprechen, Veränderungsprozesse 

aus eigenen Kräften vollziehen zu können und ihnen dabei helfen, vorhandene Ressourcen zu aktivieren. 

Das anerkennende Menschenbild ist sehr subjektorientiert, wobei es gegenüber den Ausschlussprozes-

sen, welche in der Gesellschaft wirksam sind, blind ist. Der Ansatz bietet aber relevante Aspekte, weil er 

gegen eine individualisierende Haltung ist und die Verantwortung von Kriminalität nicht ausschliesslich 
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den Adressat*innen zuschreibt. Diese Haltung kann in der Praxis aber nur funktionieren, „wenn die Stär-

ken und Ressourcen und eben nicht die Defizite und Risiken“ der Adressat*innen, ins Zentrum gerückt 

werden (Lindenberg, 2024, S. 163-164). Der erwähnte Ansatz ist eine Möglichkeit, wie die Soziale Arbeit 

innerhalb der vorherrschenden Rahmenbedingungen eine reformistische Haltung entwickeln kann, die 

die Betroffenen nicht weiter stigmatisiert und ausgrenzt. Die Gefahr, welche in dieser Haltung festge-

macht werden kann, ist dass sie die traumatisierende Wirkung, welche eine Haft haben kann, nicht in 

Frage stellt. Um die strukturellen Bedingungen mitzuberücksichtigen, muss die Soziale Arbeit, nebst ei-

ner subjektorientierten Haltung, einen kritischen Blick darauf werfen, welche Personengruppen aus wel-

chen Gründen inhaftiert werden.  

Bis heute gibt es kaum Fachleute innerhalb oder ausserhalb der Gefängnismauern, welche die Kritik am 

Gefängnis bis hin zu dessen Abschaffung durchbringen. In der kriminalsoziologischen Fachwelt gibt es 

aber eine abolitionistische Sichtweise, wonach nur Menschen inhaftiert werden sollten, von denen eine 

Gefahr für andere Menschen oder ihnen selbst ausgeht (Lindenberg, 2024, S.46). Zeitgleich bedingt dies 

wirtschaftliche, soziale und politische Veränderungen. Durch die Forderung nach Alternativen zu diesen 

staatlichen Strafen und dem Aufbau von sozialen Infrastrukturen können die strafrechtlichen Sanktionen 

wie die Ersatzfreiheitsstrafe delegitimiert werden. Die Soziale Arbeit, die soziale Gerechtigkeit anstrebt, 

kann Menschen dabei unterstützen, aus sozialen Notlagen zu kommen, denn eine Verbesserung der 

Lebensgrundlage und individuellen Hilfestellungen können einen positiven Einfluss auf die Legalbewäh-

rung (dem Gegensatz von Rückfall) haben. Die Soziale Arbeit sollte sich vermehrt für die Schaffung 

sozialer Institutionen einsetzen, die armutsbetroffene Menschen in die gesellschaftlichen Strukturen in-

tegrieren, damit sie nicht mehr und mehr an den Rand gedrängt oder sogar inhaftiert werden. Weiter 

erachten wir es als unabdingbar, dass sich die Soziale Arbeit gegen die Ersatzfreiheitsstrafen positioniert. 

Dazu ist es erforderlich, dass sie sich aufgrund von sozioökonomischen Ungleichheiten, klar gegen die 

Kriminalisierung gewaltfreier Verbrechen stellt. Eine Soziale Arbeit, die sich solidarisch zeigt, prangert 

den sozialen Ausschluss und die Stigmatisierung ihrer Adressat*innen an. Dies kann sie durch die För-

derung des Aufbaus von Institutionen und Angeboten bewirken, welche sich mit der Lösung sozialer 

Probleme befassen und eine alternative Perspektive für die Menschen bieten, welche unter den momen-

tanen Umständen in prekarisierten Arbeits- und Lebensverhältnissen leben müssen.  

Armut ist politisch  

Aus dem Tripelmandat von Staub-Bernasconi ergibt sich der Sinn und Zweck des professionellen Be-

strebens der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession, sich sozialpolitisch für die Anliegen und In-

teressen der Adressat*innen einzusetzen. Epple und Kersten (2016, S. 107-131) schreiben in ihrem Bei-

trag „In der Sackgasse: Soziale Arbeit zwischen Professionalität und Professionalismus“ dass eine 
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Soziale Arbeit, die sich an aktuellen sozialen Fragen orientieren will, gesellschaftskritisch und politisch 

engagieren muss. Dazu gehöre, dass ihre Funktion stetig hinterfragt werden muss. Daraus lässt sich ein 

politisches Selbstverständnis für die Soziale Arbeit ableiten. Sie muss sich für eine gerechtere Gesell-

schaft einsetzen und dabei politisch aktiv werden, um die Rechte und Bedürfnisse ihrer Adressat*innen 

zu verteidigen.  

Armut ist politisch und erfordert ein Engagement der Sozialen Arbeit auf verschiedenen Ebenen. Dies 

bedeutet nicht nur die direkte Unterstützung, sondern auch die Auseinandersetzung mit den strukturellen 

Ursachen von Armut und sozialer Ausgrenzung – nebst der individuellen Unterstützung braucht es die 

Schaffung struktureller Rahmenbedingungen, die den Menschen mehr Handlungsmöglichkeiten bietet. 

Denn fehlender Zugang zu Ausbildung, verringerte „Leistungsfähigkeit“, Mehrfachbelastungen, gesund-

heitliche Beeinträchtigungen und stigmatisierende Aufenthaltsstatus und dadurch Ausschlüsse aus dem 

Arbeitsmarkt führen zu sozialen Ausschlüssen, welche durch Eigenverantwortung und der Individualisie-

rung von Problemen nicht vollständig verhindert werden können. Daraus ergibt sich, dass Menschen-

rechte, wie das Recht auf Wohnen und Gesundheitsversorgung oder das Recht auf Bildung und Arbeit, 

von der Sozialen Arbeit nur eingefordert werden können, wenn sie sich positioniert und politisiert und 

sich für die Veränderung der gesamtgesellschaftlichen Verhältnisse einsetzt (Avenir Social, 2010). Wei-

ter haben vorgängige Ausführungen gezeigt, dass sich die Soziale Arbeit für den Ausbau der Sozialpolitik 

einsetzen muss, um individuelle Potentiale von Adressat*innen mehr fördern zu können. Gleichzeitig 

muss sie sich auch in sicherheitspolitischen Diskursen als Akteurin einbringen, um gegen die Kriminali-

sierung ihrer Adressat*innen zu kämpfen. Sie muss sich daher vermehrt zu bestehenden oder entste-

henden Gesetzesentwürfe, welche Verschärfungen von Sozialhilfeleistungen und Kontrolle fordern, äus-

sern.  

Beispiele wie die IG Sozialhilfe zeigen, wie durch sozialpolitische Unterstützungs- und Solidaritätsarbeit 

politische Veränderungen angestrebt werden können, um die Lebenssituation armutsbetroffener Men-

schen zu verbessern. Die IG Sozialhilfe hat während 24 Jahren für mehr Rechte von armutsbetroffenen 

Menschen gekämpft (IG Sozialhilfe, 2017, S. 3). Ihre Gründung begann mit einer Selbsthilfegruppe von 

in Armut lebenden Menschen, welche sich zusammen mit anderen Betroffenen politisch der alltäglichen 

Stigmatisierung von Armutsbetroffenen entgegenstellten. Daraus erwuchs eine Organisation mit unter-

schiedlichen Akteur*innen, wie Sozialarbeitende, betroffenen oder sich solidarisierenden Personen, und 

Aufgabenfeldern, welche Menschen in prekarisierten Lebenssituationen begleitet und unterstützt. Die 

Organisation versucht mithilfe von politischen und juristischen Interventionen, die Lage von Armutsbe-

troffenen in der Schweiz zu verbessern und Einfluss auf den politischen Diskurs zu nehmen. Die IG 

Sozialhilfe lancierte beispielsweise das Projekt der „KulturLegi“, um durch gesellschaftliche Teilhabe die 
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Lebensqualität von Armutsbetroffenen zu verbessern. Die „KulturLegi“ ermöglicht es armutsbetroffenen 

Menschen, mithilfe eines persönlichen Ausweises, Rabatte auf verschiedene gesellschaftliche Angebote 

in den Bereichen Kultur, Sport, Bildung und Gesundheit zu erhalten und erleichtert so gesellschaftliche 

Teilhabe. Die IG Sozialhilfe erkannte auch, dass viele Armutsbetroffene unzureichenden juristischen 

Schutz und Beratung erhalten, weshalb sie solidarische Anwält*innen engagiert haben. Der Bereich der 

Rechtberatung wuchs sehr schnell und löste sich 2001 als eigenständiger Bereich ab. Er besteht heute 

als „Unabhängige Fachstelle für Sozialhilferecht“ (2017, S. 4). Durch ihre Solidaritätsarbeit positioniert 

sie sich politisch klar auf der Seite der Armutsbetroffenen mit dem Ziel, dass diese Personen nicht mehr 

bloss verwaltet werden, sondern weitgehend selbstbestimmt und nah an ihren Bedürfnissen leben kön-

nen (2017, S. 5).  

Dieses Beispiel zeigt, dass Veränderungen von gesamtgesellschaftlichen Verhältnissen mithilfe der So-

zialen Arbeit erreicht werden können, wenn es zu ihrem Selbstverständnis gehört, sich selbst als gesell-

schaftspolitische Akteurin zu verstehen (Fontanellaz et al., 2018, S. 10). Sie kann sich dabei mit anderen 

Akteur*innen solidarisieren und politische Prozesse initiieren, um gegen Armut und soziale Ausgrenzung 

vorzugehen. Dabei kann sie auf soziale Bewegungen zurückgreifen, in denen sich Menschen zusam-

menschliessen, die vom selben sozialen Phänomen betroffen sind. In diesem Kontext erfolgt eine Aus-

einandersetzung mit den strukturellen Ursachen sowie eine Thematisierung sozialer Fragen in ihrer ak-

tuellen Vielfalt. So können sich Sozialarbeitende und soziale Bewegungen gemeinsam mit den struktu-

rellen Ursachen sozialer Probleme auseinandersetzen und diese politisch angehen (Epple, 2018, S. 93-

94). Aufgabe der Sozialen Arbeit kann es hierbei sein, Lobbyarbeit zu betreiben, Öffentlichkeitsarbeit zu 

leisten, politische Bildung zu fördern und juristische und strategische Prozessführungen zu initiieren. 

Dadurch wird ein aktiver Beitrag zu politischen Veränderungen geleistet. Veränderungen, die sich gegen 

strukturelle Ursachen von Armut richten und sich gegen Praktiken von Workfare aussprechen, die Arme 

kriminalisieren. Somit unterstützt sie ihre Adressat*innen und stellt Ressourcen bereit, sie dabei zu un-

terstützten, sich gegen kriminalisierende Praktiken zu verteidigen.  

Vorstösse auf parlamentarischer Ebene können ebenfalls strukturelle Veränderungen, welche eine ge-

sellschaftspolitische Entkriminalisierung zum Ziel haben, anstossen. So wurde 2016 über die Initiative 

des bedingungslosen Grundeinkommens abgestimmt. Dieses strebte eine Existenzsicherung für mög-

lichst viele Menschen an, um damit Armut wirksam zu bekämpfen. Darüber haben wahlberechtigte 

Schweizer*innen im Jahr 2016 abgestimmt, die Vorlage wurde abgelehnt (Bundeskanzlei, 2020b). Ein 

anderer Vorstoss setzte sich für die Einführung eines kostenlosen öffentlichen Nahverkehrs ein, welcher 

die Nutzung von Beförderungsbussen verhindern würde. Armut in diesem Bereich zu entkriminalisieren 

war ein Versuch von „Gratis- ÖV- Bern“ (vgl. Partei der Arbeit & Kommunistische Jugend, o.D.). Dies 
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hätte nicht nur eine Reduktion der finanziellen Belastung von Menschen in prekarisierten Lebenssituati-

onen zur Folge, sondern würde auch die Mobilität steigern und somit den Zugang zu Bildung und Er-

werbsarbeit sowie sozialen Dienstleistungen erleichtern. Dadurch könnten soziale Ungleichheiten verrin-

gert und die soziale Teilhabe gefördert werden. Auch politische Vorstösse wie die Initiative „Armut ist 

kein Verbrechen“ sind wichtige Bestrebungen, um Rahmenbedingungen zu verändern. Die Initiative for-

dert, dass das Anrecht auf Unterstützung für ein menschenwürdiges Dasein nicht von einem Aufenthalts-

status abhängig gemacht wird (Caritas Schweiz, 2023). Diese politischen Initiativen sind ein wichtiger 

Schritt zur Entkriminalisierung von Armut. Diese Massnahmen können nicht nur finanzielle Belastungen 

reduzieren, sondern auch die soziale Teilhabe fördern und soziale Ungleichheiten verringern und um die 

Rahmenbedingungen für armutsbetroffene Menschen verbessern. Durch die Förderung von sozialer 

Teilhabe und den Einsatz gegen Kriminalisierung kann die Soziale Arbeit dazu beitragen, eine gerechtere 

und inklusivere Gesellschaft zu schaffen.  
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8 Beantwortung der Fragestellung 

Entlang der Forschungsfrage wurden Auswirkungen von Workfare und die Anordnung von Ersatzfrei-

heitsstrafen auf Armutsbetroffene literarisch erarbeitet. Dadurch konnten Kontroll-, Sanktionierungs- und 

Strafmechanismen analysiert werden, die im Schweizer Sozialstaat angewendet werden, um Armut zu 

bekämpfen. Diese Mechanismen, können als Kriminalisierungsprozesse von Armut verstanden werden. 

Die aus der Beantwortung gewonnenen Erkenntnisse, haben wir als Lösungsansätze für die Sozialen 

Arbeit nutzbar gemacht.  

Für die Bearbeitung der Forschungsfrage haben wir mehrere Unterfragen formuliert, die als Orientierung 

und Verknüpfung der unterschiedlichen Thematiken dienen. Aus den Erkenntnissen dieser Unterfragen 

kann nun die Fragestellung abschliessend beantwortet werden. Die Arbeit hat sich zum Ziel gesetzt, 

folgende Fragestellung zu beantworten:  

Wie wird Armut in der Schweiz durch Workfare und die Anwendung von Ersatzfreiheitstrafen kriminalisiert 

und wie können Erkenntnisse aus dieser Analyse für die Soziale Arbeit nutzbar gemacht werden? 

Armut in der Schweiz 

Durch die erste Unterfrage haben wir für die Fragestellung relevante Aspekte des Armutsbegriffs analy-

siert. So gibt es unterschiedliche Vorstellungen und Definitionen von Armut, die betrachtet werden könn-

ten. Die Definition von Armut hängt davon ab, wer diese aus welcher Perspektive für sich definiert. Für 

die Soziale Arbeit ist die Armutsdefinition der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe handlungslei-

tend, da anhand dieser, die sozialstaatlichen Unterstützungsmassnahmen bemessen werden. Durch die 

Orientierung am Existenzminimum wird erfasst, welche Menschen von Armut betroffen oder gefährdet 

sind.  

Die zweite Unterfrage beschäftigte sich mit der Auswirkung von Armutsverhältnissen auf Betroffene und 

wie der Schweizer Sozialstaat auf Armut reagiert. Durch den Capability-Ansatz kann erkannt werden, 

dass Armut sowohl individuell wie auch strukturell Auswirkungen auf betroffene Personen hat und dass 

darin die Verwirklichungschancen liegen, aus Armutsverhältnissen befreit zu werden. Die individuellen 

Auswirkungen von Armut werden oft an der Einkommensgrenze der SKOS definiert oder anhand der 

Zugangsvoraussetzungen zu Ressourcen wie Wohnmöglichkeiten, Bildung oder Gesundheit festgestellt. 

Hinzu kommen individuelle Risikofaktoren, welche Armutsverhältnisse mitbeeinflussen und verstärken 

können. In der Arbeit haben wir in Bezug darauf die Gesundheit, Migration sowie die Obdachlosigkeit 

erläutert.  
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Da die meisten Risikofaktoren in den strukturellen Kontext eingebunden sind, zeigen sich auch deren 

Auswirkungen. So sind es einerseits die Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt, welche die Möglichkeit auf 

Erwerbsarbeit beschränken. Durch das schweizerische System der sozialen Sicherheit werden Men-

schen in Notlagen, durch staatliche Sozialleistungen unterstützt. Als unterstes Netz der sozialen Siche-

rung kommt die Sozialhilfe zum Tragen. Für abgewiesene Asylsuchende gibt es die reduzierten Leistun-

gen der Nothilfe, wodurch allein das Überleben gesichert werden soll. Die Sozialhilfe ist darauf ausge-

richtet, Armut zu bekämpfen und Menschen in Notlagen finanziell und materiell zu unterstützen und eine 

soziale Teilhabe zu ermöglichen, um ein menschenwürdiges Dasein zu sichern. Die Sozialhilfe wie auch 

die Nothilfe sind an Gegenleistungen geknüpft. So können, wenn diese von Unterstützten nicht erfüllt 

werden, Sanktionsandrohungen oder Kürzungen ausgesprochen werden oder die Leistungen können 

gänzlich eingestellt werden.  

Workfare 

Die dritte Unterfrage befasste sich mit den Zielen von Workfare und deren Auswirkung auf Sozialhilfebe-

ziehende. Die Frage wurde damit beantwortet, dass Workfare als sozialstaatliches Instrument eingesetzt 

wird, um Menschen möglichst rasch in die Erwerbsarbeit (wieder-)einzugliedern, wodurch die Verminde-

rung der Erwerbslosigkeit und Armut angestrebt werden soll. Die Sozialpolitik hat sich durch Workfare in 

den letzten Jahren hin zu mehr Kontrolle und Zwang zur Aktivierung entwickelt, was auch in der Ausge-

staltung der Sozialhilfe erkennbar wird. So fand eine verstärkte Kopplung der staatlichen Unterstützung 

an Bemühungen von Sozialhilfebeziehenden zur (Wieder-)Eingliederung in den Arbeitsmarkt statt. Durch 

die starke Koppelung von Sozialhilfegeldern und arbeitsmarktlichen Massnahmen übernimmt die Sozial-

hilfe eine Doppelfunktion von Beratung/Unterstützung und Kontrolle der erwerbslosen Personen. Im Falle 

von Nichtbefolgen der gesetzlich verankerten Pflichten und erwarteten Gegenleistungen der Sozialhilfe-

beziehenden kann die Sozialhilfe gekürzt oder ganz eingestellt werden. Es wurde festgestellt, dass die 

negativen Anreize durch das Prinzip der „Leistung und Gegenleistung“ Druck und Zwang auslösen kön-

nen und dadurch problematisch sein und sogar entgegengesetzte Effekte auslösen können. Die Pflichten 

von Sozialhilfebeziehenden sind sehr eindimensional auf die rasche (Re-)Integration in die Erwerbsarbeit 

ausgerichtet, was vor allem bei nicht raschem Gelingen die Gefahr der Entwürdigung und Stigmatisierung 

durch die individuelle Verantwortungszuschreibung birgt. Die Folgen der kapitalistischen Gesellschaft 

und die von ihr produzierten Ausschlussmechanismen werden so den armutsbetroffenen Menschen als 

persönliches Scheitern angelastet und individualisiert, wodurch strukturelle Ausschlussmechanismen 

durch Workfare zu wenig bearbeitet werden. Zudem ist die Wirkung von Workfare umstritten, was die 

Frage der Legitimität aufwerfen kann.  
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Die vierte Unterfrage hat sich mit der Rolle der Kontrolle und Sanktionierung im Umgang mit Armut be-

schäftigt. Das der Workfare zugrundeliegende Menschenbild basiert auf der Annahme, dass die Exis-

tenzsicherung ohne Gegenleistung, Personen daran hindert, ihren Beitrag an die Gesellschaft zu leisten. 

Durch diese Annahme werden negative Anreize durch Zwangsmassnahmen geschaffen. Prinzipien der 

Leistungsorientierung und Eigenverantwortung stehen im Mittelpunkt, wodurch Sozialhilfebeziehende 

dem Prozess der sozialen Disziplinierung unterworfen werden. Die Androhung dieser Bestrafungsmittel 

dienen zum einen zur Abschreckung der Erwerbstätigen Bevölkerung und anderseits werden Leistungs-

bezüger*innen dazu aufgefordert, ihren Beitrag an die Gesellschaft zu leisten und sich zu integrieren. Sie 

verfolgen somit individuelle und kollektive Ziel der Abschreckung und Aufrechterhaltung der Arbeitsmo-

ral.  

Haft 

In der fünften Unterfrage ging es um die gesellschaftliche Funktion von Überwachen und Strafen und wie 

Kriminalisierungsprozesse kritisch analysiert werde können. Das von der Gesellschaft als „abweichend“ 

definierte Verhalten soll durch Überwachen und Strafen kontrolliert und diszipliniert werden. Soziale 

Probleme werden weiter individualisiert und Menschen werden zur Normenkonformität gezwungen. Die 

ideologische Funktion des staatlichen Strafens wird durch die Betrachtung des sozialen Ausschlusses 

ersichtlich. Dies zeigt sich beispielsweise darin, dass Personen, die den Prinzipien von Workfare nicht 

entsprechen und sich nicht an die Anforderungen der Erwerbsarbeit anpassen können, aus der Gesell-

schaft ausgeschlossen werden. Die kritische Betrachtung der gesellschaftlichen Funktion von Überwa-

chen und Strafen zeigt die Rolle von Machtstrukturen und Hierarchieverhältnissen auf, durch welche 

„abweichendes“ Verhalten von Menschen definiert und bearbeitet wird. Durch die Perspektive der kriti-

schen Kriminologie kann die Definition von Kriminalität und darauf bezogene Reaktionen kritisch hinter-

fragt werden. Bei der Entstehung von Kriminalität werden deshalb soziale und ökonomische Faktoren 

berücksichtigt und abweichendes Verhalten wird im engen Zusammenhang mit der gesetzlichen Defini-

tion einer Gesellschaft gesehen, die kriminelles von erlaubtem Verhalten unterscheidet.  

Um die Kriminalisierungsprozesse nicht nur durch Workfare zu betrachten, wurde ein Zusammenhang 

von Armut und Kriminalität genauer erläutert und durch die Ausführung über die Ersatzfreiheitsstrafe 

ergänzt. In der sechsten Unterfrage ging es deshalb darum, wie Armut durch Inhaftierungen aufgrund 

der Ersatzfreiheitsstrafe kriminalisiert wird. Es konnte aufgezeigt werden, dass armutsbetroffene Men-

schen besonders häufig von Massnahmen wie der Ersatzfreiheitsstrafe betroffen sind. Dies, obwohl das 

Strafgesetz für die der Ersatzfreiheitsstrafe zugrundeliegende begangenen Delikte ursprünglich gar nicht 

vorsieht, ein Haftvollzug anzuordnen. Wenig vermögende Personen sind besonders stark davon betrof-

fen, und werden so für ihre Armutsverhältnisse und Lebensweise sanktioniert. Dies zeigt weiter auf, dass 
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Kriminalisierungsprozesse immer auch mit gesellschaftlichem Ausschluss einhergehen, was für manche 

Menschengruppen, die gesellschaftlichen Ausschluss erfahren, bedeutet, dass sie nur erschwert wieder 

gesellschaftlichen Einschluss erfahren können. Beispielsweise treffen Folgen des sozialen Ausschlusses 

durch Inhaftierungen Bereiche wie die Wohn- und Erwerbssituation sowie die körperliche und gesell-

schaftliche Integrität der Ausgeschlossenen.  

Durch die Betrachtung von Workfare und der Ursachen von Ersatzfreiheitsstrafen konnten Kriminalisie-

rungsprozesse genauer aufgezeigt werden. Dadurch konnte ein Beitrag zur Bearbeitung und Diskussion 

relevanter sozialer Themen und Problemen geleistet werden. Die Erkenntnisse daraus bieten Anhalts-

punkte für die Weiterentwicklung der Angebote und Haltung einer professionellen Sozialen Arbeit.  

Soziale Arbeit 

Die siebte Unterfrage beschäftigt sich mit der Rolle der Sozialen Arbeit in Kriminalisierungsprozessen 

und welche Erkenntnisse daraus für sie nutzbar gemacht werden können. Ein Grossteil der Adressat*in-

nen der Sozialen Arbeit sind von Armut betroffen, wodurch sie sozialen Ausschluss erfahren und durch 

unterschiedliche Mechanismen kriminalisiert werden. Die Soziale Arbeit wirkt in Kriminalisierungsprozes-

sen mit, da sie sich in ihrem Handeln, an gesellschaftliche Ordnungsmodellen und gesetzlichen Aufträ-

gen orientiert und somit auch vom gesellschaftlichen Wissen über Armut und Kriminalität beeinflusst wird. 

Weiter ist es der rechtliche Rahmen des Sozialstaates, der den Handlungsspielraum der Sozialen Arbeit 

vorgibt und legitimiert. Sie muss ihr Angebot und ihren Auftrag daher in der neoliberalen Gesellschafts-

struktur und der daraus resultierenden Marktlogik einfügen können. Für die Entwicklung der Sozialen 

Arbeit ist es von Bedeutung, dass sie ihre Angebote und Aufträge kritisch reflektiert und die eigenen 

Tätigkeiten und das eigene professionelle Handeln, angewandten Methoden und ausgeführte Aufgaben 

immer wieder aufs Neue prüft und hinterfragt. Um die individuelle Situation unserer Adressat*innen zu 

verbessern, bedingt es nebst dem Fokus auf das Individuum auch jenen auf die strukturell bedingten 

Ausschlussmechanismen.  

Auch die Kritik an den arbeitsmarktlichen Bedingungen und die Feststellung, dass Workfare sozialen 

Ausschluss verstärken kann, sind bedeutend und sollten berücksichtig werden. Workfare-Programme 

können einige Personengruppen weiter marginalisieren, indem sie nicht genügend auf individuelle Be-

dürfnisse eingehen oder bestehende strukturelle Hindernisse nicht angemessen berücksichtigen. Auch 

die Arbeitsplatzqualität ist bedeutend. Der Druck zur raschen (Wieder)Eingliederung kann Menschen in 

prekarisierte Erwerbsarbeit drängen, was den sozialen Ausschluss verstärkt, statt verringert. Die Soziale 

Arbeit muss die individuellen Unterstützungsarbeit in der Sozialhilfe zwingend mit der strukturellen Ebene 

verknüpfen und die ideologische Idee der Eigenverantwortlichkeit in den sozialstaatlichen Strukturen 
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hinterfragen. Dabei sollte sie prüfen, welche strukturellen Bedingungen geschaffen werden können, um 

armutsbetroffenen Menschen ein menschenwürdiges Dasein ohne Zwang und Kontrolle zu ermöglichen. 

Dies kann beispielsweise durch die Ablehnung negativer Anreize durch Sanktionen passieren. Durch die 

Schaffung positiver Anreize können strukturelle Veränderungen implementiert werden. So kann die Mo-

tivation der Sozialhilfebeziehenden gesteigert werden, indem sie statt Sanktionierungen, Belohnungen 

für eine Teilnahme an Bildungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten erhalten oder dass Beratungs- und 

Unterstützungsangebote ermöglicht werden, die den Sozialhilfebeziehenden bei der Entwicklung ihrer 

Fähigkeiten und Karrieremöglichkeiten helfen. Weiter sollten Workfare-Programme ganzheitliche Unter-

stützungsangebote bereitstellen, die über die blosse Arbeitsvermittlung hinausgehen. Dazu können bei-

spielsweise Schulungen zur finanziellen Bildung, Gesundheitsversorgung und psychosozialen Unterstüt-

zung gehören. Darüber hinaus könnte in die Schaffung von Arbeitsplätzen investiert werden, die den 

Fähigkeiten und Bedürfnissen der Sozialhilfebeziehenden entsprechen, um sicherzustellen, dass die Ar-

beitsplätze stabil und fair entlöhnt werden.  

Indem positive Verstärkungen und strukturelle Verbesserungen angestrebt werden, könnte Workfare 

wirksamer werden, und so Menschen dabei besser unterstützen, um aus der Armut herauszukommen 

und somit würden auch weniger soziale Ausschlusspraktiken (re)produziert. Somit könnte Workfare ef-

fektiver dazu beitragen, sozialen Ausschluss zu verringern und den betroffenen Personen dabei helfen, 

langfristig wirtschaftliche Sicherheit und soziale Integration zu erreichen.  
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9 Fazit 

Die Bachelorthesis analysiert verschiedene Aspekte der Sozialhilfe und beleuchtet insbesondere den 

Einsatz negativer Anreize in diesem Bereich. Die negativen Anreize in Workfare müssen kritisch betrach-

tet werden, da sie die Soziale Arbeit in eine Position von Überwachung und Sanktionierung bringen kön-

nen. Hier ist eine kontinuierliche Evaluation der Erwartungen an Gegenleistungen in der Sozialhilfe wich-

tig, um tatsächliche Verbesserungen zu gewährleisten. Die Bachelor-Thesis betont die Notwendigkeit, 

strukturelle Veränderungen in der Sozialhilfe voranzutreiben und positive Anreize anstelle von negativen 

Anreizen wie z.B. Sanktionen zu verwenden. Um sozialen Ausschluss zu verringern und langfristige wirt-

schaftliche Sicherheit sowie soziale Integration zu fördern, erfordert es eine ganzheitliche Herangehens-

weise der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession, die individuelle Unterstützung mit strukturellen 

Verbesserungen verbindet, 

Abschliessend lässt sich festhalten, dass strukturelle Ausschlüsse, die die Teilhabe in der Gesellschaft 

erschweren, verringert werden müssen. Diese Ausschlüsse, die durch Armut, Hindernissen beim Zugang 

zum Arbeitsmarkt und langfristige Abhängigkeit von Sozialhilfe, Asylsozialhilfe oder Nothilfe entstehen, 

sowie durch die Etikettierung von Personen und Gefängnisstrafen aufgrund geringfügiger Delikte, müs-

sen benannt werden. Um Inhaftierungen aufgrund geringfügiger Delikte zu bekämpfen, müssen Lösun-

gen in die Strukturen eingebettet werden. Bei der Anordnung von Ersatzfreiheitsstrafen sind alternative 

Massnahmen einzufordern, und es braucht Unterstützungsangebote, welche präventiv auf Verarmung 

wirken. Zum Beispiel könnte politisch ein niederschwelliger Zugang zu öffentlichen Verkehrsmitteln ge-

fordert werden, und ein bedingungsloses Grundeinkommen könnte positive Anreize schaffen, während 

negative Anreize eliminiert werden. Der Zugang zum Arbeitsmarkt ist ein wichtiger Faktor, der in Verbin-

dung mit Armut steht und eine Veränderung erfordert langfristige politische Massnahmen. Kleinere 

Schritte, die oftmals zivilgesellschaftliche Gruppen etablieren, sind notwendig, um langfristige Verände-

rungen zu bewirken und politisches Handeln anzustossen.  

Um der Kriminalisierung von Armut entgegenzuwirken, sollte sich die Soziale Arbeit mit Kriminalisie-

rungsprozessen auseinandersetzen und sich für die Entkriminalisierung fast aller gewaltfreien Verbre-

chen positionieren. Dabei sollen wissenschaftliche Erkenntnisse aus verschiedenen Disziplinen, wie der 

Kriminologie, als Grundlage für den öffentlichen Diskurs und politische Massnahmen dienen. Wissen-

schaftliche Grundlagen, wie die kürzlich erschienene Studie (Auer et al., 2024), über Zusammenhänge 

zwischen der Lebenssituation von Sozialhilfebeziehenden und den Kriminalisierungsmechanismen kön-

nen die Notwendigkeit struktureller Veränderungen in wirtschaftlicher, sozialer und politischer Hinsicht 

betonen. Kriminelles oder anders gesagt, kriminalisiertes Verhalten, ist nicht eine nicht veränderbare 
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oder beeinflussbare Verhaltensweise, sondern das Resultat einer sozialen Realität. Die Soziale Arbeit 

sollte sich daher für die Belange ihrer Adressat*innen und für ihre ethischen Grundsätze einsetzen, indem 

sie politische Partizipation fördert und eine proaktive Rolle einnimmt, um politische Ergebnisse nicht nur 

zu kommentieren, sondern aktiv mitzugestalten. Dies erfordert eine verstärkte Präsenz der Sozialen Ar-

beit im öffentlichen Diskurs, insbesondere in Debatten über Armut und sozialstaatliche Massnahmen 

sowie ganz allgemein mehr Aufklärungs-, Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit.  

Eine unreflektierte Befürwortung der Massnahmen zur Kontrolle, Sanktionierungen und Bestrafung durch 

die Soziale Arbeit verstärkt soziale Ausschlüsse, statt diesen entgegenzuwirken. Daher ist es entschei-

dend, dass die Soziale Arbeit in der Armutsbekämpfung eine kritische Haltung einnimmt und alternative 

Lösungsansätze unterstützt und fordert, die über negative Anreize in Workfare und der Inhaftierung auf-

grund von sozioökonomischen Umständen hinausgehen. Obwohl Kontrollen, Sanktionierungen, Strafen 

und Gefängnis heute eng miteinander verbunden sind und diese Verbindung historisch, politisch und 

sozial erklärbar sind, gäbe es auch Alternativen.  
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10 Ausblick  

Die Auseinandersetzung mit Kriminalisierungsprozessen hat einen neuen Zugang über das Verhältnis 

von Armut und Kriminalität aufgezeigt und konnte dazu beitragen, eine professionelle Haltung in der 

Sozialen Arbeit weiterzuentwickeln. Die gesellschaftlichen Forderungen nach Kontroll-, Sanktionierungs- 

und Strafmechanismen nehmen durch den momentanen populistischen Diskurs tendenziell zu, was die 

Gefahr birgt, dass sozialstaatliche Leistungen und Sicherungssysteme abgebaut und Kriminalisierungs-

prozesse ausgeweitet werden. Für Schweizer Bürger*innen kann gesagt werden, dass der Sozialstaat 

weiterhin darauf abzielt, eine gewisse Soziale Sicherheit zu gewährleisten. In den letzten Jahren nahmen 

jedoch Diskussionen über die Sicherheitspolitik und Investitionen in Sicherheitsmassnahmen zu, was 

den Druck erhöht, Ressourcen in sicherheitspolitische Massnahmen zu investieren. Dies zeigt sich un-

teranderem dadurch, dass aus der vermeintlichen Kriminalität von Menschen aus Maghrebstaaten in der 

Politik und den Medien ein Problem des öffentlichen Interesses gemacht wird. Das führt dazu, dass nun 

alle Menschen aus den Maghrebstaaten und weiteren Staaten der Welt, die jedoch (noch) nicht im öf-

fentlichen Diskurs erwähnt werden, asylrechtlich diskriminiert werden. Ihr Asylverfahren soll neu nur noch 

24 Stunden dauern (Staatssekretariat für Migration, 2024). Dies dient dem Ziel der Abschreckung, ob-

wohl das Asylverfahren Menschen Schutz bieten sollte. Weiter werden die Ausschlussmechanismen an 

den Europäischen Aussengrenzen durch eine EU-Asylreform verstärkt (PRO ASYL, 2024).  

Bereits vor Abgabe der vorliegenden Bachelor-Thesis hat sich der Diskurs der Kriminalität bei Asylsu-

chenden im Kanton Solothurn ausgeweitet. Ein entsprechender Vorstoss der FDP zielt darauf ab Asyl-

suchenden, welche straffällig wurden, schneller abzuschieben sowie längere Haftstrafen einzuführen. 

Die damit einhergehenden strikteren Hausordnungen, mehr Anwesenheitspflicht, mehr Sicherheits-

dienste und erhöhte Polizeipräsenz, sollen für alle asylsuchenden Menschen gelten (Kanton Solothurn, 

2024). Der Vorstoss mach deutlich, dass der Kriminalitätsdiskurs von politisch- ideologischen Interessen 

geleitet wird, statt dass er auf wissenschaftlichen Erkenntnissen basiert, wie jene, welche sich aus der 

Studie zur über die Asylsozialhilfe und das Kriminalitätsverhalten ergeben (Auer et al., 2024). Es zeigt 

erneut, dass die Ursachen von kriminalisiertem Verhalten kaum beachtet werden und es vielmehr um die 

gezielte Ausschliessung bestimmter Personengruppen geht. Unter aktuellen Entwicklungen ist anzuneh-

men, dass sich der Kriminalitätsdiskurs in Zukunft auf noch mehr Personengruppen und Verhaltenswei-

sen ausweiten könnte. Dies mit Kontroll-, Sanktions- und Strafmechanismen anstelle von Massnahmen, 

die den Ausbau des Sozialstaates fördern und die Menschenrechte der gesamten Bevölkerung garan-

tiert. Nachhaltiger auch zur Kriminalprävention wären beispielsweise Massnahmen, die die Menschen in 

den Mittepunkt stellen wie die Erhöhung der Asylsozialhilfe oder der Abbau von Hürden für den Arbeits-

markt.  
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Die oben erwähnten Tendenzen der politischen Vorstösse festigen Hierarchieverhältnisse und die 

Schere zwischen Arm und Reich, nicht nur auf nationaler Ebene, sondern global, geht immer weiter auf. 

Die Richtung und die Prioritäten der Sozialpolitik in der Schweiz sind von politischen Entscheidungen 

und aktuellen gesellschaftlichen Herausforderungen beeinflusst. Deshalb wird es auch für die die Soziale 

Arbeit immer bedeutender, sich mit den bestehenden Gesetzen und deren ethischen Legitimität ausei-

nanderzusetzen.  
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„Prisons do not disappear social problems, they disappear human beings.” - Angela Davis  
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